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editorial
	 Editorial

Soziale Fragen sind auch ökonomische Fragen

Die Betrachtung und Diskussion sozialer Fragen aus ökonomi-
scher Sicht hat eine lange Tradition: Mass und Ausgestaltung von 
Solidaritäten, die Definition sozialer Gerechtigkeit und die Eini-
gung auf Umverteilungsziele sind zwar zunächst politische Aufga-
ben. Die ökonomische Perspektive bietet jedoch spezifische Me-
thoden und Argumentarien, die in politischen Aushandlungspro-
zessen über soziale Fragen Lösungsansätze liefern und beurteilen 
können. Dabei kann auf der Ebene einzelner Akteure angesetzt 
werden, indem deren Verhalten durch die Analyse von Hand-
lungs- und Verhaltensanreizen unter Berücksichtung der jeweili-
gen Rahmenbedingungen untersucht wird. Oder es wird auf der 
gesamtgesellschaftlichen Ebene die Summe der individuellen Ent-
scheidungen analysiert, indem Kosten-Nutzen-Relationen sozialer 
Massnahmen dem Ziel wohlfahrtsoptimaler Lösungen gegenüber-
gestellt werden.

Ökonomische Fragestellungen tragen somit zur Klärung bei, ob 
und warum «gut gemeinte» Gesetze oder historisch gewachsene 
institutionelle Rahmenbedingungen unerwartetes oder uner-
wünschtes Verhalten auslösen, und wie steigende oder neue An-
sprüche bei begrenzten Mitteln effektiv und effizient bewältigt wer-
den können. Die Analysen bieten Entscheidungsgrundlagen, ob 
die vorhandenen Mittel anders aufgeteilt werden sollten, oder ob 
bestimmte Risiken (wie z.B. Familiengründung, Weiterbildung 
oder Pflege von Angehörigen) im Lebenszyklus sozial besser, an-
dere dagegen (wie z.B. Extremsport, Rauchen, Rasen oder Rausch-
trinken) weniger gut abzusichern wären. Ökonomische Ansätze 
können also sowohl die Konzeption als auch die Umsetzung an-
reizkompatibler Massnahmen in der Sozialpolitik unterstützen. 
Über die theoretische Analyse hinaus können die abgeleiteten Hy-
pothesen einer empirischen Überprüfung unterstellt werden. Auf 
der Basis empirisch überprüfter Erkenntnisse lassen sich Hand-
lungsempfehlungen, die zu einer Verbesserung der sozialen Wohl-

fahrt beitragen, fundierter in den politischen Diskurs 
einbringen. 

Der Bereich Forschung und Evaluation im BSV stellt 
mit dem Schwerpunktthema in dieser Ausgabe soziale 
Fragestellungen aus ökonomischer Sicht vor. Im Artikel 
von Isidor Wallimann und Esteban Piñeiro werden Er-
kenntnisse aus der Umweltökonomie auf die Sozialpoli-
tik übertragen. Die Autoren überlegen, inwiefern eine 
vermehrte Anwendung des Verursacherprinzips auf die 
Sozialpolitik zur Entlastung der Allgemeinheit beitragen 
könnte. Auf individueller wie gesamtgesellschaftlicher 
Ebene analysieren Monika Bütler und Monika Engler 
die aktuellen Spar- und Konsumanreize der beruflichen 
Altersvorsorge und stellen die Frage, ob diese angesichts 
des Einkommensverlaufs im Lebenszyklus sozialpoli-
tisch noch sinnvoll sind. Der Beitrag von Rahel Zurfluh 
beleuchtet am Beispiel der Betreuungsgutscheine die 
Frage, ob durch Subjektfinanzierung das Zusammen-
spiel von Angebot und Nachfrage auf dem Markt für fa-
milienergänzende Kinderbetreuung verbessert werden 
kann. Tobias Müller hinterfragt Massnahmen zur Be-
kämpfung der Armut, insbesondere das Partizipations-
einkommen aus ökonomischer Perspektive. Salome 
Schüpbach und Stefan Müller stellen die Ergebnisse ei-
ner Machbarkeitsstudie zur Berechnung der Nettosozial-
leistungen vor. Diese weisen aus, welcher Anteil der aus-
bezahlten Sozialleistungen bei den Empfängerinnen und 
Empfängern dieser Leistungen unterm Strich übrig bleibt 
und sind ein wichtiger Indikator für die Effektivität und 
die Effizienz der Sozialpolitik. 

Die Themen des ökonomischen Schwerpunkts sind 
breit gefächert, sie eint aber die ökonomische Perspekti-
ve und der Anspruch, neue, aber auch alte Herausforde-
rungen in der Sozialpolitik kritisch zu hinterfragen und 
nicht nur alten Wein in neuen Schläuchen zu präsentie-
ren. Nicht zuletzt bewegt sich die Sozialpolitik immer auf 
einer Gratwanderung zwischen Eigenverantwortung und 
umfassender staatlicher Vorsorge. Auf diesem Grat sind 
auch die anstehenden Herausforderungen, wie z.B. die 
langfristige bzw. nachhaltige Finanzierung der Sozial-
werke, die Anpassungen an die demografische Entwick-
lung und die Beseitigung von Fehlanreizen, zu bewälti-
gen. Ökonomische Analysen tragen zur Klärung der 
Problem- und Bedarfslagen und zur Beurteilung der 
Vor- und Nachteile alternativer Massnahmen bei. Sie 
sollen – auch in Zukunft – in loser Folge in der CHSS 
zur Diskussion gestellt werden.
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Reform der Sozialversiche
rungsgesetzgebung – Stand 
nach der Sommersession 2008
Vgl. dazu den Basisartikel «Überblick über An-
passungen und laufende Reformen im Sozialver-
sicherungsrecht», in: CHSS 6/2006, S. 324 ff. so-
wie Chronik in CHSS, 2/2007, S. 54, 3/2007, 
S. 110, 5/2007, S. 238, 6/2007, S. 279, CHSS, 

1/2008, S. 2, 3/2008, S. 134.

Volksinitiative zur Flexibilisierung 
der AHV

Die vom Schweiz. Gewerk-
schaftsbund lancierte Volksinitiati-
ve «Für ein flexibles Rentenalter» 
(06.107) verlangt für Personen mit 
einem Erwerbseinkommen unter 
119 340 Franken die Möglichkeit, 
ab dem 62. Altersjahr eine unge-
kürzte Altersrente beziehen zu 
können. Der Nationalrat hatte die 
Volksinitiative in der Frühlingsses-
sion wie bereits zuvor der Bundes-
rat abgelehnt. Mitte Mai 2008 be-
fasste sich auch die SGK-S mit der 
Volksinitiative. Auch sie lehnt die 
Forderungen der Initianten mehr-
heitlich ab. 

IV-Zusatzfinanzierung
Im Rahmen des Differenzbereini-

gungsverfahrens und in der notwen-
dig gewordenen Einigungskonferenz 
schloss sich der Nationalrat in der 
Sommersession schliesslich auch bez. 
der Erhöhung der MwSt-Ansätze 
und der Einlage in den IV-Aus-
gleichsfonds dem Ständerat an. Da-
mit wird nun der normale Mehrwert-
steuersatz befristet (2010–2016) um 
0,4 % auf 8 %, der reduzierte Satz 
um 0,1 % auf 2,5 % und der Hotelle-
riesatz um 0,2 %-Punkte auf 3,8 % 
angehoben. Gleichzeitig wird ein ei-
gener IV-Ausgleichsfonds geschaf-
fen, der mit einer A-fonds-perdu-
Einlage von 5 Mrd. Franken gespie-
sen wird. Im Hinblick auf eine 6. IV-
Revision wurde der Bundesrat be-
auftragt, dem Parlament bis 2010 
ausgabenseitig Sanierungsvorschlä-
ge zu unterbreiten. 

Strukturreform in der 2. Säule
Am 16. April und 14. Mai 2008 hat 

die SGK-S die Vorlage im Detail be-

raten. In einem ersten Schritt hat sie 
sich kritisch gegenüber der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Erwei-
terung des Aufgabenkreises der Re-
visionsstellen von Vorsorgeeinrich-
tungen gezeigt. Insbesondere sollen 
Revisionsstellen nicht die Anlage
entscheide einer Vorsorgeeinrich-
tung materiell überprüfen. Voraus-
sichtlich wird sich der Ständerat in 
der Herbstsession mit der Vorlage 
befassen. 

Krankenversicherung
Da die Vorlage zur Vertragsfrei-

heit noch nicht bereinigt werden 
konnte, hat das Parlament am 13. Ju-
ni 2008 beschlossen, den Zulassungs­
stopp für ambulant tätige Ärztinnen 
und Ärzte vorerst bis Ende 2009 zu 
verlängern.

Bei der Pflegefinanzierung ei-
nigten sich die Räte auf den Vor-
schlag der Einigungskonferenz, 
wonach die im Anschluss an einen 
Spitalaufenthalt anfallenden Pfle-
gekosten noch während 14 Tagen 
– nach dem für Spitalaufenthalts-
kosten gültigen Schlüssel – vom 
zuständigen Krankenversicherer 
und vom Kanton getragen werden 
müssen. 

Wegleitung zum Bundes-
gesetz über die 
Familienzulagen

Am 1. Januar 2009 wird das Bun-
desgesetz über die Familienzulagen 
(FamZG) in Kraft treten. Die CHSS 
hat sich in ihrer Ausgabe 2/2008 im 
«Schwerpunkt» mit diesem Thema 
befasst.

Im Hinblick auf den Vollzug des 
neuen Gesetzes war eine BSV-
Kommission eingesetzt worden, in 
welcher die kantonalen AHV-
Ausgleichskassen und die AHV-
Verbandsausgleichskassen vertre-
ten sind.

Nachdem die Kommission bereits 
an den Arbeiten zum Entwurf der 
Vollzugsverordnung beteiligt war, 
erfolgte in einem weiteren Schritt 

auch die Erarbeitung der Wegleitung 
in enger Zusammenarbeit mit diesen 
Fachleuten aus dem Vollzug. Die 
Planung der Arbeiten stand unter 
dem prioritären Ziel, die Wegleitung 
möglichst frühzeitig den kantonalen 
Behörden und den Familienaus-
gleichskassen zugänglich zu machen, 
um diesen die Vorbereitung des In-
krafttretens des FamZG zu erleich-
tern.

Die Wegleitung zum Bundesge-
setz über die Familienzulagen (Fam-
ZWL) ist zu finden in der Rubrik 
«FamZ» unter www.sozialversiche-
rungen.admin.ch/?lng=de

Es handelt sich um eine proviso-
rische Fassung, Stand Juli 2008. 
Sollten Anfragen und Hinweise, 
beispielsweise von kantonalen Voll-
zugsstellen, aufzeigen, dass in ein-
zelnen Punkten noch Ergänzungen 
nötig sind, werden diese hinsicht-
lich der definitiven Fassung per 
1. Januar 2009 noch eingefügt wer-
den.

Erste öffentlich-private 
Partnerschaft für nationales 
Kinderschutzprogramm

Der Bund geht beim Kinderschutz 
neue Wege und verstärkt seine Akti-
vitäten in Zusammenarbeit mit pri-
vaten Partnern über eine so genann-
te Public Private Partnership (PPP). 
Zu diesem Zweck hat das Bundes-
amt für Sozialversicherungen (BSV) 
zusammen mit privaten Partnern 
den Verein «PPP-Programme Natio-
nal pour la Protection de l’Enfant» 
gegründet. Der neue Verein soll ab 
2010 ein nationales Kinderschutz-
programm umsetzen, das die betrof-
fenen öffentlichen und privaten Ak-
teure einbezieht. Seine Aufgabe um-
fasst Bedürfnisabklärung, verstärkte 
Koordination zwischen den Akteu-
ren, Koordination der Finanzierung 
und Projektevaluation. Der Verein 
muss auch zusätzliche finanzielle 
Mittel beschaffen, um den Fortbe-
stand des Programms zu gewährleis-
ten.

chronik
	 Chronik	 Juni/Juli 2008
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cherungsrechts (ATSG) liegt in 
neuer Form vor und erschien erst-
mals bereits vor der Sommerpause. 
Er wurde vom Bundesrat am 25. Ju-
ni verabschiedet. Der Jahresbericht 
«Sozialversicherungen 2007» bein-
haltet im Sinne einer Gesamtüber-
sicht aktuelle Informationen zu den 
Sozialversicherungen, einen Über-
blick über die jüngsten politischen 
Diskussionen und die sich bieten-
den Perspektiven. Er gibt Auskunft 
über die neuesten Kennzahlen  
der einzelnen Sozialversicherungen 
und stellt auch Querbezüge zwi-
schen den verschiedenen Sozialver-
sicherungen dar. Grosses Gewicht 
wurde auf die grafische Überarbei-
tung und Leserfreundlichkeit ge-
legt.

der 5. IV-Revision, Eingliederung 
vor Rente, wird damit bestätigt. Ei-
ne Evaluation der Arbeitsvermitt-
lung im Rahmen des Forschungs-
programms zur Invalidenversiche-
rung (FoP-IV) zeigt auf, welche 
Faktoren massgeblich zu erfolg
reicher Eingliederung führen und  
wo weiteres Entwicklungspotential 
liegt. 

Neugestaltung des Jahres
berichts zu den 
Sozialversicherungen

Der jährliche Bericht über die 
Sozialversicherungen gemäss Arti-
kel 76 des Bundesgesetzes über den 
Allgemeinen Teil des Sozialversi-

Berufliche Vorsorge: Verbesserung für 
atypische Arbeitnehmende 

Der Bundesrat verbessert im Bereich der 
beruflichen Vorsorge die Situation von Ar-
beitnehmenden, die häufig die Stelle wechseln. 
Zu diesem Zweck hat er eine Verordnungsän-
derung beschlossen. Demnach werden Arbeit-
nehmende, die mehrere Arbeitseinsätze für 
denselben Arbeitgeber leisten, dem BVG un-
terstellt, wenn die Gesamtdauer der Einsätze 
drei Monate übersteigt. Diese Massnahme 
tritt auf den 1. Januar 2009 in Kraft. 

Erfolgreiche Arbeitsvermittlung in der 
Invalidenversicherung

Eingliederung ist auch unter schwierigen 
Voraussetzungen möglich. Die Grundidee 
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Sie lehnt weitere Leistungskürzun-
gen der ALV ab.

Erneut leichte Zunahme bei 
den Geburten

2007 wurde ein Anstieg der Ge-
burten und Heiraten sowie des 
Durchschnittsalters der Frauen bei 
der Geburt verzeichnet. Seit 2001 
steigt die Geburtenziffer regelmässig 
an und erreichte im Jahr 2007 1,46 
Kinder pro Frau. Die Heiraten ver-
zeichnen eine leichte Zunahme und 
die eingetragene Partnerschaft er-
freut sich in erster Linie bei den 
männlichen Paaren an Beliebtheit. 
Im Ländervergleich hebt sich die 
Schweiz weiterhin durch ihren gerin-
gen Anteil von nicht ehelichen Ge-
burten sowie die hohe Lebenserwar-
tung sowohl bei den Männern als 
auch bei den Frauen ab. Soweit eini-
ge wichtige Ergebnisse der Statistik 
der natürlichen Bevölkerungsbewe-
gung des Bundesamtes für Statistik 
(BFS) für das Jahr 2007.

Der Ärztemangel könnte bis 
2030 die ambulante 
medizinische Versorgung in 
der Schweiz gefährden

Im Zuge der demografischen Alte-
rung wird die Nachfrage nach ambu-
lanten Arztkonsultationen in der 
Schweiz stark steigen. Gleichzeitig ist 
mit einem Rückgang der Ärztezahl 
zu rechnen. Aufgrund dieser gegen-
sätzlichen Trends könnte es bis 2030 
zu einer erheblichen Versorgungslü-
cke kommen, wobei bis zu 30 Prozent 
der prognostizierten Konsultationen 
nicht mehr abgedeckt werden könn-
ten. Dies geht aus Prognosen hervor, 
die im Auftrag des Schweizerischen 
Gesundheitsobservatoriums (Obsan) 
erstellt wurden. Die grössten Engpäs-
se zeichnen sich bei den Hausärztin-
nen und -ärzten ab.

Die Vernehmlassung dauert bis am 
31. Oktober 2008.

Häusliche Gewalt: Beratung 
für Täterinnen und Täter – 
Ein Bericht des Bundes 
beleuchtet die Situation

Beratung und Anti-Gewalt-Pro-
gramme für Personen, die in einer 
Paarbeziehung Gewalt ausüben, 
sind wichtige Massnahmen zur Be-
kämpfung häuslicher Gewalt. Erst-
mals liegt nun eine Bestandesauf-
nahme aller Institutionen in der 
Schweiz vor, die mit Tätern und Tä-
terinnen häuslicher Gewalt arbei-
ten. Die von der Fachstelle gegen 
Gewalt des Eidgenössischen Büros 
für die Gleichstellung von Frau und 
Mann EBG in Auftrag gegebene 
Studie informiert umfassend über 
das Angebot, beleuchtet aber auch 
die unsichere finanzielle Zukunft 
dieser wichtigen Unterstützungsar-
beit.

Sozialhilfe 2007: Weniger 
Fälle, aber längere 
Unterstützungsdauer

Die Fallzahlen in der Sozialhilfe 
im Jahr 2007 sinken. Das ist die posi-
tive Nachricht. Trotz guter Konjunk-
tur müssen die Städte aber mehr 
Menschen als zuvor während drei 
Jahren oder länger mit Sozialhilfe 
unterstützen. Dies zeigt der aktuells-
te Bericht der Städteinitiative Sozi-
alpolitik. Eine schleichende Verlage-
rung von der restriktiver geworde-
nen Arbeitslosen- und Invalidenver-
sicherung zur kommunal finanzier-
ten Sozialhilfe gefährdet das Gleich-
gewicht innerhalb des Sozialen Si-
cherungssystems – zu Lasten der 
Städte. Die Städteinitiative Sozial-
politik fordert die gemeinsame Nut-
zung der Arbeitsintegrationsinstru-
mente von IV, ALV und Sozialhilfe. 

Schweizer Premiere: 
Gesetzesentwurf zur Verdop
pelung des Kinderbetreu
ungsangebots im Kanton 
Neuenburg in die Vernehm
lassung geschickt 

Der Regierungsrat stellte zu Be-
ginn der Legislaturperiode verschie-
dene Mängel im Bereich der familien
ergänzenden Kinderbetreuung fest, 
insbesondere die komplexe Finan-
zierung der Betreuungsstrukturen 
sowie die fehlenden Betreuungsplät-
ze bei der vorschulischen und schul-
ergänzenden Betreuung sowie in 
Tagesfamilien. Entsprechend seiner 
Legislaturplanung schickt der Re-
gierungsrat nun einen Berichtsent-
wurf zur Unterstützung einer Geset-
zesvorlage zur Kinderbetreuung 
(LAE) in die Vernehmlassung. Diese 
Reform der familienergänzenden 
Kinderbetreuung führt ein System 
mit Betreuungsgutschriften ein. Da-
mit bezieht Neuenburg als erster 
Schweizer Kanton die Wirtschaft in 
die Finanzierung der Betreuungs-
strukturen ein. Die Vernehmlassung 
der Partner läuft bis Ende August, 
und der Bericht des Regierungsrates 
wird dem Grossen Rat in der No-
vembersession 2008 vorgelegt. Das 
Gesetz soll per 1. Januar 2009 in 
Kraft treten. 

Präventionsgesetz:  
Der Bundesrat eröffnet  
die Vernehmlassung

Der Bundesrat hat die Vernehm-
lassung zum Vorentwurf für das 
Bundesgesetz über Prävention und 
Gesundheitsförderung (Präventions
gesetz) und zum Erlass über das 
Schweizerische Institut für Präventi-
on und Gesundheitsförderung eröff-
net. Damit soll eine solide Basis für 
die zukünftige Ausgestaltung von 
Prävention und Gesundheitsförde-
rung in der Schweiz gelegt werden. 

	 Rundschau	
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Wenn ÖkonomInnen in der Sozialpolitik 
mitreden

Was hat familienergänzende Kinderbetreuung mit Ökonomie zu tun? Im Beitrag zu den Betreu-
ungsgutscheinen geht die Autorin der Frage nach, ob durch Subjektfinanzierung das Zusammen-
spiel von Angebot und Nachfrage verbessert werden kann. In einem anderen Artikel werden 
Überlegungen angestellt, inwiefern das Verursacherprinzip – bekannt aus der Umweltpolitik –  
in der Sozialpolitik angewendet werden kann. Oder das Partizipationseinkommen aus ökonomi-
scher Sicht – eine Massnahme zur Bekämpfung der Armut? Wirtschaftliche Überlegungen in der 
Sozialpolitik sind angebracht, denn die finanziellen Mittel sind beschränkt. Die logische Kon
sequenz: SpezialistInnen für Fragen der Wirksamkeit und Effizienz – ÖkonomInnen also – sollen 
vermehrt beigezogen werden.

Foto: Christoph Wider
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Olivier Brunner-Patthey
Bundesamt für Sozialversicherungen

Vom Nutzen wirtschaftlicher Überlegungen  
in der Sozialpolitik

Trotz zunehmendem Bedarf sind die finanziellen Mittel 
im Bereich der Sozialpolitik beschränkt. Die politi-
schen Entscheidungsträger stehen deshalb bei der 
Budgetzuteilung vor immer schwierigeren Entschei-
dungen. Diese Entwicklung dürfte dazu führen, dass 
vermehrt SpezialistInnen für Fragen der Wirksamkeit 
und Effizienz beigezogen werden, die ÖkonomInnen 
also. Vorliegender Schwerpunkt soll das Potenzial 
wirtschaftlicher Überlegungen bei der aktuellen 
Neugestaltung der Sozialpolitik aufzeigen. 

Die Beiträge zu diesem Schwerpunkt wurden nach sub-
jektiven Kriterien ausgewählt. Statistisch gesehen sind 
sie also nicht repräsentativ für die unzähligen im Sozial-
bereich aktuellen ökonomischen Überlegungen. Aus
serdem wurde die politische Akzeptanz der angeführten 
Vorschläge bewusst ausser Acht gelassen, damit das an-
gestrebte Ziel – Überlegungen wirtschaftlicher Art in 
die Sozialpolitik einzubeziehen – erreicht werden kann. 

Die Sozialpolitik unterliegt wichtigen 
Einschränkungen

Die Sozialpolitik muss sich aufgrund der Globalisie-
rung, der modernen Lebensformen und der demografi-
schen Alterung neuen Gegebenheiten anpassen. Neue 
soziale Bedürfnisse und das sinkende Verhältnis zwi-
schen Erwerbstätigen und LeistungsbezügerInnen set-
zen die Sozialversicherungen unter erheblichen finanzi-
ellen Druck. Die Sozialleistungsquote (Anteil der ge-
samtwirtschaftlichen Produktion, den die EmpfängerIn-
nen von Sozialversicherungsleistungen beanspruchen 

könnten) ist zwischen 1988 und 2005 von 14,5 Prozent 
des Bruttoinlandprodukts (BIP) auf 22,1 Prozent ange-
stiegen, Sozialhilfe noch nicht eingerechnet1. Diese Ent-
wicklung beunruhigt Parlament und Bevölkerung. Für 
die soziale Sicherheit sind prinzipiell laufend Anpassun-
gen erforderlich. Im heutigen Kontext müssen diese An-
passungen jedoch gleichzeitig zur finanziellen Konsoli-
dierung der Sozialwerke beitragen, Anreize für die Er-
werbstätigkeit verstärken sowie die Wettbewerbsfähig-
keit der nationalen Wirtschaft erhalten. Es handelt sich 
somit um eine komplexe Aufgabe. Wie können wir uns 
mehr Sicherheit verschaffen, um in den nächsten Jahren 
die richtigen Prioritäten zu setzen sowie Kosten und 
Nutzen gerecht zu verteilen? 

Wirtschaftsforschung im Namen der Sozialpolitik

Sozialreformen können nur dann erfolgreich sein, un-
abhängig von politischen Entscheiden, wenn die wirt-
schaftlichen Mechanismen und ihre Auswirkungen auf 
das Verhalten der wichtigsten betroffenen Akteure 
möglichst vollständig bekannt sind. Genau dies ist die 
Aufgabe der ÖkonomInnen: Sie erstellen Kosten-Nut-
zen-Rechnungen für die verschiedenen Massnahmen, 
die auf politischer Ebene zur Zielerreichung in Frage 
kommen, um so die effizienteste Massnahme oder Mass-
nahmenform (hoher Ertragswert der eingesetzten Mit-
tel) zu bestimmen. Weiter nehmen sie Wirtschaftsanaly-
sen vor, die der Evaluation der Wirksamkeit (Überein-
stimmung zwischen gesetztem und erreichtem Ziel), der 
Gesetzesänderungen und der auf Bundes-, Kantons- 
und Gemeindeebene getroffenen Massnahmen der öf-
fentlichen Verwaltung dienen. Ausserdem tragen sie 
durch «Monitoring» (laufende systematische Kontrolle 
bestimmter Indikatoren) zur Behandlung von Sozialfra-
gen bei. Dabei geht es darum, Situationen aufzuzeigen, 
die aus wirtschaftlicher Sicht für den Einzelnen, das So-
zialsystem oder die nationale Wirtschaft problematisch 
sind. Zudem sollen die bestmöglichen Indikatoren zur 
Erleichterung der politischen Entscheidungsfindung 
entwickelt werden.

Das heisst von den ÖkonomInnen wird erwartet, dass 
sie Empfehlungen oder zumindest Stossrichtungen vor-
legen, anhand derer die politischen Entscheidungsträ-
gerInnen im Laufe der Zeit neue Sozialprojekte reali-

1	 BSV (2008) Sozialversicherungen 2007, Jahresbericht gemäss Art. 76 
ATSG, S. 9.
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Verzerrungen aufzeigen und korrigieren

Im Bereich der Altersvorsorge konzentrieren sich die 
politischen Debatten und die meisten Forschungsarbei-
ten auf eine umfassende, eher rechnerische Prüfung der 
Abzugshöhe und des Leistungsbeitrages, die das finanzi-
elle Gleichgewicht der Rentensysteme langfristig ge-
währleisten. Im Zentrum stehen dabei das Generationen-
verhältnis und insbesondere die Arbeitskosten und die 
Nachfrage der Unternehmen nach Arbeitskräften. Bis 
anhin wurde jedoch einer möglichen Verzerrung des Ar-
beitsangebotes, verursacht durch die Rentensysteme und 
die damit verbundenen Steuerbegünstigungen, kaum Be-
achtung geschenkt. Bütler und Engler schliessen diese 
Lücke mit ihren Arbeiten und zeigen mehrere negative 
Auswirkungen des Zwangssparens auf das Wirtschafts-
wachstum und das Wohlbefinden der Bevölkerung auf. 
Dabei stützen sie sich auf eine Analyse der individuellen 
Entscheide zur Arbeitsmarktbeteiligung4. Dieser Ansatz 
ist insofern interessant, als die Problematik der berufli-
chen Vorsorge nicht vom Standpunkt des Generationen-
verhältnisses aus betrachtet wird, sondern die persönli-
chen Präferenzen während des gesamten Lebensverlaufs 
im Zentrum stehen. Die wirtschaftlichen Argumente ge-
gen das Zwangssparen – die bei den mikroökonomischen 
Entscheiden greifen – sind rein theoretisch plausibel, und 
einige davon wurden empirisch belegt. Wirtschaftswis-
senschafterInnen oder andere ExpertInnen müssen nun 
das Ausmass dieser Verzerrungen einschätzen und die 
makroökonomischen Auswirkungen berechnen, um ih-
ren Einfluss auf die anstehenden politischen Entscheide 
in diesem Bereich gegebenenfalls zu verstärken.

Die Effizienz der verschiedenen Massnahmen 
vergleichen

Im Bereich der Familienpolitik kümmern sich Behör-
den auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene zuneh-
mend um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie für 
Eltern. Es geht allerdings nicht darum, das Arbeitsange-
bot von Müttern und Vätern um jeden Preis zu erhöhen. 
Vielmehr sollen Eltern, die erwerbstätig sein oder blei-
ben möchten, verschiedene Möglichkeiten geboten wer-
den, sich frei für ein geeignetes Modell der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie zu entscheiden. Dazu braucht es 
ein ausreichendes qualitatives Angebot an familiener-
gänzenden Betreuungseinrichtungen, die in Bezug auf 
Öffnungszeiten und Standort auf die Bedürfnisse der El-
tern abgestimmt und für alle Einkommensklassen finan-
zierbar sind. Die empirische Forschung hat gezeigt, dass 
eine Beteiligung der öffentlichen Hand an der Finanzie-
rung der grundlegenden Infrastruktur im Kleinkinderbe-
reich aus wirtschaftlicher Sicht absolut gerechtfertigt ist5. 
Die Schweiz interessiert sich hingegen erst seit kurzem 

sieren können, welche die Effizienz und die Wirksam-
keit des Systems verbessern und zum grösseren Wohlbe-
finden der Bevölkerung beitragen.  

Die Beiträge des vorliegenden Schwerpunktes gehen 
in diese Richtung. Obwohl die Artikel inhaltlich sehr 
verschieden sind, haben sie eines gemeinsam: Sie be-
leuchten ein aktuelles sozialpolitisches Thema aus öko-
nomischer Sicht. Im Folgenden eine kurze Einleitung zu 
den verschiedenen Beiträgen.

Sozialpolitik anders denken

Im Bereich des Umweltschutzes kommt das Verursa-
cherprinzip zur Anwendung, d.h. tendenziell werden die 
Kosten für die Prävention oder die Verminderung der 
entstandenen Belastung den möglichen Verursachern 
auferlegt. In ihrem Artikel schlagen Wallimann und 
Piñeiro vor, das Verursacherprinzip auf die Sozialpolitik 
auszudehnen. Dies käme einem bedeutenden Paradig-
menwechsel gleich: In den Sozialversicherungen kommt 
nämlich der Grundsatz der kollektiven Verantwortung 
zur Anwendung. Weicht man von diesem grundlegenden 
Prinzip ab, um die Verantwortung auf den Einzelnen zu 
übertragen, werden dann nicht – anstelle der Personen 
oder Einrichtungen, die den Schaden verursacht haben 
– die Schadensbetroffenen bestraft? Die Autoren zeigen 
auf, dass der Ansatz einer Sozialpolitik nach Verursa-
cherprinzip einer Gratwanderung gleichkommt. Zum 
einen ist es äusserst schwierig, genau zu bestimmen, wel-
che Akteure das Problem verursachen und inwieweit sie 
für die daraus entstandenen Kosten verantwortlich sind. 
Die vom BSV veröffentlichte Studie zu den nicht ziel-
konformen Leistungen in der IV2 verdeutlicht, dass sich 
der Zusammenhang zwischen Ursache und Wirkung nur 
schwer herstellen lässt und deshalb die Verantwortung 
einiger individueller und auch institutioneller Akteure, 
die zum Kostenanstieg im Sozialbereich beitragen, nicht 
nachgewiesen werden kann. Zum anderen ist es, unab-
hängig vom Anwendungsbereich, äusserst schwierig auf 
bestimmte Zielsetzungen abgestimmte Anreize zu schaf-
fen. Wie Professor René Lévy sehr treffend schreibt, 
darf «die Einführung des Verursacherprinzips den 
Grundsatz der solidarischen Versicherung gegen soziale 
Risiken nicht gefährden. (…) Der Versuch, die Sozialpo-
litik menschlich gerechter und sozialwirtschaftlich wirk-
samer zu gestalten, lohnt sich indes allemal.»3

2	 Ott, Walter et al. (2008) Nicht zielkonforme Leistungen in der Invaliden-
versicherung, Forschungsbericht 4/07, BSV, Bern.

3	 Frei übersetzt aus:Le principe du pollueur payeur en politique sociale, 
Le Temps, 25. Januar 2008. 

4 	 Dieser Ansatz unterscheidet sich von der bekannten Debatte über die 
Vor- und Nachteile des Kapitalisierungsverfahrens in der 2. Säule, die im 
Zusammenhang mit den makroökonomischen Auswirkungen des Spar-
überschusses und dem Risiko des langfristigen Kapitalwertverlustes 
geführt wird (asset meltdown).
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genügend zum Ausdruck, wie wichtig die Bemühungen 
von Staat und Kantonen im Bereich der sozialen Sicher-
heit sind. Die Sozialausgaben spiegeln die Auswirkun-
gen des Steuersystems nicht wider. Der Staat kann Steu-
ererleichterungen wie Kinderabzüge einführen, um so 
die gesetzten Sozialziele ohne sichtbare Ausgaben zu er-
reichen. Er kann aber auch die Sozialleistungen besteu-
ern, wodurch der Nettobetrag der Transfers generell 
unter den Bruttoausgaben zu liegen kommt. Betrachtet 
man nur die Bruttosozialausgaben werden wichtige 
Komponenten der heutigen Sozialpolitik, die sich – wie 
wir gesehen haben – bewusst oder unbewusst auf wichti-
ge fiskalische Instrumente stützt, ausser Acht gelassen. 
Die Aufschlüsselung der Nettosozialleistungen nach 
Kantonen, Versicherer oder Risiken beispielsweise bie-
tet neue Perspektiven bei den Analyse- und Vergleichs-
möglichkeiten. Die Ergebnisse der Machbarkeitsstudie 
für eine Statistik der Nettosozialleistungen zeigen, dass 
noch einige konzeptuelle und technische Hürden ge-
meistert werden müssen, bevor dieser neue Indikator 
zur Verfügung gestellt werden kann. 

Schlussfolgerung

Gemeinsames Ziel der verschiedenen Beiträge dieses 
Schwerpunktes ist es, aufzuzeigen, wie den ökonomi-
schen Überlegungen bei der künftigen Ausgestaltung der 
Sozialpolitik mehr Gewicht verliehen werden kann, und 
zwar sowohl bei der Analyse der Anreizstrukturen, der 
ökonomischen Massnahmenevaluation als auch der Ak-
tualisierung der Monitoringsysteme. Die Ökonomen ha-
ben also einen mehrfachen Auftrag, Sozialpolitik anders 
zu denken, Verzerrungen aufzuzeigen und zu korrigieren, 
die Effizienz der verschiedenen Massnahmen zu verglei-
chen, zur Wirksamkeit der Sozialpolitik beizutragen und 
die sozialen Indikatoren zu modernisieren. Diese Aufga-
ben werden in dem Mass weiter an Bedeutung gewinnen, 
indem die für die Sozialpolitik zur Verfügung gestellten 
staatlichen Ressourcen immer schwieriger zu mobilisie-
ren sein werden. Heute müssen Interventionen im Be-
reich der Sozialpolitik zu ihrer Rechtfertigung mehr denn 
je den Beweis erbringen, dass die sozialen Einrichtungen 
und Massnahmen die Anforderungen an Wirksamkeit 
und Effizienz umfassend erfüllen und gleichzeitig den 
Grundsatz der sozialen Gerechtigkeit einhalten.

Olivier Brunner-Patthey, Ökonom, Bereich Forschung und Evalua
tion der Abteilung Mathematik, Analysen, Statistik (MAS), BSV. 
E-Mail: olivier.brunner@bsv.admin.ch

für Vergleichsanalysen, welche die verschiedenen Formen der staat
lichen Finanzierung in diesem Bereich auf die wirtschaftliche Effi-
zienz hin untersuchen. Es stellt sich die Frage, ob eher die Einrich-
tungen (Objekt) oder vielmehr die Eltern (Subjekt) subventioniert 
werden sollen. Zurfluh geht auf diese Situation ein und zeigt die 
wirtschaftlichen Mechanismen auf, die beim Vergleich dieser bei-
den typischen Subventionierungsarten in Betracht zu ziehen sind.

Zur Wirksamkeit der Sozialpolitik beitragen

Für die Armutsbekämpfung ist es äusserst wichtig, regelmässig 
zu evaluieren, ob die sozialpolitischen Massnahmen des Gesetzge-
bers in Form von Leistungen oder steuerrelevanten Instrumenten 
die erwartete Wirkung auch tatsächlich entfalten. Anderenfalls 
müssen neue wirksamere Instrumente entwickelt werden. Nachfol-
gende Feststellung von Müller in Bezug auf die heutige Situation ist 
eher düster: Bezüger und Bezügerinnen von einkommensabhängi-
gen Sozialleistungen sind oft in einer «Armutsfalle» gefangen, 
denn sie unterliegen Grenzsteuersätzen, die bei einer Erhöhung 
des Arbeitseinkommens fast hundert Prozent erreichen. Das heisst, 
dass diese Personen nicht mehr verdienen, auch wenn sie ihr Ar-
beitspensum erhöhen. Das System, das sie aus der Armut führen 
soll, verleitet sie im Gegenteil dazu, in der Armutssituation zu ver-
bleiben. Dem kann Abhilfe geschaffen werden, indem die gelten-
den Steuersätze angepasst werden. Müller geht sogar noch weiter 
und schlägt vor, die Überlegungen zu gewissen bereits seit einiger 
Zeit diskutierten Instrumenten zu aktualisieren. Ohne das gelten-
de System komplett auf den Kopf zu stellen, könnte mit der Einfüh-
rung gewisser auf bestimmte Bevölkerungsgruppen zugeschnitte-
ner Instrumente (z.B. universelle Kinderzulage, Partizipationsein-
kommen für erwerbstätige armutsbetroffene Personen) die Wirk-
samkeit der Armutsbekämpfung verstärkt werden. Dazu müssten 
zwar mehr Ressourcen für solche neue Formen der Armutsbe-
kämpfung eingesetzt werden, die Verringerung der Einkommens-
unterschiede hätte aber wegen der verstärkten Arbeitsanreize kei-
ne negativen Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum.

Die sozialen Indikatoren modernisieren

Forscher und Entscheidungsträger aus dem Sozialbereich sind 
sich über den Mangel statistischer Angaben in der Schweiz, trotz 
gemeinsamer Bemühungen, solche Statistiken zu entwickeln, ei-
nig. Auch die vorhandenen Daten sollten bestimmte Vorausset-
zungen erfüllen: Sie müssen anhand konzeptionell ausreichend 
genauer Indikatoren dargestellt werden, um den Benutzern zweck-
mässige Angaben zu liefern, und gleichzeitig Interpretationsfehler 
auf ein Minimum reduzieren. Der Beitrag von Müller und Schüp-
bach, der diesen Schwerpunkt abschliesst, verdeutlicht die Proble-
matik dieser Aufgabe. Die Autoren zeigen die zu lösenden Proble-
me im Zusammenhang mit dem angemessenen Umfang der Sozi-
alleistungen konkret auf. Meist wird in diesem Bereich nur die 
Höhe der Sozialleistungen, die den LeistungsempfängerInnen 
ausbezahlt werden, betrachtet. Auf diese Weise kommt jedoch un-

5	 Bauer, T., Kucera, K. (2000) Volkswirtschaftlicher Nutzen von Kinder
tagesstätten, Schlussbericht zuhanden des Sozialdepartementes der 
Stadt Zürich.
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Das Verursacherprinzip in der Sozialpolitik: 
Perspektive und Anwendung

Die Sozialpolitik kann als kollektive Bemühung ver-
standen werden, politisch anerkannte soziale Proble-
me zu handhaben. Dabei bedient sie sich der Prä
vention (z.B. durch Gesetze, Bildung und Informations-
vermittlung), der Kompensation bei entstandenem 
Schaden (z.B. durch Transfergelder und Dienstleistun-
gen finanziert aus Sozialversicherungen oder Steuer-
geldern) und des Ausgleichs bei sozialer und ökonomi-
scher Ungleichheit (z.B. durch steuerliche Ausgleiche 
und Beihilfen, Förderprogramme etc.). Sozialpolitische 
Bemühungen können auf allen Ebenen des politischen 
Systems angesiedelt sein und durch Bemühungen der 
Zivilgesellschaft ergänzt oder mit ihnen koordiniert 
werden. 

Sozialpolitik nach Gemeinlastprinzip

Die heutige Sozialpolitik ist weitgehend finanziert 
nach dem Gemeinkostenprinzip – durch allgemeine 
Einnahmen aus Steuern und Sozialversicherungsprämi-
en. Gibt es soziale Probleme, wird für ihre Handhabung 
auf diese Einnahmen zurückgegriffen. Kaum von Be-
deutung ist, auf welche Akteure die Probleme zurück-
zuführen sind. Von Bedeutung ist lediglich, ob ein Kon-
sens gefunden werden kann, dass es Probleme gibt, und 
dass diese einer Intervention unter Beizug der «allge-

meinen Einnahmen» bedürfen. Ob die sozialpolitische 
Anerkennung und ein entsprechender Konsens für 
Massnahmen entsteht, kann davon abhängen, ob Prob-
leme überzeugend beschrieben und dokumentiert wer-
den können, welche Bevölkerungsgruppen und -schich-
ten davon direkt oder indirekt betroffen sind, welche 
Kräfte sich politisch mobilisieren lassen, wie viel eine 
Problemhandhabung kosten würde, und wen die Kosten 
relativ mehr oder weniger tangieren würden. Nicht wer 
die Probleme verursacht haben könnte, sondern wer bei 
der «Gemeinkostenfinanzierung» etwas mehr oder et-
was weniger «allgemein» zur Kasse gebeten werden 
könnte, ist im Fokus. Zugegeben, wenn gewisse Ein-
kommensgruppen sich z.B. bei der Steuer- und Versi-
cherungsfinanzierung von Armen und Arbeitslosen re-
sistent zeigen, geht oft die Haltung einher, für Arme 
und Arbeitslose und deren Selbstverschuldung nicht 
verantwortlich zu sein. Ein verstecktes, verursacherlogi-
sches Denken – in diesem Beispiel als «blaming the 
victim» zu bezeichnen – kann sich mit der Gemeinkos-
tenfinanzierung der Sozialpolitik vermengen, die an-
sonsten von der Haltung ausgeht, dass bei anerkannten 
Problemen «die Allgemeinheit» in Solidarität «ihren 
Beitrag» zu leisten hat. 

Sozialpolitik nach Verursacherprinzip

Der Ansatz einer Sozialpolitik nach Verursacherprin-
zip (VP) ist dem oben genannten genau entgegenge-
setzt. Er fragt zuerst, welche Akteure an der Entstehung 
eines Problems beteiligt sind, wer dafür verantwortlich 
ist, und wer für die durch das Problem entstandene Be-
lastung die Verantwortung (finanziell und anderweitig) 
trägt. Erst wenn eine solche Fragestellung und Analyse 
zu keinem befriedigenden Ergebnis führt, wird ein 
Problem mittels Gemeinkostenfinanzierung gehand-
habt und «die Allgemeinheit» in die Verantwortung ge-
nommen. Natürlich gibt es auch Mischformen. Zum 
Beispiel bei Alkoholabhängigkeit muss in Betracht ge-
zogen werden, dass unsere Gesellschaft eine Alkohol-
«Trinkkultur» pflegt. Das relativiert die Verantwortung 
von Akteuren aus Produktion, Werbung und Vertrieb, 
die eine Risikosubstanz mit finanziellem Interesse her-
stellen und möglichst umsatzsteigernd in Umlauf brin-
gen. Andererseits kann von «Rauchkultur» im Falle von 
Tabak(Nikotin)-Abhängigkeit heute kaum mehr die 
Rede sein, was Akteure aus Produktion, Werbung, und 
Vertrieb bedeutend stärker der Verantwortungspflicht 
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densbetroffenen und/oder die Allgemeinheit. Schäd
liche externe Effekte werden internalisiert. Eine wahre 
sozial-ökologische Kostenrechnung auf Ebene der ak-
tuellen oder potentiellen VerursacherInnen wird be-
günstigt und falsche Anreize des Handelns werden mi-
nimiert. Dass einige auf Kosten anderer Vorteile erlan-
gen, soll verhindert werden. Ziel ist das sozial und öko-
logisch nachhaltige Dasein. 

Das Verursacherprinzip und Forschung 

Probleme werden oft von mehreren Akteuren verur-
sacht und nicht alle tragen im selben Ausmass zu einem 
Problem bei. Auf einige entfällt mehr, auf andere weni-
ger Verantwortung. Probleme müssen also möglichst in 
ihrer ganzen Komplexität erfasst und von der Verur
sachung her erklärt werden. In letzter Zeit haben die 
Umweltwissenschaften uns vermehrt aufgezeigt, wie 
Probleme komplex nach (Verursacher-)Ursache-Wir-
kung-Rückwirkung erklärt werden können, und wie da-
rauf abstützend interveniert werden kann und Proble-
me gehandhabt werden können, falls der politische Wil-
le dazu vorhanden ist. Dies wäre nun auch von den 
Sozialwissenschaften nachzuvollziehen, wenn ihre For-
schung auf soziale Probleme fokussiert. 

Im Vergleich zu den Umweltwissenschaften zeigt  
sich die Sozialproblemforschung im Hintertreffen, weil 
kaum nach VerursacherInnen gefragt wird, und die So-
zialpolitik bei der Problemhandhabung selbstgenügsam 
auf das Gemeinlastprinzip abstellt. Warum nach Verur-
sacherInnen fragen, wenn ohnehin «alle» zur Kasse ge-
beten werden können. Von der Sozialpolitik her wird 
also kaum erwartet, dass die Forschung Probleme um-
fassend genug (anstatt nur in kleinen Ausschnitten) und 
multifaktoriell nach Wirkung und Rückwirkung unter-
sucht. Eine nach Merkmalen aufgeschlüsselte, beschrei-
bende Forschung ist somit die Regel. Warum die Sozial-
wissenschaften sich damit begnügen, ist etwas seltsam, 
zumal «Wissenschaft» für sich in Anspruch nimmt, über 
Beschreibungen hinaus vertieft zu erklären. 

Das Verursacherprinzip: Überlegungen zur 
Anwendung

Natürlich kann nicht davon ausgegangen werden, 
dass Probleme immer vollständig nach dem Verursa-
cherprinzip erklärt werden können, auch wenn sich die 
Forschung darum bemüht. Einerseits können Akteure 
nicht immer mit genügender Sicherheit oder Wahr-
scheinlichkeit als VerursacherInnen bestimmt werden. 
Andererseits kann das Ausmass der Verantwortung 
nicht immer genau zugemessen werden, obwohl die ver-
ursachenden Akteure mit genügender Sicherheit be-

zuführt. Dass oben genannte Akteure in beiden Prob-
lemfeldern ihre finanziellen Interessen auch in der Sozi-
alpolitik vertreten, wurde neulich wieder transparent 
bei der Gründung der «Allianz der Wirtschaft für eine 
massvolle Präventionspolitik» (NZZ 30.5.2008). 

Das Verursacherprinzip und sein Umfeld: 
Umweltpolitik und Versicherungen

Bei Problemen nach VerursacherInnen zu fragen, ist 
nicht neu. Versicherungen mussten schon immer ein ge-
wisses Interesse für das Verursacherprinzip aufbringen, 
auch die öffentliche SUVA. Leider ist die Geschichte 
über wie, wann und wo nach VerursacherInnen in und 
ausserhalb der Sozialpolitik gefragt wurde, nur ungenü-
gend aufgearbeitet. Das sollte bald nachgeholt werden. 
Eindrücklich nach VerursacherInnen gefragt hat in den 
letzten 40 Jahren die Umweltbewegung. Daraus ent-
standen sind eine «Umweltpolitik», die Umweltwissen-
schaften und die dazu gehörende «Umweltforschung». 
Entstanden sind auch neue rechtliche, administrative, 
ökonomische und philosophisch-ethische Instrumente, 
mit denen viele Umweltprobleme verursacherlogisch 
gehandhabt werden können und vermehrt auch gehand-
habt werden. Diese Erfahrung kann auch die Sozial
politik einen Schritt voran bringen. Viele Instrumente 
der umweltpolitischen Problemhandhabung können 
nun – entsprechend angepasst – auch auf die Sozialpoli-
tik übertragen werden. Die Umweltbewegung und -wis-
senschaft hat aufgehört nur festzustellen, dass Luft und 
Flüsse belastet oder gar verschmutzt sind. Inzwischen 
will man dort wissen, wer die problemverursachenden 
Akteure sind, und wie sie in die Verantwortung genom-
men werden können. Ähnlich die Politik: Auch sie will 
vermehrt VerursacherInnen in die Verantwortung neh-
men. Auch sie gibt sich weniger schnell zufrieden mit 
einem Appell an die Allgemeinheit, bei Umweltbelas-
tungen und -schäden «grosszügig» Mittel für die Prob-
lembereinigung zu sprechen, zumal solche Probleme 
nicht auf Naturereignisse, sondern auf menschliches 
Handeln zurückzuführen sind. Zeitgemäss ist es, auch in 
der Sozialpolitik ähnlich vorzugehen.

Das Verursacherprinzip und Verantwortung 

Der Frage nach VerursacherInnen liegt die Verant-
wortungsethik (nicht die Gesinnungsethik) zugrunde. 
Akteure in Wirtschaft, Gesellschaft und der politischen 
Exekutive sollen an den Konsequenzen ihres Handelns 
gemessen werden. Führt ihr Handeln bei andern zu ei-
nem Schaden, sollen sie die Verantwortung dafür über-
nehmen oder ihr Handlungsspielraum eingeschränkt 
werden. Das entlastet die aktuell oder potentiell Scha-
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Das Verursacherprinzip im Alkoholbereich

Negative Externalitäten und Verantwortungs
zumessung

Problematischer Alkoholkonsum führt zu Verkehrs-
unfällen, Krankheiten, psychosozialen Problemen in 
Familien, im sozialen Umfeld und am Arbeitsplatz. So-
zialkosten entstehen u.a. aus verminderter Erwerbsfä-
higkeit, Heilungskosten und Präventionskosten, aber 
auch aus Sachschäden infolge alkoholbedingter Unfälle 
oder Kriminalität. Auf individueller Ebene finden sich 
Ursachenfaktoren der physischen und psychischen Prä-
disposition, sozioökonomische und soziokulturelle Ein-
flussfaktoren, die problematischen Alkoholkonsum be-
günstigen. In struktureller Hinsicht spielt die Bereit
stellung von und der Zugang zu Alkohol eine zentrale 
Rolle, die Produktion und der Vertrieb eines riskanten 
Gutes und die Schaffung von entsprechenden alkohol-
politischen Rahmenbedingungen. Schliesslich wird 
auch der Trinkkultur einer Gesellschaft Ursachenbe-
deutung beigemessen, denn eine «trockene oder nasse 
Trinkkultur» prägt individuelle und kollektive Trink-
muster. 

Ein Grossteil der durch problematischen Konsum ge-
nerierten Kosten fallen im Rahmen der Krankenver
sicherung (KV), der Invalidenversicherung (IV), aber 
auch der Arbeitslosenversicherung (ALV) und Unfall-
versicherung (UV) an, insofern Alkoholkonsum zu ent-
sprechenden Folgeschäden führt. Des Weiteren wird 
damit auch die öffentliche Hand belastet, etwa im Rah-
men von Zuschüssen an die medizinische Grundversor-
gung oder die öffentliche Sicherheit (Polizei). Hier sol-
len nur die Sozialkosten infolge alkoholbedingter Vor- 
und Nachsorgedienstleistungen diskutiert werden, de-
ren Finanzierung weitestgehend nach dem Gemeinlast-
prinzip gestaltet wird. 

Welche massgeblichen VerursacherInnen lassen sich 
eruieren? 

Als HauptverursacherInnen erscheinen erstens Al-
koholkonsumierende mit schädlichen Konsummustern 
und zweitens die ProduzentInnen und Akteure im Ver-
trieb/Werbung, die riskante Güter/Alkoholwaren be-
reitstellen. Je mehr Alkohol leicht erhältlich ist, desto 
wahrscheinlicher sind die dadurch verursachten Prob
leme. Akteure im sozialen Umfeld von Problemtrin-
kenden, etwa Verwandte, FreundInnen oder Vereine, 
die einen schädlichen Konsum mitsozialisieren und  
-ritualisieren sind als unklare VerursacherInnen einzu-
stufen. Einzelne Verursacherparteien lassen sich auch 
als Verursachergemeinschaft verstehen, weshalb auch 
von einem «Alkohol-Industrie-Komplex» von Akteu-
ren gesprochen werden könnte, die sich gegenseitig 
austauschen, vernetzen und in ihren Interessen verstär-
ken. 

stimmt werden konnten. Hier führt die Verursacherfor-
schung alleine nicht zum Ziel, auch wenn sie eine unab-
dingbare Grundlage zur Handhabung von Problemen 
bleibt. In Ergänzung muss dann durch Wertung die Ver-
antwortung zugeschrieben werden.

Eine Sozialpolitik nach Verursacherprinzip fokussiert 
nicht selektiv nur auf einige, sondern auf alle Verur
sacherInnen. Angenommen, Akteure aus Produktion, 
Vertrieb, Werbung, Konsum und aus der politischen Ex-
ekutive sind beteiligt am Problem der Tabak(Nikotin)-
Abhängigkeit, wäre es unangemessen, ungerecht, kont-
raproduktiv und unethisch, die Verantwortung vor allem 
den RaucherInnen zuzuschreiben. Unangemessen und 
ungerecht dann, wenn andere Verursacher nicht zur 
Übernahme von Verantwortung verpflichtet werden. 
Kontraproduktiv und unethisch dann, wenn Tabakge-
schädigte für «ihre» schädlichen externen Effekte (Ge-
sundheitskosten etc.) alleine aufkommen müssten. 
Durch die Belastung würden die meisten finanziell rui-
niert, von Sozialhilfe abhängig und durch Stigmatisie-
rung ausgegrenzt werden, was wiederum andere und die 
Allgemeinheit insgesamt belasten würde. Die Anwen-
dung des Verursacherprinzips soll sozialethisch «ver-
nünftig» sein. Um Schaden zu verhindern, soll nicht 
neuer Schaden zugefügt werden. 

Das Verursacherprinzip kann verschiedentlich umge-
setzt werden: über Verbote, die den Handlungsspiel-
raum von Akteuren einschränken (Jugendschutzgesetze 
bei Alkohol und Tabak), über ökonomische Massnah-
men (Steuern und Abgaben, Bonus-Malus-Systeme, Ra-
tionierung mit oder ohne Handel von Zertifikaten, etc.), 
über Ausgleichssysteme bei entstandenem Schaden 
(z.B. teilweise oder volle Wiedergutmachung), über 
Präventionsmassnahmen zu Lasten von oder als Verant-
wortung von Verursachern (Beeinflussung des Verhal-
tens durch Bildung, Informationsvermittlung, neue 
Werte und Normen). Viele Methoden der Anwendung 
wurden von der Umweltbewegung und den Umweltwis-
senschaften entwickelt. Einige sind bereits in der Um-
weltpolitik verankert. Davon kann nun auch die Sozial-
politik profitieren.

Beispiele der Anwendung

Exemplarisch soll die Umsetzung für zwei finanziell 
stark belastende Sozialpolitikbereiche skizziert werden. 
Primär gilt es, die einseitige Gemeinlastorientierung 
verursacherlogisch umzudenken, woraus sich Möglich-
keiten zur Problemvorsorge entwickeln lassen. Die hier 
knapp gehaltenen Beispiele skizzieren Umsetzungspo-
tentiale und Variationen einer Verursacherprinzips-An-
wendung. Weitere und ausführlichere Betrachtungen 
und Darstellungen finden sich in den erwähnten Publi-
kationen. 
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stimmter Dienstleistungen des Gesundheits- oder So-
zialbereichs bemessen werden. Die Anlastung der 
Vermeidungskosten an die Produzenten/Vertrieb 
liesse sich mittels einer Besteuerung der Produktion 
bzw. des Vertriebs von alkoholischen Getränken ent-
sprechend der produzierten/vertriebenen Alkohol-
menge realisieren. Bisher leisten Produktion und Ver-
trieb keinen verursacherspezifischen Beitrag an die 
Sozialversicherungen. Das Verursacherprinzip würde 
zu einer gerechteren Form der Kostenbelastung füh-
ren, denn Produktion und Vertrieb sind unverkennbar 
an der Problem- und Kostenverursachung beteiligt.

Ausserhalb der Sozialversicherungen lassen sich folgen-
de Verursacherprinzips-Massnahmen skizzieren: 

Erhebung von Sozialkostenabgaben/Steuern.•	  Ent-
sprechend der benötigten Behandlungsmassnahmen 
im Gesundheits- und Sozialbereich wird generell eine 
Steuer bzw. Sozialkostenabgabe bei Produktion und 
Vertrieb von Alkohol erhoben. 
Risiko gegen Entgelt.•	  Das zu entrichtende Entgelt be-
misst sich nach einem politisch festgelegten Beitrag. 
Dieser liesse sich beispielsweise nach dem Wert der 
produzierten oder verteilten Alkoholmenge bemes-
sen. Denkbar wäre auch, dass ein erstes Alkoholkon-
tingent zu einem niedrigeren Entgelt erworben wer-
den könnte. 
Handel mit Alkoholproduktions-/Alkoholvertriebs-•	
zertifikaten. Hierbei würden handelbare Wertpapiere 
eingeführt. Der Besitzer der Zertifikate hätte das 
Recht, während einer bestimmten Periode eine defi-
nierte Menge Alkohol zu produzieren oder umzuset-
zen. Das Schadens- und Risikopotential würde von 
staatlicher Seite festgelegt. Es würde ein Handel mit 
«Verschmutzungsrechten» unter den Produzenten 
und Akteuren im Vertrieb organisiert. Produktions- 
und Vertriebszertifikate liessen sich auch entspre-
chend der Qualität oder Quantität des Alkohols ein-
führen, so z.B. bei besonders riskanten Getränken 
(Einstiegsprodukte wie Alcopops).

Das Verursacherprinzip im Arbeitslosenbereich

Negative Externalitäten und Verantwortungs
zumessung

Die Verursachung von Arbeitslosigkeit lässt sich be-
reits als Folge von Chancenungleichheit bestimmen, et-
wa dann, wenn Jugendlichen der Zugang zu Lehrstellen 
verwehrt bleibt. Ein verursacherorientierter Zugriff fo-
kussiert jedoch auf das pragmatischere Moment der 
Auflösung eines Arbeitsverhältnisses. Damit werden 
Ursache und VerursacherInnen greifbar und für eine 
Umsetzung des Verursacherprinzips handhabbar. Die 
Auflösung eines Arbeitsverhältnisses (ohne Anschluss-

Mögliche verursacherlogische Steuerungsinstrumente 
Bei den Konsumierenden ist beispielsweise im Rah-

men der Sozialversicherungen (vor allem der Kranken-
versicherung) 

die •	 Anlastung der sozialen Zusatzkosten aus Restbelas
tungen denkbar. Bisher unterscheidet die Kranken-
versicherung nicht zwischen Alkohol konsumieren-
den und abstinenten Versicherten oder zwischen Risi-
kotrinkenden und Nicht-Risikotrinkenden. Das Ver-
ursacherprinzip würde eine verursachergerechte bzw. 
risikoabhängige Beitragsgestaltung favorisieren (z.B. 
ein «Bonus-Malus-Modell», etwa bei der Ausgestal-
tung der Jahres- oder Einzelfallfranchise sowie des 
Selbstbehalts). 

Ausserhalb der Sozialversicherungen liesse sich das 
Verursacherprinzip beispielhaft wie folgt anwenden: 

Anlastung der Vermeidungskosten und/oder der sozi-•	
alen Zusatzkosten (als Verursachergemeinschaft). Ei-
ne fallbezogene Sozialkostenabgabe, wonach Konsu-
mierende die durch sie verursachten Kosten für bean-
spruchte soziale und medizinische Dienstleistungen 
mittragen, ist zwar theoretisch denkbar, aus volks-
wirtschaftlicher und sozialethischer Sicht jedoch kon-
traindiziert. Denn dadurch würden die individuellen 
Existenzgrundlagen bedroht. Anders präsentiert sich 
die Durchsetzung des Verursacherprinzips bei der 
Gesamtheit der Konsumierenden als Quasi-Verursa-
chergemeinschaft, welche das Kollektiv der Konsu-
mierenden belastet. Die Folge wäre eine Verteuerung 
der alkoholischen Getränke zwecks Internalisierung 
der Sozialkosten. Neben der Entlastung der öffentli-
chen Hand und der Krankenversicherung hätte eine 
Verteuerung, Verknappung oder Rationierung von 
Alkohol nachweislich eine Präventivwirkung, die den 
problematischen Konsum in der Gesamtbevölkerung 
verringern dürfte. Schliesslich ist hierzu noch zu be-
rücksichtigen, dass nicht ausschliesslich die Konsu-
mierenden zur Verantwortung gezogen werden dür-
fen, denn damit würden sie gegenüber Produzenten/
Vertrieb diskriminiert. Alle weiteren Verursacherpar-
teien wären ebenfalls zu belangen. 

Bei Produzenten und Akteuren im Vertrieb sind im 
Rahmen der Sozialversicherungen folgende Massnah-
men denkbar: 

Einführung einer risikoabhängigen Prämienbeteili-•	
gung im Rahmen der Krankenversicherung. Es könn-
te eine Alkoholproduzenten- und Alkoholvertriebs-
versicherung (eine Art Haftpflichtversicherung) ge-
schaffen werden, womit sich diese an der Finanzie-
rung von alkoholbedingten Krankenversicherungs-
leistungen zu beteiligen hätten. 
Anlastung der Vermeidungs-/Verminderungskosten.•	  
Der Risikogrenzwert für Alkohol könnte anhand be-
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Grundsätzlich lassen sich die identifizierten Verur
sacherparteien auch als Verursachergemeinschaft be-
trachten, insbesondere dann, wenn Akteure sich gegen-
seitig austauschen und aufgrund ökonomischer Interes-
sen eng miteinander liiert sind. 

Mögliche verursacherlogische Steuerungsinstrumente 
Bei den Arbeitnehmenden lassen sich im Rahmen 

der Sozialversicherung folgende Massnahmen denken: 
Risikodefinierte Versicherungsbeiträge an die ALV.•	  Je 
nach Risikoinkaufnahme wird der Arbeitnehmerbei-
trag an die ALV erhöht oder vermindert (Bonus-Ma-
lus). 
Erhöhung der Franchise bei Taggeldbezug aufgrund •	
selbst gewählter Kündigung ohne Anschluss-Arbeits-
vertrag. Je nach Risikoinkaufnahme wird ein Selbst-
behalt/eine Jahresfranchise geltend gemacht, ggf. 
auch erhöht oder gesenkt. Diese Option existiert be-
reits (Sperrtage) und könnte weiter ausdifferenziert 
werden. Die Anwendung des Verursacherprinzips 
bei den Einzelnen kann zu einer existentiellen Ver-
unsicherung führen, weshalb die Anlastung grösserer 
Sozialkosten nicht in Betracht gezogen werden 
kann. 

Bei den Arbeitgebenden könnten
risikodefinierte Versicherungsbeiträge an die ALV•	  
diskutiert werden. Je nach Risikoinkaufnahme wird 
der Arbeitgeberbeitrag an die ALV erhöht oder ver-
mindert (Bonus-Malus für einzelne VerursacherIn-
nen oder Verursachergemeinschaften, z. B. für spezifi-
sche Branchen). Auch wenn sich Arbeitgebende zur 
Hälfte (gemeinsam mit den Arbeitnehmenden) an 
die ALV beteiligen, werden diese Beiträge bisher 
nicht verursacherlogisch ausgestaltet. 

Ausserhalb der Sozialversicherungen liessen sich weite-
re Verursachermassnahmen skizzieren: 

Entlassungssteuer.•	  Je nach gesellschaftlichem Belas-
tungsgrad werden Entlassungen von Firmen bzw. der 
Abbau von Personal besteuert. Die Höhe der Besteu-
erung könnte sich z.B. nach der aktuellen Arbeitslo-
senquote bemessen. Zur Bestimmung der Steuern 
liessen sich auch die Lohnverteilung, Gewinne und 
das Vermögen von Unternehmen heranziehen. Die 
Einnahmen fliessen den durch Arbeitslosigkeit belas-
teten Versicherungs- und Dienstleistungsorganisatio-
nen und der Sozialhilfe zu. 
Entlassungszertifikate•	  könnten zu einer bestimmten 
Entlassungsquote berechtigen. Entsprechend dem 
durch Arbeitslosigkeit verursachten Sozialkostenauf-
wand werden Menge und Preis der Zertifikate zuerst 
politisch festgelegt und danach gehandelt. 
Sehr hohe Bussen/Strafen •	 bei Umgehung von Geset-
zen, durch die Entlassungen geregelt werden. 

arbeitsvertrag) lässt sich auf vielfältigste Ursachen zu-
rückführen. Auf individueller Ebene sind etwa persönli-
che Unzufriedenheit oder Krisen der Arbeitnehmenden 
zu nennen, aber auch Profitziele von Arbeitgebenden, 
Burnout oder Mobbing am Arbeitsplatz. Auf strukturel-
ler Ebene wirkt sich der sozioökonomische und kon-
junkturelle Wandel auf die Arbeitsverhältnisse aus. 
Auch wenn ein komplexer Ursachen-Wirkung-Komplex 
letztlich zu Arbeitslosigkeit führt, gilt es auf das zentrale 
Ereignis der Kündigung oder Entlassung zu fokussie-
ren. Denn damit setzt die «Sozialkostenproduktion» 
ein, wodurch die Allgemeinheit belastet wird. Arbeitslo-
sigkeit generiert Sozialkosten im Rahmen von Einkom-
menskompensation, von Verhütungs- und Wiederein-
gliederungsmassnahmen (ALV, RAV, kantonale Ar-
beitsämter, Gemeindesozialdienste, etc). Längerfristig 
verursacht Arbeitslosigkeit Humankapitalverlust (Ab-
bau von Berufskompetenzen, Bildungsinvestitionen oh-
ne Return on Investment) und weitere Kosten (Gesund-
heits- und Sozialwesen/Sozialhilfe, IV etc.). Im Rahmen 
der ALV und IV werden Versichertenbeiträge paritä-
tisch von Arbeitnehmenden und -gebenden geleistet, 
wobei diese nicht verursacherlogisch differenziert wer-
den (Gemeinlastprinzip innerhalb der Quasi-Verursa-
chergemeinschaft). Die Finanzierung von Dienstleis-
tungen des Gesundheits- und Sozialbereichs wird mehr-
heitlich aus Versichertenbeiträgen und Steuergeldern 
bestritten. Die öffentliche Hand wird insbesondere 
dann belastet, wenn letztinstanzlich die Sozialhilfe zum 
Tragen kommt (Gemeinlastprinzip). 

Welche massgeblichen VerursacherInnen lassen sich 
eruieren? 

Als offensichtliche VerursacherInnen sind im Falle 
einer Kündigung des Arbeitsverhältnisses (ohne An-
schluss-Arbeitsvertrag) erstens die Arbeitnehmenden 
zu identifizieren. Zweitens lassen sich die Arbeitgeben-
den eindeutig identifizieren, wenn sie Arbeitnehmende 
entlassen aufgrund eines unternehmerischen Interesses 
oder bei Vernachlässigung von Massnahmen, um Ar-
beitslosigkeit zu minimieren (z.B. durch Verteilung von 
Arbeit und Lohnsumme etc.). Unklarheiten treten bei 
der Identifizierung von VerursacherInnen dann auf, 
wenn strukturelle oder weit zurückliegende biografie-
bedingte Ursachen in den Blick geraten. Als unklare 
VerursacherInnen sind die öffentliche Verwaltung (poli-
tische Exekutive) oder Steuerungsorganisationen wie 
die Nationalbank zu diskutieren, falls diese Handlungs-
spielräume zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit ver-
nachlässigen oder falsch nutzen. Auch Akteure im Sozi-
al- und Arbeitslosenbereich sind kaum eindeutig als 
VerursacherInnen zu eruieren, auch wenn der professi-
onelle Umgang die Arbeitslosigkeit letztlich individua-
lisiert oder gar chronifiziert (Drehtürphänomen oder 
Zerfall von Person und Kompetenzen). 
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ähnliche Bewegung bald auch im Bereich der Sozialpo-
litik stattfinden wird. Das dürfte die soziale Sicherung 
qualitativ verbessern und stützen, die gesellschaftliche 
Verbundenheit und Solidarität stärken und die soziale 
Nachhaltigkeit – heute und bei den Herausforderungen 
der Zukunft – fördern. Die Zeit ist reif, das Verursacher-
prinzip auch in der Sozialpolitik offen – nicht nur ver-
steckt – zu diskutieren.

Quellen
Wallimann, Isidor (Hrsg.), Sozialpolitik nach Verursacherprinzip: Beispiele 
der Anwendung aus Arbeit, Gesundheit, Sucht, Schule und Wohnen. Bern: 
Haupt Verlag 2008

Piñeiro, Esteban und Isidor Wallimann, Sozialpolitik anders denken: Das 
Verursacherprinzip – von der umweltpolitischen zur sozialpolitischen An-
wendung. Bern: Haupt Verlag, 2004

Isidor Wallimann, Soziologe und Ökonom, Professor an der Uni-
versity of North Texas. E-Mail: isidor.wallimann@tele2.ch 

Esteban Piñeiro, Soziologe, Dozent an der Hochschule für Soziale 
Arbeit der Fachhochschule Nordwestschweiz. 
E-Mail: esteban.pineiro@fhnw.ch

Lenkungsabgaben.•	  Für stark nachgefragte Arbeits-
kräfte werden der Nachfrage entsprechend hohe Ab-
gaben geleistet (eine Art MWST für Arbeitnehmen-
de). Wenig nachgefragte Arbeitskräfte sollen nicht 
oder kaum besteuert werden. Zudem sollen Arbeit-
gebende, die ihre Mitarbeitenden fortlaufend ausbil-
den oder neue Mitarbeitende ausbilden (Lehrlinge), 
mit einem entsprechend geringeren Abgabesatz be-
lastet werden. Infolgedessen würden sie einen Anreiz 
erhalten, weniger nachgefragte Arbeitskräfte einzu-
stellen oder diese umzuschulen oder auszubilden. 

Schlussfolgerungen

Die vorgestellten Überlegungen zeigen auf, dass in 
der Sozialpolitik noch viel Raum zur Anwendung des 
Verursacherprinzips vorhanden ist. Historisch dürfte 
sich diese Ausgangslage mit der Umweltpolitik vor etwa 
40 Jahren vergleichen, als verursacherlogisch orientierte 
Forschung und Intervention im Umweltbereich geför-
dert wurden und beide zusammen mit der Umweltpoli-
tik einen Aufschwung erhielten, der heute noch nicht 
abgeschlossen ist. Verschiedene Anzeichen – die in De-
batten betreffend Essstörungen, Rauchen, Alkoholkon-
sum bei Jugendlichen, Sportunfälle, Feinstaub etc. deut-
lich zu erkennen sind – deuten darauf hin, dass eine 
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Sinn und Unsinn des Zwangssparens

Obligatorien und Steueranreize haben in der Schweiz 
zu einem sehr hohen Vorsorgevermögen geführt. Aus 
makroökonomischer Perspektive ist nichts gegen 
diese Kapitalbildung einzuwenden. Auf mikroökono
mischer Ebene hingegen ist mit einer ungünstigen 
Verschiebung des Konsums auf das Alter zu rechnen. 
Diese kann zu Konsum-Engpässen bei Haushalten mit 
(vorübergehend) niedrigen Einkommen oder hohen 
Betreuungs- und Ausbildungskosten führen sowie 
vermehrten Frühpensionierungen Vorschub leisten.

Wer in der Schweiz in den Ruhestand tritt, ist finanziell 
in aller Regel gut abgesichert. Aus dem kürzlich erschie-
nenen Bericht von Wanner und Gabadinho (2008) geht 
gar hervor, dass die Personen im Rentenalter von allen 
Altersgruppen die höchste materielle Sicherheit genies
sen. Zwar liegen die Renteneinkommen im Durch-
schnitt rund einen Drittel unter den Erwerbseinkom-
men. Dies bestätigen auch Berechnungen von Bütler 
und Teppa (2007), denen zufolge mittlere und hohe Ein-
kommen durch die Leistungen der ersten und zweiten 
Säule der Altersvorsorge zu 60 bis 70 Prozent ersetzt 
werden (vgl. Grafik G1, rosa Kurve). Auf der anderen 
Seite sind Ruhegehälter in Rentenform aber auch eine 
überaus sichere Einkommensquelle. Zudem sorgen die 

AHV-Ergänzungsleistungen dafür, dass bei niedrigen 
Vorruhestandseinkommen oder hohen Ausgaben die 
Ersatzraten höher ausfallen und so ein minimales Ein-
kommen immer garantiert ist. Gerade im Hinblick auf 
die steigenden Pflegekosten im Alter gewinnen diese 
am effektiven Bedarf ausgerichteten und von früheren 
Beiträgen unabhängigen Leistungen zusehends an Be-
deutung. Schliesslich werden RentnerInnen stark ent-
lastet, wenn sie noch unterstützungspflichtige Kinder 
(bis 18-jährige bzw. bis 25-jährige bei noch nicht abge-
schlossener Ausbildung) haben. Hat eine Person im 
Ruhestand beispielsweise noch zwei Kinder in Ausbil-
dung, werden die AHV-Leistungen um 80 Prozent und 
die Leistungen der zweiten Säule um 35 bis 40 Prozent 
erhöht. Dies ist eine deutlich höhere Unterstützung als 
die 250 Franken Ausbildungszulage pro Kind (bis 16 
Jahre: 200 Franken), auf die ein Erwerbstätiger An-
spruch hat. 

Neben der Höhe und Zuverlässigkeit der Vorsorge-
leistungen ist die komfortable wirtschaftliche Situation 
der Rentnerhaushalte auf das Vorhandensein von Ver-

Monika Bütler	 Monika Engler
Universität St.Gallen	 Universität St.Gallen

Leistungen aus der ersten und zweiten Säule � G1

Die Grafik zeigt die Leistungen aus der ersten und zweiten Säule sowie der bedarfs
orientierten Ergänzungsleistungen in Abhängigkeit vom Vorruhestandseinkommen 
(linke Skala). Die rosa Kurve bezieht sich auf die rechte Skala und stellt die Ersatzrate, 
d.h. das Renteneinkommen in Prozent des Vorruhestandseinkommens, dar. Lesebei-
spiel: Bei einem Vorruhestandseinkommen von 60 000 CHF beträgt die AHV-Rente 
23 000 CHF und das Einkommen aus der beruflichen Vorsorge 19 000 CHF. Zusammen 
macht dies 42 000 CHF, was einer Netto-Ersatzrate von 70 % (nach Steuern und Sozi-
alabgaben) entspricht.

Quelle: Bütler und Teppa (2007)
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talbildung ins Feld: Zum einen sind dank eines grösse-
ren Kapitalstocks zusätzliche Investitionen möglich, mit 
denen die gesamtwirtschaftliche Leistung gesteigert 
werden kann. Zum anderen dienen die akkumulierten 
Reserven dem künftigen Konsum. Dem ist entgegenzu-
halten, dass eine Erhöhung des nationalen Sparvolu-
mens nicht zwangsläufig zu einer Zunahme der inländi-
schen Investitionen führen muss, denn in einer offenen 
Volkswirtschaft können Ersparnisse auch im Ausland 
investiert werden. Umgekehrt können Kapitalimporte 
den im Inland verfügbaren Kapitalstock erhöhen, ohne 
dass dafür die inländische Sparquote steigen muss. Tat-
sächlich haben sich in den letzten Jahren die Erspar
nisse der Haushalte und der Unternehmen (das sind die 
nicht ausgeschütteten Gewinne) weitgehend unabhän-
gig von der Investitionsquote entwickelt (vgl. Grafik 
G2). Die gesamtwirtschaftliche Sparquote schwankt 
seit 1990 um einen Wert von 32 Prozent des Bruttoin-
landprodukts (BIP), während die Bruttoinvestitionen 
von gut 31 Prozent des BIP anfangs der neunziger Jahre 
auf gut 20 Prozent des BIP gesunken sind. 

Mit dieser Entwicklung ist ein wachsender Sparüber-
schuss einher gegangen, was jährlich zu beträchtlichen 
Kapitalabflüssen ins Ausland geführt hat. Aus makro-
ökonomischer Sicht ist dies nicht nachteilig, im Gegen-
teil: Dem Kapitalexport ist es zu verdanken, dass Ka
pitalanlagen dort getätigt werden können, wo sie die 
besten Renditen erzielen. Dies entkräftet nicht zuletzt 
die bisweilen geäusserte Befürchtung eines zu hohen 
Kapitalstocks mit ungenügenden Kapitalrenditen (sog. 
Überkapitalisierung): Solange das Kapital über die 
Grenzen mobil ist, kann es zu keinem Anlagenotstand 
kommen. Darüber hinaus hilft der Kapitalexport, die 
demografischen Herausforderungen in der Altersvor-
sorge zu bewältigen. Indem Vorsorgegelder in Ländern 

mögenswerten zurückzuführen. Diese erreichen bei den 
meisten Personen – nicht zuletzt wegen der immer spä-
ter eintreffenden Erbschaften – kurz nach dem Renten-
eintritt den höchsten Stand. Sie setzen sich im Durch-
schnitt je hälftig aus Immobilien und leicht verwertba-
ren Wertschriften und Anlagen zusammen und sind 
vielfach beträchtlich: So verfügen 20 Prozent der Rent-
nerpaare über ein Bruttovermögen von über einer Mil-
lion Franken (Wanner und Gabadinho, 2008).

Explizite und implizite Zwänge

Sowohl die hohen Ersatzeinkommen als auch die ak-
kumulierten Vermögenswerte sind Ausdruck eines weit 
entwickelten und umfassenden Altersvorsorgesystems. 
Sie sind nur möglich, weil Haushalte während des Er-
werbslebens zu hohen Ersparnissen und Konsumver-
zichten angehalten werden. Dies geschieht zunächst 
durch weitreichende Obligatorien, welche die Teilnah-
me an Vorsorgeplänen explizit erzwingen und die Höhe 
der Beiträge festlegen. Daneben fördern verschiedene 
steuerliche Anreizmechanismen das freiwillige Sparen. 
An erster Stelle steht die vollständige steuerliche Ab-
setzbarkeit der Einzahlungen in die überobligatorische 
berufliche Vorsorge und die gebundene Säule 3a. Da
rüber hinaus ist das freiwillige Vorsorgevermögen samt 
erzielten Kapitalerträgen während der gesamten Lauf-
zeit steuerfrei. Schliesslich werden die Auszahlungen 
separat und zu einem reduzierten Tarif besteuert. Diese 
Steuerbegünstigungen sind gerade bei mittleren Ein-
kommen so erheblich, dass fraglich ist, inwiefern sich 
die Haushalte dem zusätzlichen Vorsorgesparen über-
haupt noch entziehen können. Aus der aktuellen Ein-
kommens- und Verbrauchserhebung geht hervor, dass 
die Hälfte der beitragsberechtigten Haushalte Zahlun-
gen an die Säule 3a leistet. Diese hohe Beteiligung nährt 
die Vermutung, dass sich viele ungeachtet der Freiwil-
ligkeit der gebundenen Vorsorge implizit zu Einzahlun-
gen gezwungen sehen, um von den Steuereinsparungen 
profitieren zu können. Trifft dies zu, ist ähnlich zu erwar-
ten, dass die Arbeitgeber implizit dazu verpflichtet sind, 
attraktive überobligatorische Vorsorgelösungen anzu-
bieten, um auf dem Arbeitsmarkt keine Nachteile zu 
erleiden.

Überkapitalisierte Schweiz?

Das Zusammenspiel von Zwang und Anreizen hat 
dazu geführt, dass in der Schweiz ein Vorsorgekapital 
von über 600 Mrd. Franken angespart worden ist. Die 
Frage wird vermehrt gestellt, ob diese Kapitalakkumu-
lation noch wünschbar ist. Befürworter der Sparförde-
rung führen die makroökonomischen Vorteile der Kapi-

Sparen und Investieren in der Schweiz in % des BIP	 � G2

Quelle: BFS, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung

0%

10%

20%

30%

40%

19
90

19
91

19
92

19
93

19
94

19
95

19
96

19
97

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

p

20
05

p

Bruttosparquote 
Bruttoinvestitionsquote
Bruttosparquote der 
Unternehmen (Nettobetriebs-
überschüsse)

Sparüberschuss
Bruttosparquote der
privaten Haushalte



Soziale Sicherheit CHSS 4/2008 � 209

	 Schwerpunkt	 Soziale Fragen aus ökonomischer Sicht

Weder Theorie noch Empirie können schlüssig darü-
ber Auskunft geben, inwiefern diese Argumente stich-
haltig sind oder nicht. Fakt ist aber, dass die derzeitige 
Politik die Sparvorschriften nicht sehr konsequent 
durchsetzt. So sind erstens Selbstständigerwerbende 
nicht von den Obligatorien der zweiten Säule erfasst, 
sondern können frei entscheiden, ob sie sich einer Pen-
sionskasse anschliessen wollen oder nicht. Zweitens 
können sich die unselbstständigerwerbenden Haushalte 
dem Spardiktat entziehen, indem sie ihre freiwilligen 
Ersparnisse entsprechend anpassen. Obligatorische 
Vorsorgebeiträge wirken nicht anders als private Er-
sparnisse: Sie bedingen einen geringeren Konsum heute 
und begründen dafür Leistungsansprüche zu einem spä-
terem Zeitpunkt. Ist die freiwillige Spartätigkeit ausrei-
chend genug, kann diese zurückgefahren werden, um 
das von aussen verordnete Zwangssparen zu neutrali-
sieren und zum optimalen Konsumpfad zu gelangen. 
Tatsächlich sind solche Ausweichreaktionen in der Rea-
lität mehrfach beobachtet worden, wie Bosworth und 
Burtless (2004) in ihrem Übersichtspapier zum Thema 
zeigen.

Nicht allen Haushalten wird die Kompensation der 
einen durch die andere Sparform allerdings möglich 
sein. Die obligatorischen Sparanforderungen können so 
hoch ausfallen, dass sie das Sparniveau, das unabhängig 
angestrebt würde, übertreffen. In diesem Fall wird auch 
bei einem kompletten Abbau der privaten Ersparnisse 
das Sparen höher ausfallen als aus individueller Sicht 
erwünscht, es sei denn, der optimale Konsumpfad über 
den Lebenszyklus könnte noch mithilfe von Kreditbe-
ziehungen erreicht werden. Das würde bedeuten, dass 
in der Zwangsansparphase (bzw. in kritischen Phasen 
derselben) durch eine Kreditaufnahme finanzielle Mit-
tel zugeführt werden könnten und die Kredite erst spä-
ter, allenfalls erst nach der Pensionierung, zurückbezahlt 
werden müssten. 

Für das fallweise Auftreten von Liquiditätsengpässen 
bei Haushalten im Erwerbsalter gibt es durchaus Hin-
weise. So bezeichnet die Armutsstatistik regelmässig 
Familien mit mehr als zwei Kindern und Alleinerzie-
hende als besonders gefährdet. Sie sind durch die Aus-
gaben für die Kinder, die Reduktion des Arbeitspen-
sums, dem Einkauf von Betreuungsdienstleistungen 
und die Ausbildungskosten mehrfach belastet. Es muss 
bezweifelt werden, ob diese Haushalte freiwillig einen 
Vorsorgplan mit den eingangs genannten Ersatzraten 
anstreben würden. Naheliegender ist wohl ein alterna
tiver Konsumpfad mit höherer Kaufkraft während der 
kritischen Kinderjahre und bescheideneren Vorsorge-
leistungen im Alter. Die Vorsorgevorschriften verhin-
dern eine solche Anpassung. Auch ist unwahrscheinlich, 
dass es diesen Personengruppen gelingt, ihren optima-
len Konsumpfad mithilfe des Kreditmarkts umzusetzen. 
Da es typischerweise an Sicherheiten fehlt, mit denen 

mit vergleichsweise junger Bevölkerung investiert wer-
den, kann später, bei Auflösung der Auslandguthaben, 
ein Verbrauch finanziert werden, der die inländische 
Produktion übertrifft. Der Sparüberschuss hat also 
durchaus Vorteile. Nur, auch diese können eine Not-
wendigkeit von staatlichen Sparzwängen und -anreizen 
nicht immer begründen. Die Möglichkeiten des Kapi-
talexports können vom privaten Anleger gleichermas
sen genutzt werden, dies sogar noch mehr, als er im Un-
terschied zu den Vorsorgeeinrichtungen keinen Anlage-
vorschriften unterworfen ist und keine Quotenregelun-
gen für Anlagen im Inland einhalten muss. 

Suboptimale Konsumlebenspfade

Bei grenzüberschreitendem Kapitalverkehr lässt sich 
demnach eine staatlich induzierte hohe Volksersparnis 
nicht durch Volumen und Rentabilität der Investitionen 
begründen, sie führt allerdings auch zu keinen Nachtei-
len. Anders liegt die Sache möglicherweise, wenn die 
hohen Sparanforderungen aus der Perspektive der indi-
viduellen Haushalte betrachtet werden. Dort entspringt 
der Sparentscheid dem Kalkül, den Konsum optimal 
über den persönlichen Lebenszyklus zu verteilen. In-
dem heute auf einen Teil des Konsums, der durch das 
aktuelle Einkommen grundsätzlich möglich wäre, ver-
zichtet wird, kann zu einem späteren Zeitpunkt aus den 
Ersparnissen ein höherer Konsum finanziert werden. 
Das Teilnahmeobligatorium in der ersten und zweiten 
Säule setzt dieses individuelle Kalkül teilweise ausser 
Kraft und delegiert es an eine externe Entscheidungsin-
stanz – die öffentliche Hand und die Sozialpartner. 

Dieses Vorgehen basiert im Grunde auf der Sorge, 
dass Individuen selbstständig in erster Linie ihren 
kurzfristigen Konsum im Auge haben und dazu tendie-
ren, ungenügend Kapital für einkommenslose Zeiten, 
insbesondere das Alter, aufbauen. Paternalistische Ar-
gumente haben den Zwang zur Vorsorge deshalb we-
sentlich geprägt (Banks und Emmerson, 2000): Teil-
weise wird grundsätzlich angezweifelt, dass Haushalte 
fähig sind, ihre Ressourcen so auf Konsum und Sparen 
aufzuteilen, dass sie auf eine sinnvolle Verteilung des 
Verbrauchs im Zeitverlauf kommen. Wird ihnen dies 
noch zuerkannt, folgt die Frage, ob sie auch die nötige 
Disziplin aufbrächten, die optimalen Konsum-Spar-
Pläne einzuhalten. Infolge Einkommensausfällen oder 
dringenden Anschaffungswünschen könnte der sofor-
tige Konsum doch höher gewichtet werden als der aus-
reichende Konsum in der Zukunft (zu hohe Gegen-
wartspräferenz). Auch bliebe ein solches Verhalten ge-
rade in fortgeschritteneren Sozialstaaten teils unge-
straft bzw. könnte auf die Allgemeinheit abgewälzt 
werden, da ein Existenzminimum letztlich immer ga-
rantiert ist. 
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Möglichkeit mit grosser Wahrscheinlichkeit auch er-
griffen. 

Inkonsistente Politik nach der Pensionierung

Schliesslich ist die derzeitige Politik auch deshalb in-
konsistent, weil sie nur Vorsorgevorschriften während 
der Erwerbsphase aufstellt, den Haushalten nach Errei-
chen des (allenfalls vorzeitigen) Rentenalters aber kei-
ne Einschränkungen auferlegt. Insbesondere ist heute 
der vollständige Bezug des Pensionskassenkapitals von 
Gesetzes wegen möglich. Vom Vorsorgegedanken her 
ist dies fragwürdig. Es ist unwahrscheinlich, dass Ein-
kommenslücken, die im Falle eines übermässig raschen 
Verbrauchs des Vorsorgekapitals auftreten, noch durch 
Erwerbseinkommen gedeckt werden. Viel wahrschein
licher ist dann der Rückgriff auf Ergänzungsleistungen 
der ersten Säule und den allgemeinen Steuerzahler. 

Fazit

Um einer allfälligen Kurzsichtigkeit der Haushalte in 
Bezug auf den Mittelbedarf im Alter, aber auch allfäl
ligem Trittbrettfahren vorzubeugen, ist ein gewisser 
Sparzwang angebracht. Die bestehende Politik schiesst 
aber in verschiedener Hinsicht über das Ziel hinaus: So 
ist sowohl bei den tieferen Einkommen (durch ein ho-
hes Vorsorgeniveau) als auch bei den höheren Einkom-
men (durch übermässige Steueranreize) mit einer unge-
nügenden Kompensation des Zwangssparens über die 
freiwillige Spartätigkeit zu rechnen, so dass das Spar- 
oder Vorsorgekapital aus individueller Sicht häufig zu 
hoch ausfallen wird. Das ist auf mikroökonomischer 
Ebene ineffizient, denn mit den gegebenen Mitteln 
könnte im Lebensverlauf ein höherer Nutzen erreicht 
werden. Erfolgt darüber hinaus die Kompensation auf 
dem Weg vermehrter Frühpensionierungen ist das an-
gesichts der anstehenden demografischen Veränderun-
gen sowohl aus Sicht der bestehenden Sozialwerke 
(vorzeitiger Ausstieg der besserverdienenden Netto-
zahler) als auch aus Sicht der knapper werdenden qua-
lifizierten Arbeitskräfte kontraproduktiv. 

Eine konsistente Altersvorsorgepolitik hält die Ein-
griffsstärke vor und nach der Pensionierung konstant. 
Auch sind nicht möglichst hohe Vorsorgeleistungen das 
Ziel, sondern die Sicherstellung einer ausreichenden 
Lebensgrundlage im Alter. Anhaltspunkt kann das 
durch die Ergänzungsleistungen gewährleistete Exis-
tenzminimum sein. Die obligatorischen Sparanforde-
rungen während der aktiven Lebensphase sind an ei-
nem solchen Mass auszurichten. Im Vergleich zu heute 
bedeutet dies klar eine Senkung der pflichtmässig zu 
entrichtenden Beiträge. Steuerliche Anreize für höhere 

Kredite unterlegt werden könnten, sind die Kreditkos-
ten rasch prohibitiv teuer.

Erhöhte Anzahl Frühpensionierungen

Gerade bei Haushalten, die vorübergehend tiefere 
Einkommen erzielen, dürfte das Vorsorgeniveau des-
halb häufig zu hoch ausfallen. Doch sind auch die ande-
ren Haushalte vor verzerrten Spar-Konsum-Entschei-
den nicht gefeit: Durch die starken Steueranreize wer-
den die wohlhabenderen Haushalte ebenfalls dazu ge-
drängt, mehr zu sparen als es aus unabhängiger Sicht 
ideal wäre. Auch ihre Konsummöglichkeiten werden 
deshalb übermässig stark auf die späteren Lebensjahre 
verlagert. Dies führt entweder zu hohen Einkommen 
und Vermögen im regulären Pensionsalter, oder aber 
ermöglicht die Finanzierung eines vorzeitigen Rück-
tritts vom Erwerbsleben. Gerade die Steuerprogression 
trägt dazu bei, dass Letzteres häufig die attraktivere Va-
riante darstellt. Dies zeigt sich etwa in den Ergebnissen 
von Bütler, Huguenin und Teppa (2004), die anhand 
von Daten schweizerischer Pensionskassen zeigen, dass 
bei gleichen Einkommen eine höhere Vorsorgeleistung 
mit einem tieferen Rücktrittsalter einhergeht. Ebenso 
widerspiegelt sich die relative Attraktivität der Früh-
pensionierungen in den Erwerbsquoten kurz vor der 
ordentlichen Pensionierung. 

Aus den Daten der Volkszählung geht hervor, dass 
seit 1970 die Erwerbstätigkeit der über 60-jährigen Per-
sonen kontinuierlich abgenommen hat. Betrug 1970 die 
Erwerbsquote der über 60-jährigen Bevölkerung noch 
28 Prozent, lag sie im Jahr 2000 noch bei 12 Prozent. 
Dabei sank die Erwerbsbeteiligung vor allem in den 
siebziger und achtziger Jahren. Riphahn und Sheldon 
(2005) führen den Rückgang in den siebziger Jahren auf 
die damalige grosszügige Ausweitung der AHV-Renten 
zurück. Als Auslöser für den erneuten Rückgang in den 
achtziger Jahren vermuten sie hingegen die Einführung 
des BVG-Obligatoriums 1985. Mit dem Heranreifen der 
zweiten Säule und der steigenden Anzahl von Personen 
mit voller Beitragsdauer ist die Frühpensionierung für 
breite Bevölkerungskreise erschwinglich geworden. Al-
lem Anschein nach wird dieser Handlungsspielraum 
von den älteren Erwerbspersonen auch genutzt. Diese 
Vermutung bestätigen jüngste Untersuchungen in den 
USA. Dort finden Autor und Duggan (2007) starke 
Hinweise dafür, dass sich in den Jahren vor der Pensio-
nierung die individuellen Präferenzen grundsätzlich 
hin zu mehr Freizeit verschieben. Auch für den Fall al-
so, dass die Erwerbsarbeit im Alter lukrativ bleibt, ver-
liert sie im Vergleich zur Freizeit an Attraktivität. Ist 
eine Reduktion der Arbeitszeit oder ein vorzeitiger 
Ausstieg aus dem Erwerbsleben durch ein sicheres 
Renteneinkommen nachhaltig finanzierbar, wird diese 
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freiwillige Ersparnisse sind nicht unbedingt notwendig. 
Demgegenüber ist nach der Pensionierung die Einkom-
menssicherung zu wahren, indem der Kapitalbezug erst 
beim Erreichen einer minimalen lebenslangen Rente 
(z.B. in der Höhe der durch die AHV-Ergänzungsleis-
tungen garantierten Einkommen) erlaubt wird. 

Dass die Gesamtsparquote in der Folge merklich sin-
ken würde, ist eher unwahrscheinlich. Einerseits wird 
heute ein grosser Teil der Volksersparnis vom Unter-
nehmenssektor beigesteuert und beruht damit auf frei-
williger Basis. Andererseits würde ein Teil der Haushal-
te auf eine geringere Zwangssparquote wiederum mit 
einer Erhöhung der freiwilligen Ersparnisse reagieren. 
Der Unterschied zu heute läge darin, dass dem Einzel-
nen mehr Freiheit zugestanden würde, den Konsum ent-
sprechend den eigenen Präferenzen und Nutzenkalkül 
über die verschiedenen Lebensphasen zu verteilen. 
Auch die Verringerung der Steueranreize legt nur auf 
den ersten Blick eine geringere Spartätigkeit nahe. Län-
gerfristig ist zu bedenken, dass im Gegenzug zur Ab-
schaffung der Vorsorgeabzüge die Gesamtsteuerlast 
tendenziell gesenkt werden könnte. Dies wiederum 
würde aber das verfügbare Einkommen der Haushalte 
erhöhen und damit auch deren Konsum- und Sparmög-
lichkeiten.
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Möglichkeiten und Grenzen der Subjekt­
finanzierung mit Betreuungsgutscheinen

Kinderbetreuungsgutscheine sind ein typisches 
Beispiel für Subjektfinanzierung und stehen immer 
wieder im Mittelpunkt der öffentlichen Diskussion. Sie 
werden von unterschiedlichen politischen Richtungen 
als mögliche Form der staatlichen Förderung von 
familienergänzender Kinderbetreuung angeführt. Im 
Vergleich zur herkömmlichen Objektfinanzierung  
sind Betreuungsgutscheine ein Mittel, um Eltern und 
Kinder direkt zu unterstützen, ohne dass der Staat 
gänzlich auf Regulation verzichten muss. Der vorlie-
gende Artikel erläutert die Idee der Betreuungs
gutscheine aus theoretischer Sicht und stellt erste 
Erfahrungen aus der Praxis vor.

Warum der Staat familienergänzende 
Kinderbetreuung subventionieren kann

Die Aufgabenteilung zwischen Staat und Markt wird 
nicht nur in der Politik, sondern auch in der Wirtschafts-
wissenschaft regelmässig kontrovers diskutiert. Einer 
der wichtigsten Gründe für staatliche Eingriffe in den 
Markt ist das sogenannte Marktversagen. Es liegt vor, 
wenn Angebot und Nachfrage durch externe Effekte, 
ungleich verteilte Informationen (Informationsasym-
metrien), natürliche Monopole oder ruinöse Konkur-
renz nicht optimal zusammenfinden können. Weitere 
Gründe, warum der Staat in den Markt eingreift, beru-
hen auf der Umsetzung nationaler politischer oder sozi-
aler Ziele, wie z.B. die Garantie eines Existenzmini-
mums oder die Förderung der Startchancengerechtig-
keit für alle Bürgerinnen und Bürger.

Auch auf dem Markt für familienergänzende Kinder-
betreuung lässt sich – aus verschiedenen Gründen – eine 
Art Marktversagen beobachten1. Das Gut «Kinderbe-
treuung» weist spezifische Eigenschaften auf, da es sich 
um ein Erfahrungs- und Vertrauensgut handelt. Die tat-
sächliche Qualität der Betreuungsinstitution kann von 
den Eltern in der Regel erst nach einigen Wochen beur-
teilt werden (Erfahrungsgut). Bis dahin bzw. bei der 
Auswahl des Betreuungsplatzes müssen sie sich an den 
sichtbaren Qualitätsmerkmalen, wie Anzahl Betreue-
rinnen, Betreuungskosten, Platzangebot oder Betreu-
ungsprogramm orientieren. Zusätzlich besteht häufig 
die Erwartung, dass die Kinder nicht nur gut betreut 
werden, sondern individuell und in der Gruppe alters-
gerecht gefördert werden, was sich langfristig positiv 
auf ihre Integrations- und Bildungschancen auswirken 
soll. Diese Effekte lassen sich kaum und wenn, nur in 
einer längeren Perspektive beurteilen. Eltern müssen 
der ausgewählten Institution vertrauen können, dass die 
Betreuungspersonen ihren Erwartungen gerecht wer-
den (Vertrauensgut). 

Die Informationen über die Qualität der Institution 
und die Qualität der Betreuung sind also ungleich bzw. 
asymmetrisch verteilt. Während die Anbieter von Be-
treuungsplätzen die Qualität ihrer Leistungen kennen, 
verfügen Eltern nur über wenige Informationen z.B. 
über die Ausbildung und Berufserfahrung der Betreu-
ungspersonen. Diese Asymmetrie kann verringert wer-
den, indem der Staat eingreift und beispielsweise Min-
destanforderungen für die Ausstattung von Betreuungs-
plätzen oder für die Ausbildung der Betreuungsperso-
nen festlegt und kontrolliert, oder die Transparenz des 
Angebots fördert. 

Die für die Kinderbetreuung festgelegten Mindestan-
forderungen bewirken, dass auch die Preise für Betreu-
ungsplätze kaum unter ein gewisses Niveau sinken kön-
nen. Der Marktpreis für Betreuungsplätze liegt damit 
über dem für einen Grossteil der Nachfrage bezahlba-
ren Preis. Dies hat zur Folge, dass sich – ohne staatliche 
Unterstützung – nur bessergestellte Familien leisten 
können, die Kosten familienergänzender Kinderbetreu-
ung vollumfänglich selbst zu tragen.

Gerade Familien mit niedrigem Einkommen und Al-
leinerziehende benötigen jedoch familienergänzende 
Kinderbetreuung, um für sich selbst und ihre Kinder 

1	 Die theoretischen Ausführungen beziehen sich im Wesentlichen auf 
Enste/Stettes (2005) und Stutzer/Dürsteler (2005)
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Das Prinzip der Subjektfinanzierung  
mit Gutscheinen im Vergleich zur Objekt
finanzierung

In der Objektfinanzierung werden Anbieter vom Staat 
dafür subventioniert, dass sie ein bestimmtes Angebot 
bereitstellen (Grafik G1). Damit anerkennt der Staat, 
dass die Anbieter von familienergänzender Kinderbe-
treuung eine gesellschaftlich wichtige Aufgabe überneh-

men und entschädigt sie dafür, dass sie die Leistungen zu 
Preisen unter dem marktwirtschaftlichen Optimum an-
bieten, Kinder von Eltern aufnehmen, die den vollen 
Preis nicht bezahlen könnten oder Plätze für Notfallbe-
treuung freihalten. Über die Subventionierung erhält 
der Staat Einflussmöglichkeiten auf die Elternbeiträge, 
Qualität und Umfang des Angebots. So kann er etwa die 
Anzahl angebotener Plätze fördern2, spezifische Zusatz-
angebote verlangen oder höhere Qualitätsstandards ein-
fordern. Die Objektfinanzierung kommt jedoch nur Kin-
dern zu Gute, die einen Platz in einer unterstützten Ein-
richtung finden oder zugeteilt bekommen.

Die Objektfinanzierung hat einen grossen wirtschaft-
lichen Nachteil: es wird häufig nicht überprüft, ob das 
unterstützte Angebot überhaupt den Bedürfnissen der 
Eltern entspricht und ob die Einrichtungen ihre Res-
sourcen effizient einsetzen. Grundsätzlich weiss nie-
mand besser, welches Angebot gewünscht ist als jene, 
die es benutzen möchten. Statt einseitig Betreuungsplät-
ze zur Verfügung zu stellen, bei denen man z.B. durch 
eine Befragung der Eltern prüfen müsste, ob sie wirklich 
deren Bedürfnissen entsprechen, könnten die Subven
tionen für familienergänzende Kinderbetreuung auch 
direkt an die Eltern ausbezahlt werden. Auf diese Weise 
könnte man sicherstellen, dass nur jene Leistungen an-
geboten werden, für die auch eine Nachfrage existiert. 
Das ist der Gedanke hinter der Subjektfinanzierung.

aufkommen zu können. In den Sozialversicherungen 
und der Sozialhilfe wird immer stärker darauf hinge-
wirkt, auch sozial Schwächere in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren und ihnen so zu ermöglichen, selbst für ihr 
Einkommen zu sorgen. Aus diesem Grund liegt es im 
Interesse eines Staates, der auf Eigenverantwortung der 
Bürgerinnen und Bürger setzt, familienergänzende Kin-
derbetreuung im Sinne einer sozialen Investition zu 
subventionieren. Gemäss Kosten- und Nutzenanalysen 
kann er damit sogar Folgekosten einsparen und mit hö-
heren Steuereinnahmen rechnen (Bauer/Müller Kucera 
2000).

In der Diskussion um den demografischen Wandel 
wird schliesslich häufig auf die tiefe Geburtenrate in der 
Schweiz hingewiesen. Es werden Szenarien der Überal-
terung, eines massiven Fachkräftemangels und steigen-
der Finanzierungsprobleme bei den Sozialversicherun-
gen entworfen – gleichzeitig zeigt eine ökonomische 
Analyse, dass aufgrund von Fehlanreizen für viele Paare 
Kinder eine erhebliche finanzielle Belastung darstellen 
(Bütler 2006). Selbst wenn man sich darauf verlassen 
möchte, dass Menschen bei der Entscheidung für oder 
gegen ein Kind nicht nur, oder in erster Linie ökonomi-
sche Überlegungen anstellen, sind diese Hürden nicht 
sinnvoll. Aus diesem Grund wird auch aus wirtschafts-
nahen Kreisen staatliche Förderung für familienergän-
zende Kinderbetreuung gefordert.

Der Staat hat grundsätzlich drei Möglichkeiten, auf ein 
solches Marktversagen zu reagieren (BMFSJF 2008):

Er kann den Markt ausschalten und das Angebot 1.	
selbst organisieren. (Verstaatlichung des Angebots)
Er kann auf der Seite des Angebots eingreifen und 2.	
den Anbietern einen Teil ihrer Kosten übernehmen. 
(Objektförderung)
Er kann auf der Seite der Nachfrage eingreifen und 3.	
den Eltern eine Subvention gewähren. (Subjektförde-
rung)

Ein Überblick über die aktuelle Subventionspraxis in 
der Schweiz ist im Rahmen dieses Artikels nicht mög-
lich, da es sich bei der Förderung von familienergänzen-
der Kinderbetreuung um eine Kantons- oder Gemein-
deaufgabe handelt und die Praxis dementsprechend 
vielfältig ist. 

Objektfinanzierung� G1

Quelle: eigene Darstellung
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2	 Mit den «Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung» för-
dert der Bund seit 2003 zusätzlich die Schaffung neuer Betreuungs-
plätze. Sie unterstützen den Aufbau neuer Kindertagesstätten oder den 
Ausbau bestehender Angebote während höchstens drei Jahren. Damit 
können die ausserordentlichen Kosten in der Aufbauphase überbrückt 
werden.
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sönlich) und können in der Regel nicht für etwas ande-
res verwendet (zweckgebunden) oder an jemanden an-
deren verkauft werden (nicht handelbar).

Wenn Eltern für ihre Kinder mehr Stunden oder qua-
litativ bessere und umfangreichere Betreuung wollen, 
als der Gutschein ihnen ermöglicht, können sie diese 
auf eigene Kosten dazukaufen (open-ended Voucher). 
Es bestünde auch die Möglichkeit, eine solche Aufsto-
ckung nicht zu erlauben (ended Voucher), zum Beispiel 
um für alle Eltern bzw. für alle Kinder die gleiche Aus-
gangslage zu schaffen. Der Gutschein selbst garantiert 
den Eltern aber noch keinen Betreuungsplatz für ihr 
Kind oder genau den Platz, den sie am liebsten hätten. 
Er gibt den Eltern lediglich ein Anrecht darauf, dass die 
öffentliche Hand die Kosten für die familienergänzende 
Betreuung (teilweise) übernimmt.

Im Gutscheinsystem muss der Staat auch die Ange-
botsseite nicht vollständig dem Markt überlassen. Er 
kann zum Beispiel festlegen, welche Bedingungen oder 
Mindeststandards eine Einrichtung erfüllen muss, damit 
sie Gutscheine annehmen darf. In diesem Fall müssten 
sich Kindertagesstätten, Tageseltern und Horte akkre-
ditieren4 lassen. Das gibt den Eltern ein Mindestmass an 
Sicherheit, dass die Einrichtung, der sie ihr Kind anver-
trauen, sich gut um das Kind kümmert. Trotzdem sollen 
die Eintrittsschwellen in den Markt durch die Mindest-
anforderungen nicht zu hoch sein, um auch neuen An-
bietern den Einstieg zu ermöglichen. Schliesslich ist es 
wichtig, in einem Gutscheinsystem dafür zu sorgen, dass 
Informationen über die Anbieter für die Eltern zugäng-

Am meisten Entscheidungsfreiheit hätten die Eltern, 
wenn man ihnen einen bestimmten Geldbetrag als Sub-
vention für die Kinderbetreuung zusprechen würde, den 
sie einsetzen könnten, wie sie wollen. Wenn es darum 
ginge, Eltern und Kindern die uneingeschränkt freie 
Wahl der Betreuung zu ermöglichen, könnte der ent-
sprechende Betrag den Eltern direkt vergütet werden. 
Die Eltern könnten so völlig frei entscheiden, für wel-
che Betreuungsleistungen sie das Geld ausgeben wollen 
– Kita, Tageseltern oder Eigenbetreuung. Da der Staat 
die Verwendung der Gelder nicht bei jeder einzelnen 
Familie überprüfen kann, ist es jedoch möglich, dass El-
tern die zusätzlichen Einnahmen für andere Zwecke 
und nicht für die Kinderbetreuung einsetzen.

Mit der Förderunge der familienergänzenden Kinder-
betreuung will der Staat nicht nur Eltern und Kinder 
unterstützen, meist verfolgt er auch weiterreichende ge-
sellschaftliche Ziele: Zum Beispiel soll die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf erleichtert, die Erwerbsquo-
te der Frauen erhöht oder die Chancengleichheit von 
Kindern gestärkt werden. Welche Ziele im Vordergrund 
stehen und wie sie gewichtet werden, entscheidet letzt-
lich die Politik. Setzt man voraus, dass mit familiener-
gänzender Kinderbetreuung irgendeine Art von gesell-
schaftlichen Zielen verfolgt wird, sind direkte Geldzah-
lungen nicht mehr das beste Mittel. Man müsste sich 
darauf verlassen, dass die Eltern diese Ziele teilen und 
die Kinderzulagen nicht nur für sich persönlich, sondern 
auch für die Gesellschaft optimal einsetzen. Das ist eher 
unwahrscheinlich, gleichzeitig ist es legitim, dass der 
Staat Subventionen an Bedingungen knüpft.

Betreuungsgutscheine lösen dieses Dilemma. Sie las-
sen die Entscheidung, wofür die Subvention eingesetzt 
wird (familienergänzende Kinderbetreuung und nicht 
etwa Kinderkleidung, Selbstbetreuung oder Urlaub), 
bei der öffentlichen Hand, während die Eltern bestim-
men können, wohin es fliesst (z.B. in Kita X und nicht an 
Tagesmutter Y oder Hort Z).

In der Theorie funktioniert es ganz einfach: alle Kin-
der, die unterstützt werden sollen, erhalten einen Gut-
schein ausgestellt, der entweder über einen bestimmten 
Betrag oder eine bestimmte Anzahl Betreuungsstunden 
läuft. Die Eltern können sich danach einen Kita- oder 
Tagesbetreuungsplatz für ihr Kind suchen und mit dem 
Gutschein bezahlen. Die Einrichtung wiederum kann 
den Gutschein beim Staat einlösen und erhält so das 
Entgelt für ihre erbrachten Leistungen (Grafik G2). Ne-
ben dieser Form der Subjektfinanzierung sind auch an-
dere Varianten der Ausgabe und Verrechung von Gut-
scheinen möglich. Das System wird komplizierter, wenn 
der Gutschein nicht die vollen Kosten der Betreuung 
übernimmt. In diesem Fall muss entschieden werden,  
ob die Eltern ihre Beiträge direkt dem Staat oder direkt 
beim Anbieter bezahlen. Betreuungsgutscheine sind 
meistens auf den Namen des Kindes ausgestellt (per-

Subjektfinanzierung3� G2

Quelle: eigene Darstellung
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3	 Auch in diesem Modell bezahlen die Eltern natürlich Steuern, mit denen 
die Gutscheine finanziert werden. Der Übersicht halber wurden sie in 
dieser Darstellung jedoch weggelassen.

4	 Im Akkreditierungsverfahren werden die Einrichtungen auf die Min-
destanforderungen überprüft und nur dann in die Liste aufgenommen, 
wenn sie diese erfüllen. Betreuungseinrichtungen, die nicht eingetra-
gen sind, können keine Gutscheine entgegennehmen.
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und geringer räumlicher Konzentration schwierig sein, 
Kindertagesstätten aufzubauen bzw. langfristig rentabel 
zu führen. Betreuung in Tagesfamilien ist hier in man-
chen Fällen eine Alternative – dass sich ein Markt mit 
einem ausreichenden Angebot bildet, ist aber unwahr-
scheinlich, wenn die Nachfrage strukturbedingt zu klein 
ist.

Unberechenbarkeit der Nachfrage

Die grösste Herausforderung in der Systemumstel-
lung von Objektfinanzierung zu einem Gutscheinsystem 
ist die Unberechenbarkeit der Nachfrage. Die Nach
frage nach familienergänzender Kinderbetreuung steigt, 
wenn alle Kinder automatisch einen Gutschein erhal-
ten, oder wenn sehr viele Kinder ein Anrecht darauf 
haben. Das hat verschiedene Gründe. Das Gutschein-
system macht die Nachfrage jener Eltern sichtbar, die 
ihr Kind bereits vor der Umstellung gerne hätten be-
treuen lassen, aber entweder das Angebot nicht kann-
ten, die verfügbaren Plätze zu teuer waren oder sie sich 
ausrechneten, dass sie keinen Platz zugeteilt bekommen 
würden.

Während in der Objektfinanzierung nur jene Kinder 
vom subventionierten Angebot profitieren, die einen 
Platz in einer entsprechenden Einrichtung haben, kön-
nen im Gutscheinsystem auch jene Eltern Unterstüt-
zung beantragen, die ihr Kind vorher in einer privaten 
Einrichtung betreuen liessen. Das ist eine bereits exis-
tierende Nachfrage, die in einem objektfinanzierten 
System nicht berücksichtigt wird.

Psychologische Effekte steigern die Nachfrage zu-
sätzlich: Einen Gutschein lässt man ungern verfallen – 
ein klares Anrecht auf Unterstützung will man einfor-
dern. Nicht zuletzt erhöht die direkte Unterstützung 
von Kindern die Sensibilität oder das Interesse für das 
Thema auch bei jenen Eltern, die vorher wenig über die 
Möglichkeiten familienergänzender Kinderbetreuung 
wussten. 

Erste Erfahrungen aus der Praxis:  
Wie Hamburg und Berlin das Gutschein- 
system umgesetzt haben

Hamburg hat als erstes Bundesland in Deutschland 
im Jahr 2003 ein flächendeckendes Gutscheinsystem für 
Kinderbetreuung eingeführt. Es nimmt damit eine Pio-
nierrolle in Europa ein.

Das Hamburger System ist sehr nahe an der Theorie. 
Die Gutscheine lauten auf eine bestimmte Anzahl Be-
treuungsstunden. Sie zeigen an, wie viele Stunden pro 
Woche das Kind damit betreut werden kann und wie 
hoch die Kostenbeteiligung der Eltern ist. Pro weiteres 

lich und transparent sind, um die eingangs erwähnte In-
formationsasymmetrie nicht zum Hindernis werden zu 
lassen.

Welche Vorteile das Gutscheinsystem bringt

Wirtschaftlich gesehen sind Gutscheine in doppelter 
Hinsicht effizienter als die herkömmliche Objektfinan-
zierung: Sie verhindern, dass staatliche Mittel in Ange-
bote investiert werden, die gar nicht gefragt sind (allo-
kative Effizienz) und sorgen dafür, dass die Anbieter die 
Beiträge, die man ihnen zur Verfügung stellt, effizient 
nutzen, da sie mit anderen in Konkurrenz stehen (pro-
duktive Effizienz). So kann der Staat sicher sein, dass 
die Mittel, die er für familienergänzende Kinderbetreu-
ung aufwendet, richtig investiert sind.

Aus gesellschaftlicher Sicht teilt das Gutscheinsystem 
einige Vorteile mit der Objektfinanzierung. Es erlaubt 
dem Staat, trotz mehr Wettbewerb in einem sensiblen 
Bereich, weiterhin gesellschaftliche Ziele mit familien
ergänzender Kinderbetreuung zu verfolgen. Je nach 
Ziel kann der Zugang zu Gutscheinen erleichtert, er-
schwert oder an weitere Bedingungen geknüpft werden. 
Soll zum Beispiel die Chancengleichheit aller Kinder 
gestärkt werden, kann die Kostenbeteiligung der Eltern 
einkommensabhängig gestaltet werden, sodass sich 
auch einkommensschwache Eltern familienergänzende 
Kinderbetreuung leisten können. Die Erwerbsquote 
der Frauen zu erhöhen ist ein weiteres Ziel, das häufig 
mit der Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie verfolgt wird. In diesem Fall kann die Gut-
scheinvergabe an die Bedingung geknüpft werden, dass 
beide Eltern erwerbstätig sind.

Nicht alle Vorteile des Gutscheinsystems zeigen sich 
in der Praxis auf Anhieb. Das Angebot an familiener-
gänzender Kinderbetreuung kann nur sehr langsam auf 
eine gestiegene Nachfrage reagieren. Räumlichkeiten 
und genügend ausgebildetes Personal, um die gefor
derten Qualitätsstandards einhalten zu können, sind 
manchmal schwierig oder nur zu vergleichsweise hohen 
Preisen zu finden. In der Startphase muss man damit 
rechnen, dass die Nachfrage grösser ist als das Angebot 
(Nachfrageüberhang). Das heisst, dass – je nach gewähl-
tem System – nicht alle Gutscheine tatsächlich eingelöst 
werden können und die Wahlfreiheit der Eltern einge-
schränkt wird. Dies kann dazu führen, dass in der Ein-
führungsphase die Qualität des Angebots sich nicht ver-
ändert bzw. verbessert, da sich auch Anbieter im Markt 
halten können, die nicht den Bedürfnissen der Eltern 
entsprechen. Langfristig wird jedoch erwartet, dass ein 
Gutscheinsystem den Wettbewerb und damit auch die 
Qualität des Angebots fördert (BMFSJF 2008).

Schliesslich kann es in ländlichen Regionen mit stark 
schwankenden oder sehr niedrigen Geburtenzahlen 
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durchschnittlich viele Kinder zumindest Teilzeit fami
lienextern betreut. Es fehlen aber immer noch Plätze. 
Der Markt spielt auch vier Jahre nach der Einführung 
des Gutscheinsystems noch nicht in allen Quartieren 
wie in der Theorie vorgesehen.

Mit der Hamburger Kita-Befragung 2006 (Hilgers/
Kastner/Strehmel 2007) sind erste Resultate über die 
Auswirkungen des Gutscheinsystems bekannt gewor-
den. Das wichtigste Ergebnis betrifft die Entwicklung 
der Qualität und die Bewältigung sozialer Unterschie-
de. Das Gutscheinsystem wirkt sich stark differenzie-
rend und tendenziell negativ auf die Qualität des Ange-
bots aus, wie es die Theorie zumindest in der Anfangs-
phase erwartet. Solange Nachfrageüberhang herrscht, 
erhalten auch ineffiziente Anbieter genügend Gutschei-
ne, um im Markt zu bleiben. Die Qualitätsschere öffnet 
sich: Einrichtungen mit einem guten Ruf werden mit 
Anfragen überhäuft, führen lange Wartelisten und kön-
nen die Qualität des Angebots erhöhen, während die 
anderen sparen müssen. Wenn der Markt seine Aufgabe 
nicht erfüllen kann und die qualitativ ungenügenden 
Anbieter nicht verdrängt werden, muss sich ein Teil der 
nachfragenden Eltern gegen ihren Wunsch mit einer ge-
ringeren Qualität zufrieden geben. Die Anbieter mit 
einem guten Ruf befinden sich oft in gutsituierten Quar-
tieren – und Eltern aus höheren gesellschaftlichen 
Schichten fällt es meist leichter, die vorhandenen Infor-
mationsquellen zu nutzen und die besten Angebote für 
ihre Kinder herauszusuchen. Das Gutscheinsystem hat 
deshalb trotz spezieller Förderung von fremdsprachigen 
Kindern zu einer stärkeren sozialen Segregation in den 
Kindertagesstätten in Hamburg geführt.

Grosses Angebot an Betreuungsplätzen
Im Januar 2006 hat Berlin als zweites deutsches Bun-

desland auf Kinderbetreuungsgutscheine umgestellt. 
Das System ist vergleichbar mit jenem in Hamburg. Die 
Vorbereitungen für die Umstellung wurden in Berlin 
jedoch bereits 1995 mit den ersten Gesetzesrevisionen 
getroffen und behutsamer eingeführt als in Hamburg. 
Die Erfahrungen in Berlin könnten entscheidende Ein-
sichten über die Wirksamkeit des Gutscheinmodells in 
der Praxis liefern, denn im Gegensatz zu Hamburg ver-
fügt Berlin, besonders im ehemaligen Ost-Berlin, über 
ein ausreichend grosses Angebot an Betreuungsplätzen. 
Die ersten Ergebnisse von Evaluationen werden frü-
hestens Mitte 2008 erwartet. Bereits jetzt wird in Berlin 
die erhöhte Kostentransparenz für alle Beteiligten her-
vorgehoben.

Auch in der Schweiz ist eine solche Umstellung vor-
stellbar. Im Wechsel von der Objekt- zur Subjektfinan-
zierung im Rahmen eines Gutscheinsystems sieht der 

Kind in der Familie gibt es zusätzliche Vergünstigungen. 
Diese Eigenbeiträge bezahlen die Eltern direkt an den 
Anbieter; den Rest des Beitrages erhält die Einrichtung, 
wenn sie den Gutschein beim Jugendamt einlöst. Grund-
sätzlich haben alle Kinder zwischen drei Jahren und 
dem Schuleintritt Anspruch auf einen Gutschein über 
fünf Betreuungsstunden pro Tag, inklusive Mittagessen5. 
Wird auf das Mittagessen verzichtet, werden nur vier 
Stunden bewilligt (Stadt Hamburg 2008).

Zusätzlich haben alle Kinder von 0 bis 14 Jahren An-
spruch auf einen Gutschein über die Anzahl Stunden, in 
denen kein Elternteil sie zu Hause betreuen kann – sei 
es wegen Berufstätigkeit beider Eltern oder des allein-
erziehenden Elternteils, Ausbildung oder die Teilnahme 
an arbeitsmarktlichen Massnahmen im Rahmen der Ar-
beitslosenhilfe. Dieser Anspruch muss beim Jugendamt 
nachgewiesen werden. Schliesslich besteht ein Anrecht 
auf einen Gutschein, wenn das Kind aus Gründen des 
Kindeswohls oder des Kindesschutzes ausserhalb seiner 
Familie betreut werden muss oder einen dringenden so-
zialen oder pädagogischen Bedarf hat. Auch dieser An-
spruch muss auf dem Jugendamt nachgewiesen und be-
gründet werden. In Hamburg wird der Gutschein nicht 
automatisch, sondern über ein komplexes Prioritäten-
system vergeben, bis die verfügbaren Mittel verbraucht 
sind (Stadt Hamburg 2008).

Die Gutscheine funktionieren wie «open-ended vou-
chers» – Eltern können ihre Kinder länger als die be
willigte Anzahl Stunden betreuen lassen, müssen diese 
Stunden aber zum vollen Preis selbst übernehmen. Die-
se Regelung hat in Hamburg für viel Unmut gesorgt, 
weil Eltern mit wenig Betreuungsstunden plötzlich 
übermässig viel bezahlen mussten, wenn sie ihre Kinder 
an Ausflügen oder ausserordentlichen Feiern in der Ki-
ta teilnehmen lassen wollten.

Schwierige Systemumstellung
Die Systemumstellung von der klassischen Objektfi-

nanzierung auf Subjektfinanzierung mit Betreuungsgut-
scheinen verlief in Hamburg zunächst sehr schwierig. 
Niemand schien richtig auf die Veränderungen einge-
stellt zu sein. Die Nachfrageeffekte der Systemumstel-
lung wurden völlig unterschätzt und zahlreiche Eltern 
fanden trotz Gutschein keinen Betreuungsplatz. Gleich-
zeitig war das Projekt viel zu ambitioniert, da man mit 
einer einzigen Systemumstellung nicht nur das Finan-
zierungsmodell ändern und den Anspruch erweitern, 
sondern auch noch die Qualitätsanforderungen erhö-
hen und Kosten sparen wollte. Damit hatte man das Sys-
tem überfordert. Die Schwierigkeiten wurden jedoch 
bereits im Jahr 2004 weitgehend beseitigt und der ver-
fügbare Etat für Kinderbetreuung aufgestockt. Das 
Gutscheinsystem läuft jetzt mehr oder weniger rei-
bungslos und erfolgreich. In Hamburg werden im Ver-
gleich zu anderen westdeutschen Bundesländern über-

5	 Es müsste eigentlich heissen: sie haben Anspruch auf eine Kostenbetei-
ligung des Staates an fünf Betreuungsstunden pro Tag.
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Die Erfahrungen aus Hamburg zeigen auch, dass ein 
System mit Betreuungsgutscheinen funktionieren kann. 
Es erscheint jedoch wichtig, die Umstellung genau vor-
zubereiten, ihr genügend Zeit einzuräumen, allenfalls 
flankierende Massnahmen zu erlassen und sich auf we-
nige, genau definierte Ziele zu einigen. 
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Bundesrat die Möglichkeit, den Wettbewerb zwischen 
den Anbietern zu fördern und eine neue Dynamik ins 
System der familienergänzenden Kinderbetreuung zu 
bringen. Seit Oktober 2007 können Kantone und Ge-
meinden, die ein Pilotprojekt mit Betreuungsgutschei-
nen für Kindertagesstätten durchführen wollen, vom 
Bund finanziell und zeitlich begrenzt unterstützt wer-
den. Konkret beteiligt sich der Bund im Rahmen des 
Impulsprogramms «Finanzhilfen für familienergänzen-
de Kinderbetreuung» finanziell an Pilotprojekten von 
Kantonen, Gemeinden oder Gemeindeverbänden, be-
gleitet sie fachlich, evaluiert die Projekte und macht die 
daraus gewonnenen Erkenntnisse allgemein zugäng-
lich.6

Fazit

Die theoretischen Überlegungen und die ersten Er-
fahrungen aus der Praxis zeigen, dass Subjektfinanzie-
rung, mit Betreuungsgutscheinen oder eventuell auch 
durch entsprechende Steuerabzüge, Angebot und Nach-
frage und damit den Wettbewerb auf dem «Markt für 
familienergänzende Kinderbetreuung» beeinflussen 
können. Die Integration marktwirtschaftlicher Elemen-
te erleichtert neuen, eltern- und kinderfreundlichen 
Angeboten den Eintritt in den Markt und ermöglicht 
Eltern, ihre Betreuungsbedürfnisse bei der Suche nach 
einem Betreuungsplatz vermehrt in den Vordergrund 
zu stellen.

6	 Nähere Informationen finden sich unter www.bsv.admin.ch/praxis/ 
kinderbetreuung/01778/index.html?lang=de
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Partizipationseinkommen: ein wirkungsvolles 
Instrument im Kampf gegen die Armut?

Im heutigen Schweizer Sozialversicherungssystem 
haben wenig qualifizierte Personen nur geringe 
finanzielle Anreize zur Arbeit. Ausserdem verzichten 
viele darauf, die Sozialhilfe in Anspruch zu nehmen, 
obwohl ihr Einkommen unter dem Existenzminimum 
liegt. Die Einführung eines «Partizipationseinkom-
mens» könnte gleichzeitig die wirtschaftliche Effizienz 
und die Lage der «Working Poor» verbessern. Eine 
solche Massnahme müsste jedoch durch andere 
Reformen ergänzt werden.

In der Schweiz sind die meisten Sozialleistungen für ar-
me Haushalte einkommens- und vermögensabhängig. 
Da die Grenzsteuersätze für Bezüger und Bezügerin-
nen dieser Leistungen sehr hoch sind, bietet dieses Sys-
tem nur wenige oder überhaupt keine finanziellen An-
reize zur Arbeit, so dass Leistungsbereitschaft nicht be-
lohnt wird. Ausserdem wird das Ziel, die Armut zu ver-
ringern, mit dem Schweizer Sozialversicherungssystem 
nur teilweise erreicht, denn ein bedeutender Teil jener, 
die eigentlich Anspruch auf Sozialhilfeleistungen hät-
ten, verzichtet aus Angst vor den stigmatisierenden 
Auswirkungen des Verfahrens darauf, diese Leistungen 
auch einzufordern.

Um dem Mangel an wirtschaftlichen Anreizen und 
der geringen Inanspruchnahme der Sozialhilfe abzuhel-
fen, sind zahlreiche Vorschläge in die Wirtschaftslitera-
tur eingebracht worden. Manche Autoren empfehlen 
eine radikale Vereinfachung des Sozialversicherungs-

systems. Zu diesem Zweck sollen alle heute bestehen-
den Leistungen durch ein einziges Instrument wie die 
negative Einkommenssteuer oder das Grundeinkom-
men ersetzt werden. Auch wenn ein solches Vorgehen 
aus wirtschaftlicher Sicht nicht wünschenswert scheint, 
können diese Instrumente nichtsdestoweniger bei einer 
Reform des derzeitigen Sozialversicherungssystems ei-
ne Rolle spielen.

Dieser Artikel geht zuerst auf die Anreizprobleme  
im heutigen System ein, beschreibt dann kurz die  
oben erwähnten Instrumente und behandelt schliesslich 
auch innovativere Reformvorschläge: erwerbsabhän
gige Steuergutschriften und Partizipationseinkommen. 
Das Hauptziel dieser letztgenannten Massnahmen wür-
de darin bestehen, die Rolle der einkommensabhängi-
gen Leistungen einzuschränken und so armutsbetroffe-
nen Erwerbstätigen («Working Poor») zu ermöglichen, 
ohne die Sozialhilfe auszukommen.

Heutige Lage

In der Schweiz hängt die Ausrichtung gewisser Sozial-
leistungen wie Sozialhilfe, Prämienverbilligungen in der 
Krankenversicherung, Alimentenbevorschussung und 
Mietzinsbeiträge vom Einkommen der Bezüger und 
Bezügerinnen ab. In einem solchen System führt ein 
Anstieg des Arbeitseinkommens nur teilweise zu einer 
Zunahme des verfügbaren Einkommens. Folglich sind 
die Bezüger und Bezügerinnen dieser Leistungen mit 
hohen Grenzsteuersätzen konfrontiert, und die finanzi-
ellen Arbeitsanreize sind gering. Dieses Problem ist in 
der Sozialhilfe besonders ausgeprägt, da diese die Diffe-
renz zwischen dem Existenzminimum und dem Rein-
einkommen des Haushaltes ausgleicht.

Wie kann man in einem solchen Sozialversicherungs-
system die wirtschaftlichen Anreize verbessern und 
Leistung belohnen? Das Problem ist nicht einfach, 
denn es reicht nicht aus, auf jede Systemkomponente 
einzeln einzuwirken. Ein Beispiel kann das Dilemma 
veranschaulichen. Die Schweizerische Konferenz für 
Sozialhilfe (SKOS) revidierte vor kurzem ihre Empfeh-
lungen für die Berechnung der Sozialhilfe, um Anreize 
einzubauen. Die Revision führte unter anderem einen 
Freibetrag auf dem Einkommen aus einer Erwerbstä-
tigkeit ein. Wenn eine Person also eine Erwerbstätig-
keit aufnimmt, wird ihr Einkommen bei der Berech-
nung der Sozialhilfe nicht in vollem Umfang berück-
sichtigt.
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nanziell bestraft wird.2 Eine weitere Option wäre eine 
weiter reichende Reform, die neue Instrumente einbe-
zieht.

Negative Einkommenssteuer

Das Konzept der negativen Einkommenssteuer geht 
auf die 1960-er Jahre zurück, als Ökonomen aus ver-
schiedenen politischen Lagern sich für eine Reform des 
Einkommenssicherungssystems in den USA ausspra-
chen. Milton Friedman schlug als erster das Prinzip der 
Negativsteuer vor, während James Tobin ein ausführ
liches Konzept für dessen Umsetzung ausarbeitete. 
Analog zur «positiven Einkommenssteuer» besteht die 
Idee der Negativsteuer darin, negative Steuersätze auf 
Einkommen anzuwenden, die unterhalb einer bestimm-
ten Grenze liegen. In gewisser Weise handelt es sich um 
eine Erweiterung der Steuerskala «nach unten». Damit 
sollen die einkommensabhängigen Sozialleistungen er-
gänzt oder ersetzt werden. Die verschiedenen Vorschlä-
ge unterscheiden sich vor allem in Bezug auf diesen 
letzten Aspekt: In welchem Mass soll die Negativsteuer 
die bestehenden Sozialleistungen ergänzen oder erset-
zen?

Das Hauptziel der Negativsteuer besteht darin, die 
Armutsfalle zu beseitigen, die mit jedem System des ga-
rantierten Mindesteinkommens oder der klassischen 
Sozialhilfe verbunden ist. Die Negativsteuer soll Leis-
tung besser belohnen, indem sie den Grenzsteuersatz 
herabsetzt, der im Falle des garantierten Mindestein-
kommens fast oder ganz bei 100 Prozent liegt. Beim 
einfachsten Modell zur Negativsteuer erhält die steuer-
pflichtige Person eine Steuergutschrift, und ihr Ein-
kommen wird mit einem Einheitssatz besteuert. Es ist 
hervorzuheben, dass die Steuergutschrift in einem sol-
chen System rückzahlbar ist, d.h. die Steuerverwaltung 
zahlt der steuerpflichtigen Person die Differenz zwi-
schen der Steuergutschrift und der geschuldeten Steuer 
zurück, falls diese positiv ist. Die Steuergutschrift kann 
somit auch als garantiertes Einkommen betrachtet wer-
den.

In der amerikanischen Debatte der 1970-er Jahre 
wurde bald klar, dass das Grundmodell zur Negativ-
steuer sehr hohe Steuersätze mit sich bringt, wenn es 
das Existenzminimum für die gesamte Bevölkerung ge-
währleisten soll. Wenn die Negativsteuer alle Leistun-
gen zur Bekämpfung der Armut ersetzt, können folgen-
de drei Ziele nicht gleichzeitig erreicht werden:

Gewährleistung des Existenzminimums für jene, die •	
über kein Einkommen aus einer Erwerbstätigkeit 
verfügen;
Beibehaltung eines vernünftigen Grenzsteuersatzes, •	
damit jene, die einen Transfer vom Staat beziehen, 
einen ausreichenden Anreiz zur Arbeit haben; 

Es stimmt, dass diese neue Massnahme für jene, die 
weiterhin Sozialhilfe beziehen, einen finanziellen An-
reiz zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit darstellt. Da-
für steht eine Person, die von der Sozialhilfe loskommen 
möchte, vor dem Problem, dass ihr Einkommen tiefer 
wäre als der Betrag, den sie erhält, wenn sie in der Sozi-
alhilfe bleibt. Die Einführung eines Anreizmechanis-
mus innerhalb des Sozialhilfesystems erzeugte somit 
einen Schwelleneffekt, der die Betroffenen vom Austritt 
aus der Sozialhilfe abhält. Das Problem verschärft sich 
noch durch die Tatsache, dass die meisten Kantone 
Steuern auf Einkommen um das Existenzminimum er-
heben, während Personen in der Sozialhilfe in der Regel 
steuerbefreit sind.

Für eine sorgfältigere Problemdiagnose ist es somit 
sinnvoll, das Steuer- und Sozialtransfersystem als Gan-
zes zu analysieren. Die SKOS machte diese Arbeit kürz-
lich für die Hauptorte der Schweizer Kantone und zeig-
te dabei Schwelleneffekte und Armutsfallen in mehre-
ren Schweizer Städten auf.1 Diese Schwelleneffekte 
treten nicht nur auf, wenn ein Haushalt sich von der So-
zialhilfe lösen möchte, sondern auch, wenn ein Haushalt 
den Anspruch auf Alimentenbevorschussung oder Prä-
mienverbilligungen in der Krankenversicherung ver-
liert, weil sein massgebendes Einkommen eine be-
stimmte Grenze übersteigt.

Die Schwelleneffekte sind lediglich die extremste 
Ausprägung eines allgemeineren Phänomens: Für 
Haushalte mit wenig qualifizierten Mitgliedern bewe-
gen sich die Grenzsteuersätze auf sehr hohem Niveau. 
Aber sie bringen noch ein zusätzliches Problem mit 
sich, das ihre Beseitigung umso dringender macht. Sie 
verletzen nämlich einen der wichtigsten Grundsätze je-
des Steuersystems: das Prinzip der horizontalen Ge-
rechtigkeit. Gemäss diesem Prinzip müssten zwei Haus-
halte mit gleicher wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit 
gleich viel Steuern zahlen oder dieselben Leistungen 
erhalten. Tritt ein Schwelleneffekt auf, wird dieser 
Grundsatz empfindlich verletzt, denn zwei Haushalte 
mit praktisch gleichem Bruttoeinkommen können mit 
ganz unterschiedlichen verfügbaren Einkommen da
stehen.

Unter den Reformen, die ins Auge zu fassen sind, 
müsste somit der Beseitigung der Schwelleneffekte ho-
he Priorität zukommen. Eine erste Option wäre eine 
Minimalreform der bestehenden Instrumente. So könn-
te zum Beispiel die Sozialhilfeskala so überarbeitet wer-
den, dass der Austritt aus der Sozialhilfe nicht mehr fi-

1	 Siehe C. Knupfer, N. Pfister, O. Bieri (2007): Sozialhilfe, Steuern und Ein-
kommen in der Schweiz, SKOS, Bern.

2	 Die Kosten einer solchen Reform würden sich laut Schätzung der Exper-
tengruppe «Steuergutschriften» auf 1–3 % der Sozialhilfeausgaben 
belaufen. Siehe R. Leu, M. Gerfin, Y. Flückiger, T. Müller, C. Knöpfel, 
G. Kirchgässner, A. Spermann (2007), Erwerbsabhängige Steuergut-
schriften: Möglichkeiten und Auswirkungen einer Einführung in der 
Schweiz, Expertenbericht, Bern.



220� Soziale Sicherheit CHSS 4/2008

	 Schwerpunkt	 Soziale Fragen aus ökonomischer Sicht

sich um einen Reformvorschlag, der aus wirtschaftlicher 
Sicht nahe bei der Negativsteuer liegt. Das Konzept des 
Grundeinkommens sieht vor, dass jeder Bürger und 
jede Bürgerin eine bedingungslose Zulage vom Staat 
erhält. Diese Zulage hängt weder vom Einkommen der 
einzelnen Person noch von ihrem Zivilstand oder ihrer 
Erwerbsbereitschaft ab. Verschiedene Varianten des 
Grundeinkommens wurden vorgeschlagen: Manche 
wollen die Zulage so ansetzen, das sie die Deckung des 
Existenzminimums ermöglicht. In diesem Fall würde sie 
die Sozialhilfe ersetzen, und die anderen Sozialleistun-
gen könnten um den gleichen Betrag gesenkt werden. 
Andere treten für eine moderatere Variante ein, die 
leichter zu finanzieren wäre.

Man erkennt leicht, was die Negativsteuer und das 
Grundeinkommen gemeinsam haben: Der rückzahlba-
ren Steuergutschrift des ersten Konzepts entspricht die 
Zulage des zweiten. Die Unterschiede zwischen diesen 
beiden Instrumenten betreffen im Wesentlichen die Be-
zugseinheit – Haushalt oder Einzelperson. Während die 
Negativsteuer auf derselben wirtschaftlichen Bezugs-
einheit beruht wie die positive Einkommenssteuer, wird 
das Grundeinkommen auf einer rein individuellen Ba-
sis entrichtet. In der Schweiz sind die Familienzulagen 
Sozialleistungen, die ähnlich funktionieren wie das 
Grundeinkommen.

Aus wirtschaftlicher Sicht steht das Grundeinkom-
men vor demselben Dilemma wie die Negativsteuer. 
Die ehrgeizige Variante dieser Reform, bei der die So
zialhilfe durch ein Basiseinkommen auf der Höhe des 
Existenzminimums ersetzt würde, wäre wirtschaftlich 
unerschwinglich. Dafür könnte eine moderatere Varian-
te, welche die Familienzulagen in echte, bedingungslose 
Kinderzulagen verwandelt, einen Beitrag zur Bekämp-
fung der Kinderarmut leisten.

Erwerbsabhängige Steuergutschriften

Neue Konzepte, die an das Prinzip der Negativsteuer 
anlehnen und gleichzeitig das Dilemma umgehen, wur-
den vor allem in den USA (Earned Income Tax Credit, 
EITC) und Grossbritannien (Working Families Tax 
Credit, WFTC) entwickelt. Diesen Massnahmen ist ge-
meinsam, dass die Steuergutschrift nur gewährt wird, 
wenn eine Erwerbstätigkeit ausgeübt wird. Je nach Land 
wird diese Bedingung anders formuliert. In den USA ist 
die Tarifstruktur des EITC so gestaltet, dass die gewähr-
te Gutschrift anfänglich mit dem Erwerbseinkommen 

Vermeidung zu vieler Nettotransfers vom Staat zu •	
den Steuerpflichtigen, um die Staatskasse nicht über-
mässig zu belasten.

Angesichts dieses Dilemmas werden die politischen 
Meinungsverschiedenheiten spürbar. Wer der Ansicht 
ist, dass eine Verbesserung des Arbeitsanreizes das 
Hauptziel einer Reform ist, will nicht nur den Grenz-
steuersatz, sondern auch das garantierte Einkommens-
niveau senken. Eine solche Reform, wie sie namentlich 
von Friedman empfohlen wurde, fördert tatsächlich ei-
ne Zunahme des aggregierten Arbeitsangebots, führt 
aber auch zu einer Verschlechterung der Situation der 
armutsbetroffenen Haushalte. Aus dieser Debatte geht 
hervor, dass sich bei jedem Reformprojekt dieser Art 
das Problem stellt, dass man zwischen Arbeitsanreiz 
und Verminderung der Armut abwägen muss.

Wegen dieses Dilemmas wurde die Negativsteuer in 
reiner Form bis zum heutigen Tag in keinem Land um-
gesetzt. Die Frage des Abwägens zwischen Arbeitsan-
reiz, Gewährleistung des Existenzminimums und bud-
getären Kosten stellte sich jedoch bei allen Sozialver
sicherungsreformen der letzten Jahre. Viele Länder in 
Europa und Nordamerika haben Reformen eingeführt, 
die Elemente des Modells zur Negativsteuer enthalten, 
so zum Beispiel erwerbsabhängige Steuergutschriften 
oder Systeme, die einen Arbeitsanreiz geben.

Es gibt jedoch einen Bereich, in dem die Negativ
steuer in der Schweiz zur Anwendung kommen könnte: 
Die Prämienverbilligungen in der Krankenversicherung 
könnten in die Einkommenssteuerskala eingebunden 
werden. Eine solche Reform wäre viel moderater als 
das, was Friedman und Tobin vorsahen, aber gerade des-
halb könnten die Hauptnachteile der Negativsteuer 
vermieden werden. Im Fall des Kantons Genf scheint es, 
dass eine Umwandlung der Prämienverbilligungen in 
rückzahlbare Steuergutschriften eine erstaunliche Ver-
einfachung der Steuertarifstruktur ermöglichen würde. 
Für eine unverheiratete, in der Stadt Genf lebende Per-
son würde der Grenzsatz für ein steuerbares Einkom-
men zwischen 10 000 und 100 000 Franken zwischen 27 
und 30 Prozent liegen, ohne dass dieser Systemwechsel 
viele Verlierer oder Gewinner mit sich bringt.3 Damit 
käme man dem Grundmodell zur Negativsteuer sehr 
nahe, jedoch mit dem Vorteil einer grossen Transparenz 
bei den Grenzsätzen. 

Grundeinkommen

In den letzten Jahren fand die Idee des Grundein-
kommens (auch unter den Bezeichnungen Basisein-
kommen, Grundrente, Existenzgeld, Bürgerrente oder 
Bürgergeld bekannt) neue Anhänger, vor allem in 
Deutschland und der Deutschschweiz. Dabei handelt es 

3	 Diese Zahlen beruhen nicht auf ausführlichen Simulationen, sondern 
auf einfachen Berechnungen mit Hilfe der Tarife des Jahres 2004. Für 
weitere Einzelheiten siehe T. Müller et X. Oberson (2008), Impôt négatif 
ou crédit d’impôt : étude de faisabilité d’une réforme des subsides 
d’assurance maladie, Publikationsreihe des LEA, Universität Genf.
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darauf zurückzuführen sind, dass die Steuergutschrift 
im Unterschied zur Sozialhilfe automatisch an alle an-
spruchsberechtigten Haushalte ausgerichtet wird. Wür-
den all jene, die Anspruch auf Sozialhilfe haben, die ih-
nen zustehenden Leistungen einfordern, würde sich 
dies in finanzieller Hinsicht ähnlich auswirken.

Partizipationseinkommen

Ein weiterer Vorschlag, der die Integration in den Ar-
beitsmarkt fördern soll, ist das Partizipationseinkom-
men. In Anlehnung an das Konzept des Grundeinkom-
mens schlägt der englische Ökonom Anthony B. Atkin-
son vor, die Ausrichtung einer solchen Zulage an eine 
Partizipationsbedingung zu knüpfen.6 Dieses Instru-
ment soll die bestehenden Sozialleistungen nicht erset-
zen, sondern eher ergänzen. Das Hauptziel besteht dar-
in, die Rolle der Sozialhilfe und der anderen einkom-
mensabhängigen Leistungen einzuschränken.

Es handelt sich dabei um eine Zulage an alle Erwach-
senen, welche die Partizipationsbedingung erfüllen. Ge-
mäss Atkinson wird diese Bedingung in einem weiten 
Sinn ausgelegt. Sie beschränkt sich nicht auf eine Betei-
ligung am Arbeitsmarkt, sondern umfasst auch Tätig-
keiten zum Wohle der Allgemeinheit. So würden Perso-
nen anerkannt, die angestellt oder selbstständig arbei-
ten; die das Rentenalter erreicht haben; die aus gesund-
heitlichen Gründen oder wegen einer Behinderung 
nicht arbeiten können; die arbeitslos sind; die eine aner-
kannte Ausbildung absolvieren; die sich um Kinder, äl-

wächst; das Guthaben beträgt Null, wenn der Haushalt 
kein Einkommen hat. Mit dem WFTC ist dagegen eine 
explizite Partizipationsbedingung verknüpft, denn diese 
Gutschrift wird nur gewährt, wenn eines der Mitglieder 
des Haushaltes mindestens 16 Stunden pro Woche ar-
beitet.

Studien, die diese Massnahmen auswerten, stellen 
fest, dass die Erwerbsquoten der Einelternhaushalte in 
beiden Ländern bedeutend anstiegen. Dafür neigen 
Personen, die bereits vor Einführung der Massnahme 
erwerbstätig waren oder die dem Haushalt ein zweites 
Einkommen zuführen, zu einer Kürzung ihrer Arbeits-
zeit. Unter dem Strich wurde eine positive Wirkung auf 
die Beschäftigung festgestellt. Im Fall der Schweiz wäre 
es schwieriger, eine solche Wirkung zu erzielen, weil die 
Sozialhilfe sich auf höherem Niveau bewegt. Der Be-
richt von Leu et al. (2007) vertritt die Ansicht, dass An-
reizeffekte nur erzielt werden können, wenn die Ge-
samtsumme der Transfers erhöht oder die Sozialhilfe
standards gesenkt werden. Diese beiden Möglichkeiten 
werden im Bericht als politisch wenig realistisch beur-
teilt. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass die im Be-
richt aufgezeigten zusätzlichen Kosten im Wesentlichen 

4	 Siehe Müller (2004), op. cit. In diesem Artikel nehmen wir auch die Er-
gebnisse einer anderen Studie auf, die zeigt, dass die Arbeitslosenrate 
der wenig qualifizierten Personen um fast ein Drittel gesenkt werden 
könnte.

5	 Siehe H. Immervoll et al. (2007), Welfare Reform in European Countries: 
A Microsimulation Analysis, Economic Journal 117, S. 1–44. 

6	 Siehe A.B. Atkinson (1996), The Case for a Participation Income, The 
Political Quarterly 67 (1), S. 67–70.

Wirtschaftliche Auswirkungen eines Partizipationseinkommens

In der Regel beinhaltet jede Umverteilungspolitik ein Abwägen zwischen wirtschaftlicher Effizienz und Gleichheit, d.h. eine ge-
rechtere Einkommensverteilung kann nur um den Preis einer Verringerung des Gesamteinkommens erreicht werden. Da das 
heutige Steuersystem jedoch nicht optimal ist, kann man Reformen so gestalten, dass sie die wirtschaftlichen Anreize verbes-
sern und gleichzeitig mehr Gleichheit und ein höheres Gesamteinkommen ermöglichen.
Gemäss den Ergebnissen unserer Simulationen würde die Einführung eines Partizipationseinkommens in diese Richtung gehen. 
Mit einem Partizipationseinkommen von 500 Franken pro Monat könnte man beispielsweise das Arbeitsangebot um 0,4 % und 
das Einkommen der Haushalte um 0,5 % erhöhen und gleichzeitig die Armutsquote um über ein Drittel senken.4 
Wie lässt sich dieses Ergebnis erklären? Was das Arbeitsangebot betrifft, beeinflusst diese Reform zwei Arten von Entscheidun-
gen. Einerseits entscheiden die Menschen, ob sie eine Erwerbstätigkeit ausüben wollen oder nicht. Andererseits wählen sie ih-
ren Beschäftigungsgrad. Empirische Studien zeigen, dass die erste Entscheidung bei Anpassungen des Arbeitsangebots wichti-
ger ist. Und genau auf diese Entscheidung wirkt sich die Partizipationsbedingung aus. Eine Umverteilungspolitik zugunsten der 
«Working Poor» geht also nicht zwingend auf Kosten der Effizienz, da sie wenig qualifizierten Personen Anreize zur Arbeit gibt.
Interessant ist auch die Feststellung, dass eine kürzlich in fünfzehn europäischen Ländern durchgeführte Studie zu ähnlichen 
Schlüssen gelangt.5 Gemäss diesen Simulationen ist eine Politik, welche die Ausrichtung einer Zulage für Erwerbstätigkeit be-
dingt, einer Erweiterung der traditionellen Politik vorzuziehen. In fünf Ländern würde eine solche Reform gar zu einer Zunahme 
des Gesamteinkommens führen, und in den meisten anderen Ländern wären die Effizienzeinbussen unerheblich.
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fersystem dadurch an Transparenz gewinnen könnte, da 
es sich auf einen einheitlichen Grenzsatz hinbewegen 
würde.

Ehrgeizigere Reformen würden dagegen eine Steuer-
erhöhung erfordern. Vor allem die Steuergutschriften 
oder das Partizipationseinkommen entfalten ihren An-
reizeffekt und ihre Wirkung auf die Armut nur, wenn sie 
ein gewisses Ausmass erreichen. Wenn die Erhöhung 
der Steuerlast mit einer Verbesserung der wirtschaft
lichen Anreize einhergeht, sollte das Wirtschaftswachs-
tum nicht darunter leiden. Das Beispiel der skandinavi-
schen Länder zeigt nämlich, dass die Verringerung der 
Ungleichheiten und der Armut nicht auf Kosten der 
wirtschaftlichen Effizienz geht, wenn der Arbeitsmarkt 
flexibel ist und das System auf Belohnung von Leistung 
ausgerichtet ist.

Tobias Müller, Prof. Dr., Département d’économétrie,  
Universität Genf. 
E-Mail: tobias.mueller@metri.unige.ch

tere Menschen oder Personen mit Behinderung küm-
mern; die anerkannte Formen ehrenamtlicher Arbeit 
ausüben usw.

Im Rahmen eines Forschungsprojekts des Schweize-
rischen Nationalfonds (NFP 45) evaluierten wir eine 
restriktivere Version des Partizipationseinkommens, bei 
der eine Beteiligung am Arbeitsmarkt Bedingung ist. Es 
zeigte sich, dass dieses Konzept auf wirtschaftlicher 
Ebene viele Vorteile bietet: Es verringert die Armut, die 
Ungleichheit und die Arbeitslosigkeit und erhöht 
gleichzeitig das Durchschnittseinkommen. Diese Er-
gebnisse kommen indes nur zustande, wenn die heuti-
gen Sozialleistungen nicht gekürzt werden – insbeson-
dere für Personen, die vom Arbeitsmarkt ausgeschlos-
sen sind – und wenn die Steuern entsprechend angepasst 
werden.7

Reformen und Steuern

Manche der besprochenen Reformen können durch-
geführt werden, ohne dass sich die Steuerlast dadurch 
bedeutend erhöht. Das gilt vor allem für die Beseitigung 
der Schwelleneffekte in der Sozialhilfe. Auch die Ein-
führung einer Negativsteuer als Produkt einer Verbin-
dung von Einkommenssteuer und Prämienverbilligun-
gen in der Krankenversicherung sollte keine allzu ho-
hen Kosten verursachen. Das Beispiel des Kantons 
Genf zeigt ausserdem, dass das Steuer- und Sozialtrans-

7	 Eine Zusammenfassung der Ergebnisse dieser Forschungsarbeit ist zu 
finden in T. Müller (2004), Verschiedene Reformvorschläge für die Sozi-
ale Sicherheit in der Schweiz und ihre wirtschaftlichen Auswirkungen, 
Die Volkswirtschaft 7, 16–20.
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Nettosozialleistungen: ein Untersuchungsansatz 
mit bedeutenden Folgen

Die Nettosozialleistungen zeigen, welcher Teil der 
Sozialleistungen den EmpfängerInnen tatsächlich zur 
Verfügung steht. Besonders aus der Sicht der betroffe-
nen Versicherten, aber auch aus der Sicht der Versiche-
rungen lohnt es sich, die effektiven Sozialleistungen 
zu ermitteln. Ende 2007 hat das Bundesamt für 
Sozialversicherungen gemeinsam mit dem Bundesamt 
für Statistik eine Machbarkeitsstudie zum Thema 
«Nettosozialleistungen» in Auftrag gegeben1. Haupt-
ergebnis: Eine umfassende empirische Studie ist erst 
machbar, wenn genügend differenzierte kantonale 
Steuerdaten vorliegen. Im Sinne eines Beispiels wird 
ein denkbares Ergebnis präsentiert. Für künftige 
Arbeiten werden die Relevanz für die schweizerische 
Sozialpolitik und die wichtigsten Fragen zum Thema 
aufgezeigt.

Was sind Nettosozialleistungen?

Bruttosozialleistungen BSL umfassen die Sozialleis-
tungen, wie sie von den Sozialversicherungen ausbe-
zahlt werden. Die Nettosozialleistungen NSL werden 

ausgehend von den Bruttosozialleistungen berechnet. 
Als Nettosozialleistungen bezeichnen wir denjenigen 
Teil der Sozialversicherungsleistungen, der den Leis­
tungsempfängerInnen effektiv zur Verfügung steht 
(Grafik G1, rechte Säule). Mit den Nettosozialleistun-
gen können die EmpfängerInnen also Konsumgüter 
kaufen oder Ersparnisse bilden.

Die Unterscheidung zwischen Brutto- und Nettosozi-
alleistungen wird nötig, wenn man die Belastung durch 
Sozialbeiträge und die Besteuerung durch den Fiskus 
sichtbar machen will. Beschränkt auf die Sozialversiche-
rungen ist die Berechnung gemäss Tabelle T1 definiert.
In verkürzter Form könnte man schreiben:
	 BSL 
–	 Nettoabgaben (Sozialversicherungen, Fiskus) 
=	NSL

Aus der Sicht des Staates entsprechen die Nettosozial-
leistungen dem tatsächlichen sozialpolitischen Auf-
wand. Aus der Sicht der SozialleistungsempfängerIn-
nen entsprechen sie den tatsächlich verfügbaren Leis-
tungen. 

Warum interessiert sich die Sozialpolitik für 
die Nettosozialleistungen?

Das BSV besorgt Gesetzgebungsarbeiten, z.T. auch 
Durchführung und Aufsicht im Bereich der AHV, IV, 
EL, BV, EO und FZ. Für diese Sozialversicherungs-
träger kennen wir meistens die Bruttoleistungen an 
Einzelpersonen und die Brutto-Leistungssummen. 

Stefan Müller	 Salome Schüpbach
Bundesamt für Sozialversicherungen	 Bundesamt für Sozialversicherungen

1	 Ecoplan, Machbarkeitsstudie «Nettosozialleistungen», Bern 2008; un-
veröffentlicht, kann von Interessierten beim BSV eingesehen werden.

2	 Falls hier nur sozialpolitisch motivierte Steuermassnahmen berücksich-
tigt werden sollen, müssen diese vor der Berechnung noch einheitlich 
definiert werden.

Berechnungsschema Nettosozialleistungen� T1

1 Bruttosozialleistungen BSL: �Von den Sozialversicherungen 
ausbezahlte Sozialleistungen

2 
3

abzüglich 
zuzüglich

Sozialversicherungsbeiträge auf den Sozialleistungen 
Entlastungen bei den Beiträgen an die Sozialversicherungen

4 
5

abzüglich 
zuzüglich

direkte Steuern auf den Sozialleistungen 
Steuererleichterungen2: Freibeträge, Vorzugstarife,  
Rabatte, usw.

6 abzüglich indirekte Steuern auf dem sozialleistungsfinanzierten 
Konsum

 
7

ergibt
Nettosozialleistungen NSL: �Konsumverfügbare Sozialleistungen
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politischer Sicht – die Abklärung der Nettosozialleis-
tungen vernünftig, damit nötigenfalls die Sozialversi-
cherungen angepasst werden können.

Der Nutzen unterschiedlicher  
NSL-Perspektiven

Das Konzept «Nettosozialleistungen» basiert auf 
dem Vergleich bezahlter und verfügbarer Sozialleis-
tungen. Diese Messung der tatsächlich verfügbaren 
Sozialleistungen erweitert die sozialpolitische Analy-
se um verschiedene zentrale Aspekte. So können de­
mografisch, sozial oder ökonomisch differenzierte 
Empfängergruppen, von bestimmten Risiken Betrof­
fene, Leistungsarten, Sozialversicherungsträger, Kan­
tone und die gesamte Volkswirtschaft sowie der inter­
nationale Vergleich im Zentrum der Betrachtung ste-
hen.

Im Rahmen des Statistikabkommens mit der EU wird 
das Bundesamt für Statistik voraussichtlich schweizeri-
sche Daten zum internationalen Vergleich der Sozial-
leistungen bereitstellen. Die Berücksichtigung der Sozi-
al- und Steuerabgaben macht den internationalen Ver-
gleich von Sozialleistungen erst möglich. Der Fiskus 
nimmt auf zwei Arten Einfluss auf die Höhe der NSL: 
Erstens durch die Belastung mit Steuern und zweitens 
durch Steuererleichterungen. Betrachtet man die Wir-
kung der Besteuerung allein, so ergibt sich eine grosse 
Palette von Ländern mit unterschiedlich hohen NSL 
(standardisiert mit dem Bruttoinlandprodukt BIP). Be-
rücksichtigt man zusätzlich die Steuererleichterungen, 
so gehen die Unterschiede zwischen den Ländern deut-
lich zurück. Es ergibt sich so eine Art betragsmässiger 
Konvergenz der nationalen Sozial- und Steuerpolitiken 
(Kemmerling, 6). Der internationale Vergleich ist viel 
umfangreicher als der hier vorgestellte Untersuchungs-
ansatz, der sich auf die Sozialversicherungen beschränkt. 
Die OECD erfasst einen grösseren Katalog an BSL und 
an Steuererleichterungen. 

In einer volkswirtschaftlichen Perspektive würden 
die Angaben zur NSL die Gesamtrechnung der Sozial-
versicherungen (GRSV) ergänzen. Die heutige Gesamt-
rechnung enthält ausschliesslich Bruttosozialleistungs-
werte: Danach wurden 2005 Sozialleistungen von 114,6 
Mrd. Franken ausbezahlt. Der weggesteuerte Betrag 
dürfte sich im Bereich zwischen 10 Mrd. Franken und 
20 Mrd. Franken befinden. Die Steuersenkungsmass-
nahmen der vergangenen Jahre hatten einen entlasten-
den Einfluss auf die Sozialleistungen, die NSL stiegen 
tendenziell.

In der Schweiz, mit einem Steueranteil der Kantone 
von beinahe 50 %, ist die kantonale Perspektive zentral. 
Dazu ein Beispiel: Die schweizweit einheitlich geregel-
ten Taggelder einer Sozialversicherung werden von den 

Sozialpolitisch wäre es nützlicher, die effektiv verfüg-
baren Nettosozialleistungen zu kennen. Die Leis-
tungsempfängerInnen leben von den NSL, nicht von 
den BSL.

Politik und Verwaltung orientieren sich an den von 
Sozialversicherungen ausbezahlten Sozialleistungen. 
Gesetze, Betriebsrechnungen und Prognoseszenarien 
befassen sich mit Leistungszahlungen. Massgebend 
für das Handeln der Behörden sind also die Bruttoso-
zialleistungen. Die LeistungsbezügerInnen leben aber 
nicht vom ausbezahlten, sondern vom tatsächlich ver-
fügbaren Betrag. Die sozialpolitische Wirkung müsste 
aufgrund von Nettosozialleistungsdaten bestimmt 
werden. Auch im politischen Prozess werden Brutto-
sozialleistungen wie tatsächlich zur Verfügung stehen-
de Mittel behandelt. Die Bruttosozialleistungen wer-
den mit den Nettosozialleistungen verwechselt. Dies 
ist besonders fatal, wenn zwischen diesen beiden Leis-
tungsperspektiven ein massgebender Unterschied be-
steht.

Wenn Sozial- und Fiskalpolitik koordiniert und wi-
derspruchsfrei wären, wenn insbesondere Fiskalmass-
nahmen im Wissen um ihre Folgen für die Sozialversi-
cherungsleistungen eingesetzt würden – dann wäre das 
Verhältnis zwischen Netto- und Bruttosozialleistung 
von geringem Interesse. In Unkenntnis der tatsächlich 
verfügbaren Leistungen fallen die sozialpolitischen 
Massnahmen jedoch suboptimal aus: Fiskalische Mass-
nahmen können die sozialpolitischen Massnahmen 
konkurrenzieren («neutralisieren»), fördern oder unbe-
einflusst lassen. Dies ist eine hinzunehmende Folge der 
politischen Struktur. Umso mehr ist – allein aus sozial-

Im Zusammenhang mit den Nettosozialleistungen kön-
nen sich dem BSV beispielsweise folgende Fragen stel-
len:
a)	 Werden Altersrenten von AHV und BV unter-

schiedlich belastet? In welchem Ausmass?
b)	 Welche Unterschiede gibt es zwischen den Kanto-

nen bei der steuerlichen Behandlung bestimmter 
Leistungen?

c)	 Welche Nettosozialleistungen ergeben sich für Ein-
zelpersonen, Paare und Familien?

d)	 Gibt es Unterschiede in der Behandlung Schlecht- 
bzw. Gutverdienender?

e)	 Wie werden Taggelder der IV, UV, KV, ALV auf na-
tionaler oder kantonaler Ebene belastet?
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Massnahmen. Der fiskalische Effekt ist als Saldo auf-
zufassen, d.h. die Belastung durch Steuern könnte bei-
spielsweise 18 % ausmachen, die Entlastung durch 
Steuerabzüge 5 %. Daraus ergibt sich eine Nettobelas-
tung von 13 Prozentpunkten durch Steuermassnahmen 
(vgl. Grafik G1).

Derartige Verhältnisse vorausgesetzt könnte  die Ab-
gabelast mit sozialversicherungsrechtlichen Massnah-
men (vollständige Beitragsbefreiung) von 15 % auf 
13 % gedrückt werden. Der Grossteil der Belastung 
(13 %) geht also auf steuerliche Massnahmen zurück: 
Ohne fiskalische Erleichterungen (Abzüge, usw.) würde 
die Belastung der Sozialleistungen 20 % betragen (18 % 
Steuern + 2 % Sozialabgaben).

Im internationalen Vergleich werden die (umfang-
reicher definierten) NSL ins Verhältnis zum BIP ge-
setzt. In 24 Ländern der OECD betrug diese (unge-
wichtete) Quote 2003 im Mittel 25,4 % (OECD, Stand 
2007). Für die mit der Schweiz vergleichbaren Länder 
schwankte der Wert zwischen 21,4 % (USA) und 
35,5 % (Deutschland). Die Berechnungen basieren auf 
den «öffentlichen Sozialausgaben». Die enger definier-
ten Sozialversicherungsausgaben der Schweiz betrugen 
2003 rund 108 Mrd. Franken. Vermindert um den NSL-
Effekt von geschätzten 15 % ergäbe dies knapp 92 Mrd. 
Franken. Diese Nettoausgaben hätten 2003 als BIP-
Anteil 21,0 % betragen. Die Zahlen zeigen die Rich-
tung an, in die ein internationaler Vergleich für die 
Schweiz gehen könnte: Der Ausgabenanteil am BIP, 

Kantonen unterschiedlich behandelt. Im Kanton A ver-
lieren die TaggeldbezügerInnen einen bedeutenden Teil 
der Bruttosozialleistung, sagen wir 25 %, durch fiskali-
sche Massnahmen. Im Kanton B sind es nur 5 %. Von 
einer identischen (Brutto)Sozialleistung von 1000 Fran-
ken verbleiben dem Taggeldempfänger in A demnach 
750 Franken, während es in B 950 Franken sind. Die ef-
fektiv verfügbare Leistung ist – bei sonst gleichen Ver-
hältnissen – im Kanton B um fast 27 % grösser als im 
Kanton A. Dies kann, je nach den sonst geltenden Ver-
hältnissen in diesen beiden Kantonen, sozialpolitisch 
unerwünscht sein.

Derselbe Vergleich kann für die Volkswirtschaft als 
Ganzes auf der Ebene der Sozialversicherungsträger 
angestellt werden: Werden AHV- und BV-Leistungen 
unterschiedlich belastet? In welchem Ausmass? Im Sin-
ne von Beispielen zeigt die Machbarkeitsstudie, dass 
AHV wie BV Nettosozialleistungsquoten von rund 
80 % aufweisen. Über alle Sozialversicherungen vari-
iert die NSL-Quote zwischen 66 % für die Arbeitslo-
senversicherung und 100 % für die Krankenversiche-
rung.

Natürlich ist auch der Zeitvergleich, d.h. die Ent-
wicklung der NSL, von Interesse. Man könnte beispiels-
weise die Vermutung überprüfen, dass in Zeiten stei-
gender Sozialleistungen das Verhältnis zwischen BSL 
und NSL, die NSL-Quote, zurückgeht. Das würde heis
sen, dass der Staat durch Besteuerung mit der linken 
Hand wieder nimmt, was er mit der rechten Hand gege-
ben hat.

Ergebnisse der Machbarkeitsstudie

Mit der Machbarkeitsstudie beauftragt war Ecoplan, 
Bern. Die Studie zeigt, dass unter bestimmten Bedin-
gungen Nettosozialleistungen für die Schweiz berech-
net werden können. Eine erste Analyse konnte aber – 
mangels genügend detaillierter Daten – nur unvoll-
ständige und statistisch nicht zuverlässige Resultate 
liefern. Insbesondere konnte die Höhe der Steuerer-
leichterungen nicht bestimmt werden. Ergebnisse aus 
der Studie werden deshalb hier nur als Beispiel ver-
wendet (vgl. Grafik G1). Danach stehen den Leistungs-
bezügerInnen 85 % der ursprünglich ausbezahlten 
Bruttosozialleistungen als Nettosozialleistungen zur 
Verfügung. Diese Nettosozialleistungsquote umfasst 
die Leistungen aller Sozialversicherungen der GRSV 
(AHV, IV, EL, BV, KV, UV, EO, ALV und FZ) sowie 
die Sozialhilfe. Fiskalische Massnahmen und Sozial-
versicherungsbeiträge (netto) reduzieren somit die 
Bruttosozialleistungen um 15%. Dieser Effekt könnte 
(immer im Sinne eines Beispiels)  zu 2 Prozentpunkten 
aus der Belastung mit Sozialversicherungsbeiträgen 
resultieren und zu 13 Prozentpunkten aus fiskalischen 

� G1

Quelle: BSV
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mensbesteuerung in der Berechnung der NSL (Famili-
enzulagen) zu berücksichtigen? Die Abzüge werden 
auch bei Abwesenheit von Kinderzulagen gewährt. Die 
OECD berücksichtigt diese Kinderabzüge trotzdem 
vollumfänglich bei der Berechnung der Netto-Kinder-
zulagen.

Beispiel zur Abgrenzung zwischen 3 und 4: Wohin ge-
hört der allgemeine Abzug für Paare? Ist er eine famili-
enpolitische Massnahme oder berücksichtigt er die hö-
here Belastung des erzielten Einkommens?

Neben der schwierigen Definition der Steuererleich-
terungen bewegt sich die OECD noch auf einem zwei-
ten Problemfeld: Welche sozialen Leistungen sind zu 
berücksichtigen? Bei der Suche nach einer Antwort auf 
diese Frage beziehen Adema bzw. die OECD neben vie-
len Massnahmen staatlicher Sozialpolitik (welcher Teil 
staatlicher Agrarpolitik ist sozialpolitisch motiviert?) 
auch «private» sozialpolitische Massnahmen in die Be-
rechnungen ein. Damit wird unterschiedlichen nationa-
len Strukturen der Sozialpolitik Rechnung getragen, die 
eigentliche NSL erhält aber einen eher diffusen Cha-
rakter. 

Den Ausweg aus dem fast unüberblickbaren Mass-
nahmenkatalog ihrer Mitgliedsländer findet die 
OECD, indem sie den Fokus gewissermassen auf das 
grösstmögliche Ganze richtet: In der Totalbetrachtung 
stellt sich die Frage nach den relevanten sozialpoliti-
schen und fiskalischen Massnahmen kaum mehr. Es 
werden ganz einfach alle sozialpolitischen Massnah-
men einbezogen, auch die staatlich vorgeschriebenen 
privaten und die staatlich induzierten privaten (wie 
die steuerlich begünstigte 3. Säule). Dieser Untersu-
chungsansatz kann weder die Behandlung der von be-
stimmten Risiken Betroffenen (z.B. Invalidisierte) 
noch die fiskalischen Effekte für bestimmte Sozialver-
sicherungsträger (z.B. AHV) darstellen. Mit ihrem 
«globalen» Ansatz erreicht die OECD aber ihr vor-
rangiges Ziel, den internationalen Vergleich – und dies 
auf einem mehr oder weniger aussagekräftigen Ni-
veau (Kemmerling, 6).

Wo liegen die Probleme einer schweizerischen 
NSL-Studie?

Um die NSL nach Sozialversicherungszweigen, Risi-
ken, Empfängergruppen oder nach Kantonen auszu-
weisen empfiehlt sich ein sequenzielles Vorgehen, in-
dem zuerst Entlastungsmassnahmen des Typs 2 und erst 
dann solche nach Typ 3 einbezogen werden. Mit Typ 2 
gelangt man zu Aussagen, welche die Optimierung des 
Sozialversicherungsbereichs erleichtern. Der Schritt 3 
erlaubt die Darstellung einer sozialpolitischen Gesamt-
position des Landes. Diese ist im internationalen Ver-
gleich nützlich (Berichterstattung des BFS für Euro

gemäss dem weiter definierten OECD-Ansatz, wird in 
der Nähe des internationalen «Durchschnitts» liegen, 
eher etwas darüber.

Dank der Machbarkeitsstudie von Ecoplan konnte 
wertvolles datentechnisches Wissen zur Ermittlung der 
NSL gewonnen werden. Eine empirische Untersuchung  
anhand detaillierter kantonaler Steuerdaten rückt da-
mit in Reichweite. Sie setzt jedoch voraus, dass zuvor 
der begriffliche Rahmen und das Untersuchungskon-
zept genau festgelegt werden.

Hauptproblem des Untersuchungsansatzes

Die fiskalischen Massnahmen bestehen grob gesagt 
aus der Belastung der Bruttosozialleistungen durch 1.	
Steuern (direkte und indirekte); 
aus der Entlastung durch Abzüge, Freibeträge, Rabat-2.	
te, Steuerbefreiungen usw., die im Zusammenhang 
mit dem eingetretenen Risiko stehen. D.h. berück-
sichtigt werden Steuermassnahmen, die nur und erst 
beim Eintritt des von der Sozialversicherung (SV) 
versicherten Risikos wirksam werden;
aus der Entlastung durch steuerliche Massnahmen 3.	
zugunsten allgemeiner sozialpolitischer Zwecke. D.h. 
berücksichtigt werden alle Steuermassnahmen, die 
den von SV-Leistungen Begünstigten mit denselben 
oder ähnlichen Zielsetzungen gewährt werden wie 
die Sozialversicherungsmassnahmen;
aus allgemeinen Entlastungsmassnahmen, die allen 4.	
Steuersubjekten, ohne sozialpolitische Zweckbestim­
mung, zukommen.

Das Problem liegt nun darin, die entlastenden Mass-
nahmen eindeutig den Kategorien 2 bis 4 zuzuteilen. 
Die OECD löst das Problem, indem sie sämtliche 
Massnahmen der Kategorien 2 und 3 berücksichtigt, 
auch wenn sie nicht direkt mit den Sozialleistungen zu-
sammenhängen («net current public social expendi
ture», Adema, 159). Dies vermeidet Probleme bei der 
Zuordnung von Entlastungsmassnahmen zu Sozialleis-
tungen/Risiken und erleichtert den internationalen 
Vergleich. Eine derartige Gesamtbetrachtung über-
springt aber sozialpolitisch höchst relevante Fragen 
wie jene nach der effektiven materiellen Lage der von 
bestimmten Risiken Betroffenen (z.B. Pensionierte, 
bei der Arbeit Verunfallte). Dies geschieht zugunsten 
einer international vergleichbaren Totalbetrachtung, 
die sämtliche sozialpolitischen und fiskalischen Mass-
nahmen einbezieht.

Dazu zwei Beispiele für die Abgrenzung zwischen 
den Entlastungsmassnahmen, anhand der Verhältnisse 
in der Schweiz: 

Abgrenzung zwischen den Punkten 2 und 3 oben: 
Sind die allgemeinen Kinderabzüge bei der Einkom-
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stat), dürfte aber für die nationale Massnahmenent-
wicklung wenig Neues bringen.

Der entscheidende Faktor einer schweizerischen 
NSL-Studie liegt aber im Vorhandensein genügend de­
taillierter Steuerdaten, die insbesondere die Messung 
der Steuererleichterungen erlauben. Auf diesen Aspekt 
konzentrieren sich die künftigen Bemühungen. Das 
BFS wird voraussichtlich, im Rahmen der Erarbeitung 
des Schweizer Beitrags zum internationalen Vergleich, 
die Verwendbarkeit der Steuerdaten weiter untersu-
chen. Neben der Arbeit an den Daten sind die oben an-
gesprochenen konzeptionellen Fragen zu lösen.

Das Wissen um Höhe und Struktur der NSL kann die 
Koordination von Finanz- und Sozialpolitik fördern und 
die Sozialpolitik effizienter und effektiver machen.
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Disability Management – ein neuer Hand­
lungsansatz in Unternehmen in der Schweiz

Disability Management –  
ein neuer Handlungsansatz 

DM ist ein Handlungsansatz, der 
das Ziel verfolgt, die (Re-)Integra
tion von erkrankten und verunfallten 
Mitarbeitenden im Unternehmen zu 
unterstützen. In den untersuchten 
Unternehmen ist die Praxis des DM 
durch Vielfalt und Heterogenität ge-
kennzeichnet. Ausdruck davon sind 
die unterschiedlichen Bezeichnun-
gen, die hierfür verwendet werden, 
wie beispielsweise Case Manage-
ment und Gesundheitsmanagement.2 
Von DM kann dann gesprochen wer-
den, wenn folgende Massnahmen 
und Aktivitäten auf der betrieblichen 
Ebene durchgeführt werden3: 

Erfassung und Beurteilung der •	
Absenzen von Mitarbeitenden; 

Beratung und Unterstützung von •	
erkrankten und verunfallten Mit-
arbeitenden; 
Koordination von Aktivitäten und •	
Leistungen zur Reintegration; 
Prävention im Rahmen betrieb•	
licher Gesundheitsförderung.

Im Mittelpunkt des DM steht eine 
direkte, auf die konkreten Bedürf-
nisse der erkrankten resp. verunfall-
ten Mitarbeitenden bezogene Bera-
tung und Unterstützung, deren 
Hauptziel die Reintegration in die 
Erwerbsarbeit darstellt. 

International wird DM von Ka
nada und Australien ausgehend seit 
den 1990er Jahren in europäischen 
Unternehmen als Strategie der 
Gesundheitsförderung eingesetzt. 
Wichtige Stationen der Etablierung 

und Verbreitung des Handlungssat-
zes des DM sind die Gründung des 
National Institute of Disability Ma-
nagement and Research (NIDMAR) 
1994 in Kanada (vgl. NIDMAR 
2008) sowie die Verabschiedung ei-
nes «code of practice» durch die In-
ternational Labor Organization 
(ILO) (vgl. ILO 2002). 

Case Management4 ist eine zentra-
le Grundlage für die Durchführung 
von DM (vgl. Wendt 2001, Harder/
Scott 2005). Wendt (2001: 57) be-
zeichnet DM als «Case Management 
am Arbeitsplatz», das auf Arbeitsin-
tegration bezogen ist. Dem Ansatz 
des Case Management folgend ist 
DM sowohl auf den konkreten Fall 
und seine Bearbeitung, als auch auf 
die organisatorischen und institutio-
nellen Bedingungen bezogen, unter 
denen Erwerbstätigkeit im Unter-
nehmen stattfindet. Auf der Grund-
lage des Case Management bietet 
das DM für erkrankte und verunfall-
te Mitarbeitende im Unternehmen 
einen institutionellen Rahmen, in 
dem klientenbezogen Information, 
Beratung und Unterstützung mit 
dem Ziel einer Weiterbeschäftigung 
im Unternehmen zur Verfügung ge-

Unternehmen sind in den vergangenen Jahren dazu übergegangen, 
Absenzen und krankheits- bzw. unfallbedingten Abwesenheitszeiten 
vermehrte Aufmerksamkeit zu schenken. Dabei setzen sie verstärkt auf 
früh einsetzende Interventionen, um erkrankte und verunfallte Mitar-
beitende wieder in die Erwerbsarbeit zu integrieren. Ein neuer Ansatz, 
mit dem dieses Ziel erreicht werden soll, ist Disability Management 
(DM), das zunehmend auch bei Unternehmen in der Schweiz Beachtung 
findet und eingesetzt wird. Kennzeichen von DM ist, dass die Unterneh-
men selbst tätig werden und (Re-)Integrationsprozesse ihrer erkrankten 
und verunfallten Beschäftigten (pro-)aktiv fördern und unterstützen.  
In einer Studie, die im Auftrag des BSV erstellt wurde1, ist nun erstmals 
das DM von acht Unternehmen in der Schweiz untersucht worden. 
Dabei standen Fragen nach den Motiven der Unternehmen für eine 
Einführung von DM, nach Art und Form der Durchführung und nach den 
mit DM erzielten Resultaten im Mittelpunkt. 

1	 Geisen et al. (2008) 
2	 Da die untersuchten Unternehmen in ihrem 

Selbstverständnis somit kein DM durchführ-
ten, gleichwohl aber DM als Praxis etabliert 
hatten, wird DM hier als Bezeichnung für eine 
spezifische Praxis eines Unternehmens im 
Umgang mit erkrankten und verunfallten Mit-
arbeitenden verwendet. 

3	 Zur Bestimmung dieser grundlegenden Ele-
mente von DM wurden auf der theoretischen 
Ebene die Arbeiten von Wendt (2001) und 
Gursansky et al. (2003) zu Case Manage-
ment, sowie von Harder/Scott (2005) und der 
ILO (2002) zum Disability Management her-
angezogen. 

4	 Zu Entstehung und Entwicklung von Case 
Management vgl. unter anderem Brinkmann 
(2006), Hansen (2006), Klug (2005), Rem-
mel-Fassbender (2005), Wendt (2005). Case 
Management wird im deutschsprachigen 
Kontext in einem umfassenden Sinne als der 
Zusammenhang von Fall- und Systemebene 
verstanden.
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Weshalb wurde Disability 
Management in den 
Unternehmen eingeführt? 

DM wurde in den Unternehmen 
aus betriebswirtschaftlichen und un-
ternehmenskulturellen Motiven ein-
geführt, darüber hinaus waren exter-
ne Anstösse bedeutsam. Letztlich 
können alle drei Motive als kosten-
relevante Faktoren angesehen wer-
den. Bezogen auf die Beurteilung 
des DM stellt sich in diesem Zusam-
menhang jedoch das Problem, dass 
bestimmte Kosten direkt, etwa bei 
Prämien der Unfallversicherer, PK-
Risikoversicherung oder Kranken-
taggeldversicherung, andere aber 
bloss indirekt auf die Kostenent-
wicklung im Unternehmen reagie-
ren. Während die direkten Kosten-
wirkungen unmittelbar erfasst wer-
den können und mit entsprechenden 
Aktivitäten der Gesundheitsförde-
rung oder des DM positiv beeinflusst 
werden sollen, sind indirekte Kosten, 
wie etwa negative Wirkungen der 
Arbeitszufriedenheit auf den Ar-
beitsprozess, nur bedingt antizipier-
bar. Über das DM soll jedoch eine 
stärkere Bindung der Mitarbeiten-
den an das Unternehmen erreicht 

über Unternehmen mit DM, ihre 
Motive und Aktivitäten liegen bis-
lang nur in sehr begrenztem Umfan-
ge vor, etwa in Berichten über Pilot-
projekte (vgl. Stadt Zürich 2006). 
Kenntnisse über Art und Umfang, 
Inanspruchnahme, Kosten und Er-
gebnisse des betrieblichen DM ste-
hen daher bislang nur vereinzelt zur 
Verfügung. Die vorliegende Studie 
zum DM in Unternehmen in der 
Schweiz hat daher den Charakter ei-
ner Pilotstudie. Es wurden die Pro-
zesse der Einführung und Durchfüh-
rung sowie die Beurteilung des DM 
in acht Unternehmen in der Schweiz 
untersucht. Die Unternehmen un-
terscheiden sich vor allem nach der 
Beschäftigtenzahl und der Bran-
chenzugehörigkeit. Auch die Res-
sourcenausstattung für das DM ist in 
den untersuchten Unternehmen sehr 
unterschiedlich. Im Schnitt sind die 
Mitarbeitenden des DM pro Voll-
zeitstelle für 1717 Mitarbeitende zu-
ständig. Die Zahl der Mitarbeiten-
den pro DM-Vollzeitstelle liegt in 
den einzelnen Betrieben zwischen 
1143 und 4310 Beschäftigten. Sie 
wird von einigen der Akteure in den 
untersuchten Unternehmen als man-
gelhaft bezeichnet.6

stellt werden. Neben der Unterschei-
dung in internes und externes DM, 
können Eingliederungs- und Ver-
mittlungsmanagement5, sowie klien-
ten- und systemzentriertes DM un-
terschieden werden.

Disability Management in 
Unternehmen in der Schweiz 

In der Schweiz wird DM seit Be-
ginn der 2000er Jahre vermehrt in 
öffentlichen und privaten Unterneh-
men implementiert. Informationen 

5	 Beim Vermittlungsmanagement geht es da
rum, Beschäftigten mit erschwerten Zugän-
gen zum Arbeitsmarkt durch eine gezielte 
Unterstützung und Förderung den Zugang in 
die Erwerbstätigkeit zu ermöglichen. Die Ent-
wicklungen im DM zeigen jedoch auch, dass 
Vermittlungsmanagement zu einem Bestand-
teil des betrieblichen DM werden kann, etwa 
indem Mitarbeitende darin unterstützt wer-
den, einen neuen Arbeitsplatz ausserhalb des 
Unternehmens zu finden, wenn aufgrund ge-
sundheitlicher Einschränkungen im Unter-
nehmen selbst kein adäquater Arbeitsplatz 
mehr zur Verfügung gestellt werden kann. 

6	 Die Unterschiede im Verhältnis zwischen Mit-
arbeitenden des DM und zu betreuenden 
Mitarbeitenden lassen sich zum Teil auch auf 
die unterschiedlichen Konzepte des DM in 
den untersuchten Unternehmen zurückfüh-
ren. Unternehmen mit einer intensiven Be-
gleitung von erkrankten resp. verunfallten 
Mitarbeitenden weisen im Allgemeinen eine 
bessere Personalausstattung auf. 

Überblick über die untersuchten Unternehmen   � T1

Unternehmen Mitarbeitende Branche Form des DM Beginn des DM

Klinik Barmelweid •	 ca. 250 •	 Gesundheitswesen •	 internes DM 
•	 Möglichkeit zu 

externem DM

•	 1/2005

Migros Basel •	 ca. 3800 •	 Detailhandel •	 internes DM •	 2/2002

PostFinance •	 ca. 3000 •	 Finanzdienstleistung •	 internes DM •	 2/2005

PostMail •	 ca. 16 000 •	 Postdienste •	 internes DM •	 1/2005

ISS Schweiz •	 ca. 9000 •	 Facility Management •	 internes DM •	 1/2005

Basler Verkehrsbetriebe 
(BVB)

•	 ca. 1000 •	 Verkehr •	 internes DM •	 1/2004

Siemens •	 ca. 6000
•	 Zentralschweiz  

ca. 2500 
•	 Zürich ca. 2000
•	 Westschweiz ca. 1500 

•	 Industrie •	 internes DM 
•	 externes DM für Bern 

und Westschweiz

•	 1/2002

Implenia •	 ca. 4800 – Bereich 
Bauproduktion, DM ist 
darauf konzentriert

•	 Baugewerbe •	 internes DM 
•	 Fallbearbeitung durch 

externes DM

•	 2/2004
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lem in einer stärkeren Kontrolle der 
Prozesse des DM liegen, so sind die 
klientenzentrierten Formen darauf 
ausgerichtet, von der Situation der 
betroffenen Mitarbeitenden ausge-
hend, angepasste Strategien zur Un-
terstützung und Förderung zu entwi-
ckeln. Im DM werden an direkten 
Leistungen vor allem Beratung so-
wie die Organisation und Beglei-
tung im Wiedereingliederungspro-
zess durch das DM erbracht, weitere 
Leistungen zur Unterstützung und 
Gesundheitsförderung erfolgen in 
der Regel durch Dritte und werden 
vom DM lediglich vermittelt. In der 
vorliegenden Untersuchung hat sich 
gezeigt, dass die stärker systemati-
sierten Verfahren des DM zum Teil 
auch als Zwang und Druck empfun-
den wurden. Insgesamt werden die 
Massnahmen von den im DM be-
treuten Mitarbeitenden jedoch we-
niger als Kontrollmassnahmen von 
Seiten des Unternehmens aufgefasst, 
sondern vielmehr als sehr willkom-
mene Formen der Unterstützung 
und Begleitung, durch die die Mitar-
beitenden vor allem auch Wertschät-
zung durch Vorgesetzte und Arbeit-
geber/innen erfahren. 

Welche Wirkungen hat das 
Disability Management im 
Betrieb? 

Bei den Unternehmen mit DM 
hat sich gezeigt, dass der Umfang 
der Absenzen gesenkt bzw. stabil 
gehalten werden konnte. Obwohl 
dies sicherlich nicht allein auf das 
DM zurückgeführt werden kann, so 
wird das DM in den untersuchten 
Unternehmen jedoch als ein wichti-
ger Beitrag hierzu angesehen. Über 
die Reduktion von Absenzen ge-
lingt es den Unternehmen, unmit-
telbar Kosten zu senken. Bei der 
Betrachtung der Wirkungen von 
DM sollten allerdings neben den 
(Primär-)Wirkungen vor allem auch 
die (Sekundär-)Wirkungen von DM 
auf die betroffenen Mitarbeitenden 
nicht unterschätzt werden. DM 

der Ergänzung bzw. der spezifischen 
Kombination von externem und in-
ternem DM, etwa aufgrund geogra-
phischer Zuordnungen. In der Un-
tersuchung konnten insgesamt je-
doch keine Einflüsse identifiziert 
werden, die auf Vor- oder Nachteile 
verweisen, die sich aufgrund dieser 
unterschiedlichen Organisationsfor-
men für das DM ergeben. 

Wie wurde das Disability 
Management im Betrieb 
organisiert? 

In der Durchführung von DM un-
terscheiden sich die untersuchten 
Unternehmen nach dem Grad der 
Systematisierung. So sehen die Un-
ternehmen in ihrem DM etwa Stu-
fengespräche im Umfang von 3 bis 6 
Stufen vor. Auch der Beginn des 
Einsatzes des DM variiert und er-
folgt zwischen 7 und 90 Tagen Ab-
senz. Trotz dieses Unterschieds in 
der Kontaktaufnahme durch das 
DM hat die Befragung der betreuten 
Mitarbeitenden ergeben, dass diese 
mit dem Zeitpunkt des Beginns des 
DM grundsätzlich zufrieden waren. 
Für den Erfolg des DM ist nicht nur 
die Qualität der Arbeit des DM al-
lein, sondern sind auch das Handeln 
der unmittelbaren Vorgesetzten und 
ihre Führungsqualitäten von hoher 
Relevanz, da die Vorgesetzten für 
die erkrankten und verunfallten Be-
schäftigten wichtige Ansprechperso-
nen darstellen. Insgesamt kann für 
die untersuchten Unternehmen eine 
weitgehende Übereinstimmung für 
die konkrete Fallbearbeitung festge-
stellt werden. Die Durchführenden 
des DM stützen sich dabei vor allem 
auf das Case Management (CM) als 
Handlungsansatz. Auf der Ebene der 
Organisation des DM können syste-
matisierte und stark vorstrukturierte 
Organisationsformen des DM (sys-
temzentriert) von weniger struktu-
rierten Organisationsformen (klien-
tenzentriert) unterschieden werden. 
Während die Vorteile der system-
zentrierten Formen des DM vor al-

und die Motivation positiv beein-
flusst werden. Dies gelingt insbeson-
dere dann, wenn das Vertrauen in 
einen sich fair verhaltenden, «guten» 
Arbeitgeber wächst. Mit der Einfüh-
rung von DM soll darüber hinaus 
das Unternehmensimage verbessert 
werden. Dabei wird sowohl eine 
stärkere Positionierung des Unter-
nehmens in der Konkurrenz um 
Kundenaufträge als auch auf dem 
Arbeitsmarkt angestrebt. Gerade im 
Hinblick auf die demografische Ent-
wicklung und hierdurch absehbar 
entstehenden Engpässen auf den 
Arbeitsmärkten dürfte dieser As-
pekt künftig wohl stärkere Relevanz 
gewinnen. Ein Teil der untersuchten 
Unternehmen hat diesen Aspekt für 
den Kontext der Einführung von 
DM explizit als relevant erachtet. 

Wie wurde Disability Manage
ment in die betriebliche 
Struktur implementiert? 

Das DM wurde auf unterschied
liche Weise in den Unternehmen 
verankert, im Einzelnen konnten 
folgende Positionierungen des DM 
in der Betriebsstruktur identifiziert 
werden: DM integriert in die Sozial-
beratung, DM als Human Ressour-
ces (HR) Unterabteilung und DM 
integriert in das HR. Durch eine zu 
enge Anbindung des DM an das HR 
könnte die Gefahr entstehen, dass 
sich der Charakter des DM verän-
dert. Nämlich von einem klientenbe-
zogenen, advokatorischen und ver-
mittelnden Prozess zur Unterstüt-
zung erkrankter und verunfallter 
Mitarbeitender zu einem Instrument 
der betrieblichen Interessenvertre-
tung gegenüber den Beschäftigten. 
Die Struktur oder das Handeln im 
DM wurden in der vorliegenden 
Studie nicht von der Branchenzuge-
hörigkeit beeinflusst. Allerdings wird 
das DM in den Unternehmen, die in 
der gesamten Schweiz resp. an un-
terschiedlichen Standorten tätig 
sind, unterschiedlich organisiert. Die 
Differenzierung besteht vor allem in 
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unfallten Beschäftigten und ist so-
wohl auf der Fall- als auch auf der 
Systemebene angesiedelt. DM kann 
also als eine Form der Professionali-
sierung von Betreuung und Unter-
stützung von erkrankten und verun-
fallten Mitarbeitenden im Unter-
nehmen angesehen werden, für die 
ein breit gefächertes ExpertInnen-
wissen erforderlich ist. Neben der 
Fallbearbeitung werden im DM auch 
Massnahmen zur Früherkennung 
und Prävention umgesetzt. In der 
Untersuchung von DM in acht Un-
ternehmen in der Schweiz zeigte 
sich, dass sich die Unternehmen in 
ihren Anstrengungen um eine Re-
duktion von Absenzen und um die 
Verbesserung der Unternehmens-
kultur bestätigt sehen. Diese positi-
ve Entwicklung spiegelt sich auch 
wider bei der Beurteilung des DM 
durch die im DM betreuten Mitar-
beitenden. Diese empfinden das DM 
nicht als Kontrolle, sondern vielmehr 
als Unterstützung und Wertschät-
zung von Seiten des Unternehmens 
– und zwar auch in Fällen, bei denen 
keine erfolgreiche Reintegration er-
reicht werden konnte. Die Beteili-
gung von Sozialversicherungsträgern 
und Häusärztinnen resp. Hausärzten 
wird als entscheidender Faktor für 
den Erfolg des DM bewertet. Ange-
sichts dieser positiven Resultate ist 
eine je nach Unternehmen angepass-
te Einführung von DM vor allem 
dann zu empfehlen, wenn neben be-
triebswirtschaftlichen explizit auch 
unternehmenskulturelle Zielsetzun-
gen verfolgt werden.
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Zugang zum DM zu kanalisieren 
und um Anforderungen und Zielset-
zungen zu bestimmen. Für die Ent-
scheidung, ob internes DM in einem 
Unternehmen eingerichtet wird oder 
ob externe Dienstleistungen in An-
spruch genommen werden, ist die 
Unternehmensgrösse ein entschei-
dender Faktor. Dies muss jedoch für 
den Einzelfall konkretisiert werden. 
So hat etwa ein Unternehmen mit 
250 Beschäftigten in der vorliegen-
den Untersuchung ein erfolgreiches 
DM etablieren können, weil es auf 
bereits vorhandene fachliche Quali-
fikationen von Mitarbeitenden zu-
rückgreifen konnte. Generell hat 
sich gezeigt, dass eine gute Vernet-
zung und Kooperation mit den inter-
nen AkteurInnen im Unternehmen 
und mit externen AkteurInnen von 
entscheidender Bedeutung für ein 
erfolgreiches DM ist. In diesem Zu-
sammenhang hat sich gezeigt, dass 
die IV ein wichtiger externer Akteur 
im DM ist. Vor dem Hintergrund der 
Ergebnisse der vorliegenden Studie 
zum DM in Unternehmen lassen 
sich daher für die IV folgende Emp-
fehlungen ableiten: 

Aktiver, möglichst frühzeitiger •	
Kontakt zwischen Unternehmen 
und IV-Stellen;
verbesserte Zusammenarbeit zwi-•	
schen DM und den IV-Stellen;
Verkürzung der Verfahrensdauer •	
bei der IV;
stärkere Unterstützung der Unter-•	
nehmen in der Arbeitsplatzver-
mittlung für Beschäftigte, die aus 
gesundheitlichen Gründen trotz 
aller Anstrengungen nicht mehr 
im Unternehmen weiterbeschäf-
tigt werden können; 
Beratung und Unterstützung von •	
Unternehmen bei der Einführung 
von aktiven Massnahmen der Ar-
beitsintegration. 

Zusammenfassend kann hervorgeho-
ben werden, dass DM in Unterneh-
men und Organisationen einen syste-
matischen Handlungsansatz darstellt. 
Dieser dient der Betreuung und Un-
terstützung von erkrankten und ver-

kann hier zu einer stärkeren Bin-
dung der Mitarbeitenden an das 
Unternehmen beitragen und die 
Motivation positiv beeinflussen, 
wenn das Vertrauen in einen sich 
fair verhaltenden, «guten» Arbeit-
geber wächst. Obwohl die unter-
suchten Unternehmen Kosten und 
Nutzen des DM sehr unterschied-
lich erfassen und zum Teil auch den 
Versuch einer exakten Erfassung 
nicht als sinnvoll erachten, sind die 
Unternehmen alle der Überzeu-
gung, dass sich das DM für sie aus-
zahlt. In Bezug auf die Fallbearbei-
tung konnten die Unternehmen Er-
folge in den Wiedereingliederungen 
von erkrankten und verunfallten 
Mitarbeitenden aufweisen. 

Welche Bedeutung haben die 
Träger der Sozialversicherung? 

Entscheidend für eine erfolgrei-
che Einführung und Durchführung 
von DM ist nicht nur eine ausge-
zeichnete interne Vernetzung und 
Kooperation im Unternehmen. Auch 
die Zusammenarbeit mit den Sozial-
versicherungsträgern und den Haus-
ärztinnen resp. Hausärzten stellt ei-
nen sehr wichtigen Faktor für den 
Erfolg von Wiedereingliederungs-
prozessen dar. Denn sowohl über die 
interne als auch über die externe 
Vernetzung und Kooperation wer-
den notwendige Ressourcen mobili-
siert, die zu einer erfolgreichen Fall-
entwicklung beitragen können. 

Schlussfolgerungen und Fazit 

Bei der Einführung von DM soll-
ten Unternehmen darauf achten, 
dass das DM von einem umfassen-
den betrieblichen Commitment ge-
tragen wird, dabei ist das Commit-
ment der Unternehmensleitung von 
besonderer Bedeutung. Das DM 
sollte klar strukturiert sein, so dass 
der Ablauf möglichst transparent ist 
für Vorgesetzte und Mitarbeitende. 
Dies ist besonders wichtig, um den 
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Abgeschwächtes Wachstum bei den 
Ergänzungsleistungen zur IV

EL definitiv in der 
Bundesverfassung verankert

Ergänzungsleistungen (EL) wer-
den an Personen mit einer AHV- oder 
IV-Rente1 ausgerichtet, wenn sie in 
der Schweiz wohnen und ihr Einkom-
men die minimalen Lebenskosten 
nicht decken kann. Es sind bedarfsab-
hängige Versicherungsleistungen, auf 
die ein rechtlicher Anspruch besteht. 
Als Übergangslösung geschaffen, 
entwickelten sich die EL in den über 
vierzig Jahren ihres Bestehens zu ei-
ner tragenden Säule der Sozialen Si-
cherheit in der Schweiz. Mit der Neu-
gestaltung des Finanzausgleichs und 
der Aufgabenteilung zwischen Bund 
und Kantonen (NFA), welche zu Be-

ginn dieses Jahres in Kraft getreten 
ist, sind die EL nun definitiv in der 
Bundesverfassung verankert. Danach 
sind Bund und Kantone verpflichtet, 
gemeinsam EL auszurichten. Es han-
delt sich damit um eine Verbundauf-
gabe. Gleichzeitig wurde das Bundes-
gesetz über die EL total revidiert. 
Eine wichtige Neuregelung betrifft 
die Bestimmung, wie die Finanzie-
rung zwischen Bund und Kantonen 
aufgeteilt wird. Neu wird zudem die 
Begrenzung der jährlichen EL aufge-
hoben. Dieser Wegfall ist vor allem 
für im Heim oder Spital lebende Per-
sonen wesentlich, da nun der gesamte 
Ausgabenüberschuss im Rahmen der 
EL vergütet werden kann.2

Abgeschwächtes Wachstum 
bei den EL zur IV

Ende 2007 bezogen 256 600 Perso-
nen eine EL. Gegenüber dem Vor-

jahr hat dieser Bestand um 1,5 Pro-
zent zugenommen. Das entspricht 
der tiefsten Zuwachsrate seit 10 Jah-
ren. Vor allem bei den EL zur IV hat 
sich das Wachstum mit 1,7 Prozent 
Zunahme deutlich abgeschwächt. 
Mehrere Jahre lang lag es bei 8 Pro-
zent und damit um ein Mehrfaches 
über der Zunahme bei den EL zur 
AHV. Im letzten Jahr nun – zum ers-

ten Mal seit über 20 Jahren – stiegen 
die Bezügerzahlen bei den EL zur 
IV etwa im gleichen Ausmass wie bei 
den EL zur AHV. Dieser Einbruch 
lässt sich vor allem darauf zurück-
führen, dass seit 2003 die Zahlen der 
neuen IV-Rentner und -Rentnerin-
nen deutlich zurückgegangen sind.

Allerdings ist der Bedarf nach EL 
bei den IV-Rentenbeziehenden mit 
32 Prozent immer noch hoch. Bei 
den Altersrentnern und -rentnerin-
nen bezogen knapp 12 Prozent eine 
EL. Diese Quote hat sich in den letz-
ten Jahren kaum verändert. Damit 
erweist sich die heutige finanzielle 
Sicherung im Alter – gemessen an 
den EL – als tragfähig und stabil.

Im letzten Jahr bezogen 256 600 Personen Ergänzungsleistungen (EL) im 
Umfang von 3,2 Milliarden Franken. Knapp 16 Prozent aller Rentner und 
Rentnerinnen erhalten eine Ergänzungsleistung. Der durchschnittliche 
Betrag für eine Person, die nicht im Heim wohnt, beträgt rund 900 
Franken im Monat, für eine Person im Heim 2300 Franken. Vor allem bei 
den EL zur IV hat sich das Wachstum deutlich abgeschwächt.
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1	 Anspruch haben auch Personen mit einer Hilf-
losenentschädigung, einem IV-Taggeld u.a.

2	 Ausführlicher Einblick in die Neuerungen bei 
den EL: Müller, Kurt, NFA: Welche Änderun-
gen ergeben sich bei den Ergänzungsleistun-
gen? (CHSS, 5/2007, Seiten 258–261).

Was bedeutet die EL-Quote?

EL-Quote für Personen
Anzahl Personen mit EL in Prozent der Per-
sonen mit einer AHV/IV-Rente, die in der 
Schweiz wohnen.

EL-Quote für Ausgaben
EL-Ausgaben in Prozent der Summe der 
AHV/IV-Renten, die an Personen in der 
Schweiz ausbezahlt werden.
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Die Mutationen unterscheiden sich 
nach Versicherungszweig, im letzten 
Jahr aber nicht mehr so stark wie frü-
her. Die Neueintritte bei den EL zur 
IV erhöhen den Bezügerbestand um 
12 Prozent. Die Abgänge setzen sich 
zusammen aus den eigentlichen Aus-
tritten – rund 8 Prozent des Anfangs-
bestandes – und jenen 3 Prozent, die 
in die EL zur Altersversicherung 
wechseln. Nach dem Erreichen des 
Rentenalters beziehen nämlich die 
meisten invaliden EL-Bezüger wei-
terhin eine EL und wechseln so den 
Versicherungszweig. Die Bestände 
bei den EL zur Altersversicherung 
wachsen einerseits durch die Über-
tritte aus den EL zur IV und durch 
die Neueintritte im Rentenalter. Oh-
ne Berücksichtigung der Versiche-
rungswechsel hätten die Bezügerbe-
stände bei den EL zur Altersversi-
cherung in den letzten Jahren nur um 
rund 1 Prozent zugenommen.

Welche Gründe führen zu einem 
Wegfall der EL-Berechtigung? Viele 
Personen, nämlich 55 Prozent der 
Abgänge, sind im Verlauf des Jahres 
gestorben. Bei den restlichen 45 Pro-
zent führen vor allem Änderungen 
der finanziellen Situation zu einem 
Wegfall der EL-Berechtigung3. So 
kann sich einerseits die Einkom-
menssituation verbessern etwa durch 
eine Erbschaft, eine höhere Rente. 
Andererseits können sich die Ausga-
ben verringern. Solche finanziellen 
Änderungen bewirken vor allem bei 
kleinen EL-Beträgen einen Wegfall 
der EL.

Jährlich scheiden 10 % aus 
dem EL-System aus, 12 % 
kommen neu dazu

Um 3800 Personen oder 1,5 Pro-
zent hat sich der Bestand der EL-
beziehenden Personen im Jahr 2007 
erhöht. Hinter dieser Zunahme ver-
bergen sich umfangreiche Mutatio-
nen. Im letzten Jahr sind 26 200 Per-
sonen aus dem EL-System ausge-
schieden, rund 10 Prozent des An-
fangsbestandes. 30 000 Personen – 
das entspricht knapp 12 Prozent des 
Anfangsbestandes – haben neu ei-
nen Anspruch auf EL erhalten.

3	 Andere Gründe, die allerdings weniger ins 
Gewicht fallen: Wegfall des Rentenanspruchs 
bei der HV und IV, Wegzug ins Ausland, u.a.

256 600 Personen beziehen 3,2 Milliarden Franken EL� T1
EL-Beziehende und EL-Ausgaben nach Versicherungszweig, 1997–2007

Jahr Personen mit EL, Ende Jahr 
Total	 EL zur AHV	 EL zur IV

EL-Ausgaben in Mio. Fr. pro Jahr 
Total	 EL zur AHV	 EL zur IV

1997 182 500 132 800 49 800 2 029,6 1 376,4    653,2

1998 186 900 134 600 52 300 2 142,9 1 420,2    722,7

1999 196 400 139 000 57 400 2 236,9 1 439,1    797,9

2000 202 700 140 800 61 800 2 288,2 1 441,0    847,2

2001 207 800 140 000 67 800 2 351,2 1 442,4    908,8

2002 217 000 143 400 73 600 2 527,8 1 524,8 1 003,0

2003 225 300 146 000 79 300 2 671,3 1 572,6 1 098,6

2004 234 800 149 400 85 400 2 847,5 1 650,9 1 196,5

2005 244 500 152 500 92 000 2 981,7 1 695,4 1 286,3

2006 252 800 156 500 96 300 3 080,3 1 731,0 1 349,3

2007 256 600 158 700 97 900 3 246,2 1 827,1 1 419,2

Veränderung zum Vorjahr in Prozent

1997 8,2 	 7,1 11,3 6,6 3,8 12,9

1998 2,4 	 1,4   5,0 5,6 3,2 10,6

1999 5,1 	 3,2   9,8 4,4 1,3 10,4

2000 3,2 	 1,3   7,7 2,3 0,1   6,2

2001 2,6 	–0,6   9,7 2,8 0,1   7,3

2002 4,4 	 2,4   8,5 7,5 5,7 10,4

2003 3,9 	 1,8   7,8 5,7 3,1   9,5

2004 4,2 	 2,3   7,7 6,6 5,0   8,9

2005 4,1 	 2,1   7,8 4,7 2,7   7,5

2006 3,4 	 2,6   4,7 3,3 2,1   4,9

2007 1,5 	 1,4   1,7 5,4 5,5   5,2

Mittel* 3,5 	 1,8   7,0 4,8 2,9   8,1

*	 Jährliche durchschnittliche Wachstumsrate von 1997 bis 2007.

Quelle: EL-Statistik, BSV

EL-Statistik

Detaillierte Angaben zu den EL finden Sie in 
der neuen Publikation (erschienen Mitte Juli):

Statistik der Ergänzungsleistungen zur 
AHV und IV, 2007
Bestellnummer 318.685.07 d (deutsche Aus
gabe) 
318.685.07 f (französische Ausgabe)
Zu beziehen bei: 
BBL, Vertrieb Publikationen, 3003 Bern, 
Fax 031/325 50 58
Mail verkauf.zivil@bbl.admin.ch 
oder direkt abrufbar im Internet
www.bsv.admin.ch

Der ausführliche Tabellenteil mit den Ergeb-
nissen der EL-Statistik 2007 ist verfügbar 
unter www.el.bsv.admin.ch
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wichtigste Unterscheidungsmerkmal 
bezüglich der monatlichen Leistung 
ist die Wohnsituation. Der EL-Be-
trag ist 2,6 Mal höher, wenn eine 
Person im Heim wohnt und macht 
im Durchschnitt 2300 Franken aus. 
An eine EL-Bezügerin, einen EL-
Bezüger zu Hause werden bloss 900 
Franken ausgerichtet. Mit dem 
Heimeintritt nehmen die Ausgaben 
meistens stark zu. Neben den «Ho-
telkosten» fallen oft Ausgaben an 
für Betreuung und Pflege. Für die 
Pflegekosten kommen zwar die 
Krankenkassen auf. Doch bleibt bei 
mehr als der Hälfte der Heimbe-
wohnerInnen eine Finanzierungslü-
cke, die von den EL gestopft wird. 
Daran beteiligt sich der Bund ab 
2008 gemäss NFA nur noch im Be-
reich der Existenzsicherung; die 
Kosten für Pflege und Betreuung 
sind durch die Kantone zu tragen. 
Ein weiterer Unterschied zeigt sich 
zwischen der Altersversicherung 
und der IV. Die Leistungen für Per-
sonen mit einer IV-Rente sind deut-
lich höher. Das hängt vor allem mit 
ihrer schlechteren Einkommenssitu-
ation zusammen.

Urs Portmann, Dr. phil., Abteilung 
Mathematik, Analysen, Statistik, Bereich 
Statistik, BSV. 
E-Mail: urs.portmann@bsv.admin.ch

die EL-Ausgaben nur 6 Prozent der 
Rentensumme ausmachen. Dieser 
Anteil ist seit längerem stabil.

EL-Betrag im Heim 2,6 Mal 
höher als zu Hause

Einer EL-Bezügerin, einem EL-
Bezüger wird im Durchschnitt 1300 
Franken im Monat ausbezahlt.4 Das 

3,2 Milliarden EL-Ausgaben, 
davon 44 % für die EL zur IV

Die Ausgaben für die EL beliefen 
sich 2007 auf gut 3,2 Milliarden Fran-
ken und nahmen im Vergleich zum 
Vorjahr um 5,4 Prozent zu. Diese 
Zuwachsrate liegt über dem Durch-
schnitt der letzten Jahre. Sie ergibt 
sich aus einem Wachstum von 5,5 
Prozent bei den EL zur AHV und ei-
nem solchen von 5,2 Prozent bei den 
EL zur IV. Die EL-Ausgaben haben 
vor allem wegen einer einmaligen 
Massnahme im Kanton Tessin so 
stark zugelegt. Ohne diesen Effekt 
wären die Ausgaben etwa um 3,9 Pro-
zent gestiegen, ähnlich wie im Vor-
jahr. Setzt man die Ausgaben der EL 
zur IV ins Verhältnis zur Summe der 
ausgerichteten IV-Renten, kommt 
man auf einen Anteil von 28 Prozent; 
vor zehn Jahren waren es noch 20 
Prozent. Wesentlich tiefer ist dieses 
Verhältnis bei den EL zur AHV, wo 

2007: Schwaches Wachstum bei den EL zur IV� G1 
Personen mit EL, Veränderung zum Vorjahr in Prozent, 1997–2007

Quelle: EL-Statistik, BSV
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EL-Betrag in Franken pro Monat EL zur Altersversicherung EL zur IV4	 Durchschnittlicher EL-Betrag einer alleinste-
henden Person ohne Kinder inklusive Vergü-
tung der KV-Prämie. Ohne Vergütung von 
Krankheits- und Behinderungskosten.
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international

Ozeanien: eine andere Welt der 
Sozialversicherungen 

Beitragsunabhängige 
Bedarfsleistungen

Der erste grosse Unterschied be-
steht darin, dass das australische 
Grundrentensystem ausschliesslich 
über die Steuern finanziert wird. Er-
fasst werden alle rechtmässigen Ein-
wohnerinnen und Einwohner. Leis-
tungen werden jedoch nur an Versi-
cherte ausgerichtet, deren Einkom-
men und Vermögen unter einer be-
stimmten Grenze liegen. So können 
zum Beispiel nur Unverheiratete, de-
ren Jahreseinkommen die Grenze von 
ca. 3100 Franken nicht übersteigt, von 
einer vollen Alters- oder Invaliden-
rente profitieren. Rentnerinnen und 
Rentner mit höherem Einkommen 
müssen eine progressive Leistungs-
kürzung hinnehmen. Ab etwa 36 000 
Franken pro Jahr werden überhaupt 
keine Leistungen mehr ausgerichtet. 

Zudem gelten ausländische Ren-
ten in vollem Umfang als Einkom-
men. Aus diesem Grund und wegen 
der oben genannten Grenze besteht 
für Bezügerinnen und Bezüger einer 
nicht australischen Rente die Ge-
fahr, dass ihre australische Pension 
stark gekürzt oder sogar völlig ge-
strichen wird – dies auch dann, wenn 
sie während vieler Jahre an der Fi-
nanzierung der australischen Sozial-
versicherung beteiligt waren.

Als Voraussetzung für die Gewäh-
rung australischer Leistungen muss 
man mindestens zehn Jahre in Aus
tralien gewohnt haben, davon fünf 
ohne Unterbruch.  Ausserdem muss 
man zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung und der Gewährung der Rente 
physisch anwesend sein. Für Auslän-
derinnen und Ausländer ausserhalb 
Australiens, die das Rentenalter er-
reicht haben und eine Rente aus 

Australien beziehen möchten, be-
deutet dies eine lange Reise.

Vor Inkrafttreten des Abkommens 
befanden sich auch die Schweizerin-
nen und Schweizer, die in Australien 
wohnen oder gewohnt haben, in die-
ser Situation. Ihre Zahl ist alles an-
dere als unerheblich, denn Austra
lien war bis anhin von den Staaten, 
mit denen die Schweiz kein Sozial-
versicherungsabkommen geschlos-
sen hatte, das Land mit der grössten 
Auslandschweizerkolonie. Gegen-
wärtig wohnen 22 000 Schweizer 
Staatsangehörige in Australien. In 
der Schweiz leben 2300 australische 
Bürgerinnen und Bürger, und 15 000 
sind im AHV/IV-Versichertenregis-
ter eingetragen. Ohne Abkommen 
konnten diese bei Rückkehr in ihr 
Heimatland keine AHV/IV-Rente 
beziehen. Wie allen Angehörigen 
von Nichtvertragsstaaten wurden 
auch den AustralierInnen die AHV-
Beiträge auf Antrag zurückerstattet. 

Ein besonderes Abkommen

Die üblicherweise von der Schweiz 
geschlossenen bilateralen Sozialver-
sicherungsabkommen beruhen auf 
mehreren wichtigen Koordinations-
grundsätzen wie Gleichbehandlung 
der Angehörigen beider Vertrags-
staaten, Zusammenrechnung der im 
anderen Staat erworbenen Versiche-
rungszeiten im Hinblick auf die Be-
gründung des Leistungsanspruchs 
und schliesslich Rentenexport in den 
anderen Staat2. Ein auf diesen Inhalt 
beschränktes Abkommen hätte es 

Das bilaterale Sozialversicherungsabkommen mit Australien1 trat am 
1. Januar dieses Jahres in Kraft. Die Verhandlungen waren besonders 
heikel, da die Sozialversicherungssysteme der Schweiz und Australiens 
grosse Unterschiede aufweisen. Die Gespräche dauerten auch beson-
ders lange, wurden sie doch vor mehr als zwanzig Jahren auf Wunsch 
der australischen Regierung aufgenommen.

1	 SR 0.831.109.158.1
2	 Ausnahmen bestehen im Bereich der Gleich-

behandlung (vor allem in Bezug auf die frei-
willige AHV/IV-Versicherung) und des Leis-
tungsexports (in Bezug auf Renten für Versi-
cherte, die weniger als zur Hälfte invalid sind, 
ausserordentliche Renten und Hilflosenent-
schädigungen).
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zer Rente wird bei der Berechnung 
der australischen Leistung als Ein-
kommen berücksichtigt. Wird die 
australische Pension jedoch in ihrer 
Gesamtheit und ausschliesslich auf-
grund des australischen Rechts ex-
portiert und hat der Bezüger somit 
mehr als 25 Jahre in diesem Land ge-
wohnt,  wird die gesamte Schweizer 
Rente als Einkommen berücksich-
tigt.

Anders sieht es aus, wenn eine 
australische Pension an eine Person 
ausgerichtet wird, die eine Schweizer 
Rente bezieht und in Australien 
wohnt. In diesem Fall wird die 
Schweizer Leistung nicht als Ein-
kommen betrachtet, sondern vom 
australischen Leistungsbetrag abge-
zogen5. Wird die betreffende austra-
lische Pension nicht aufgrund des 
Abkommens gewährt und hat die 
antragstellende Person somit über 
10 Jahre in Australien gelebt, so dass 
sie nicht auf die Zusammenrechnung 
ihrer Schweizer Versicherungszeiten 
zurückgreifen muss, gilt diese Be-
stimmung nicht, und die Schweizer 
Rente wird vollumfänglich als Ein-
kommen betrachtet.  

Schweizer Rentnerinnen und 
Rentner, die eine australische Pensi-
on beantragen, sind gemäss australi-
scher Gesetzgebung verpflichtet, den 
Betrag ihrer Schweizer Leistung an-
zugeben. Das Abkommen gewähr-
leistet, dass keine Daten zum Zeit-
raum vor seinem Inkrafttreten ohne 
Einverständnis der Betroffenen zwi-
schen den zuständigen Behörden 
ausgetauscht werden.

Dank des Abkommens profitieren 
australische Staatsangehörige für ih-
ren Teil vom Export der Schweizer 
Renten. Sie haben aber nach wie vor 
auch die Möglichkeit, sich die AHV-
Beiträge zum Zeitpunkt ihrer defini-
tiven Abreise aus der Schweiz rück-
erstatten zu lassen, statt eine Schwei-
zer Altersrente zu beziehen. Es müs-
sen jedoch mindestens ein Jahr lang 
Beiträge ans Schweizer Sozialversi-
cherungssystem entrichtet worden 
sein. Schliesslich haben Australierin-
nen und Australier, die in der Schweiz 

Geltungsbereich umfasst die Alters- 
und Hinterlassenen- sowie die In
validenversicherung. Die berufliche 
Vorsorge Australiens3, die 1992 ein-
geführt und, was die Sache zusätzlich 
kompliziert, von Australien zum ers-
ten Mal in ein internationales Ab-
kommen eingebunden wurde,  ist ih-
rerseits einzig von den Unterstel-
lungsvorschriften betroffen. 

Die Unterstellungsbestimmungen 
legen fest, welche Gesetzgebung für 
Personen gilt, die auf dem Gebiet ei-
nes oder beider Vertragsstaaten ar-
beiten. So können Doppelunterstel-
lungen und Versicherungslücken ver-
mieden werden. Die Unterstellung 
erfolgt, wie in allen Sozialversiche-
rungsabkommen der Schweiz, ge-
mäss dem Grundsatz der Unterstel-
lung am Erwerbsort. Es sind jedoch 
Ausnahmen für bestimmte Arbeit-
nehmerkategorien vorgesehen, so 
zum Beispiel für jene, die vorüberge-
hend in den anderen Staat entsandt 
werden4.  

Das Abkommen erleichtert die 
Erfüllung der Voraussetzungen für 
die Gewährung einer australischen 
Leistung. Seit seinem Inkrafttreten 
kann eine australische Leistung auch 
aus der Schweiz oder einem anderen 
Staat, mit dem Australien ein Sozial-
versicherungsabkommen geschlossen 
hat, beantragt werden. Ausserdem 
werden die in der Schweiz zurückge-
legten Versicherungszeiten nötigen-
falls zusammengerechnet, damit die 
verlangten zehn Jahre Wohnzeit er-
reicht werden. Erforderlich bleiben 
jedoch zwölf Monate, davon sechs 
am Stück. 

Dank des Abkommens werden 
Einkommen in Form von Schweizer 
Renten nun bei der Feststellung der 
australischen Leistungen vorteilhaf-
ter behandelt. Dieser Punkt ist ein 
ganz zentrales Element dieses bila-
teralen Abkommens. Er soll daher 
nachfolgend im Einzelnen ausge-
führt werden.

Leistungen, die von Australien in 
die Schweiz exportiert werden, sind 
proportional zur Wohnzeit in Aust-
ralien, und nur ein Teil der Schwei-

jedoch Australien ermöglicht, die 
Renten von Personen zu kürzen, de-
ren anrechenbares Einkommen sich 
durch den Bezug einer exportierten 
Schweizer Rente erhöht.

Für die Schweiz bestand das Ziel 
der Verhandlungen somit darin, zu 
einer neuartigen Lösung zu gelan-
gen, welche die Eigenheiten des aus-
tralischen Systems berücksichtigt. 
Man wollte vor allem erreichen, dass 
bei der Prüfung des für die Gewäh-
rung einer australischen Rente mass-
geblichen Einkommens nicht die 
gesamte Schweizer Rente berück-
sichtigt wird. Die Bereitschaft Aus
traliens, seine Koordinationsvor-
schriften zu lockern, ermöglichte, in 
Kombination mit einem günstigeren 
Vorschlag bezüglich der Leistungs-
berechnung, den Experten beider 
Länder, ein ausgewogenes Abkom-
men auszuarbeiten, das nachfolgend 
in groben Zügen erläutert wird.

Das Abkommen wurde am 9. Ok-
tober 2006 in Canberra unterzeich-
net. In Bezug auf die Schweiz gilt es 
für die Staatsangehörigen beider 
Vertragsstaaten sowie für ihre Fami-
lienangehörigen und Hinterlassenen. 
Die Unterstellungsbestimmungen 
gelten auch für Angehörige von 
Drittstaaten. In Bezug auf Australi-
en gilt das Abkommen für jede Per-
son, die rechtmässige Einwohnerin 
oder rechtmässiger Einwohner Aust-
raliens ist oder war. Der sachliche 

3	 Diese 2. Säule, die als «Superannuation» be-
zeichnet wird, ist ein obligatorisches beitrags-
abhängiges System für Arbeitnehmende zwi-
schen 18 und 70 Jahren, deren Lohn über 
einer Mindestgrenze liegt. Die Arbeitgeber 
zahlen mindestens 9% des Lohns in diese 
Säule ein. Zum Zeitpunkt des Rentenantritts 
kann die versicherte Person zwischen einer 
Kapitalauszahlung, einer Rente oder einer 
Kombination aus beidem wählen. Diese Leis-
tungen werden exportiert. Personen, die vor-
übergehend in Australien gearbeitet haben 
und das Land definitiv verlassen, können ihr 
Guthaben zurückfordern.

4	 Arbeitnehmende, die von einem australischen 
Arbeitgeber aus Australien in die Schweiz 
entsandt werden,  können für eine Dauer von 
höchstens 5 Jahren von Beitragszahlungen 
an die Schweizer Sozialversicherungen befreit 
werden. Dasselbe gilt umgekehrt für die aus-
tralische Altersvorsorge.

5	 Der monatliche Höchstbetrag einer australi-
schen Altersrente liegt bei etwa 1100 CHF.
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da die Schweizer Renten tendenziell 
höher sind als die neuseeländischen. 
Neuseeland ist derzeit nicht bereit, 
mit der Schweiz ein Abkommen in 
diesem Bereich zu schliessen. Es be-
steht aber kein Zweifel, dass die bei 
den Verhandlungen mit Australien 
gesammelten Erfahrungen wertvoll 
sein werden, wenn die Schweiz ein-
mal Gespräche mit Neuseeland auf-
nehmen wird.

Lionel Emmanuel Tauxe, Bereich Abkom-
men, Geschäftsfeld Internationales, BSV.  
E-Mail: lionel.tauxe@bsv.admin.ch

Und Neuseeland?

An dieser Stelle soll noch kurz die 
Situation in einem weiteren Staat 
des ozeanischen Kontinents ange-
sprochen werden. Das neuseeländi-
sche Sozialversicherungssystem ist 
dem australischen ziemlich ähnlich. 
Gemäss neuseeländischer Gesetzge-
bung wird eine ausländische Rente 
eines gesetzlichen öffentlichen Sys-
tems, die zur gleichen Zeit ausge-
richtet wird wie eine neuseeländi-
sche Rente, vollumfänglich von Letz
terer abgezogen.

Das bedeutet, dass die neuseelän-
dischen Renten von Bezügern und 
Bezügerinnen von Schweizer Ren-
ten oft de facto gestrichen werden, 

wohnen, erleichterten Zugang zu 
den Eingliederungsmassnahmen der 
IV. Das gilt besonders für die Kin-
der.

Die 5. IV-Revision, die im Beson-
deren eine Erhöhung der Mindest-
beitragsdauer für den Anspruch auf 
eine ordentliche Invalidenrente von 
einem auf drei Jahre vorsieht, trat 
am selben Tag in Kraft wie das Ab-
kommen. Letzteres sieht nun aber 
keine Zusammenrechnung der aust-
ralischen Versicherungszeiten vor, 
da eine solche Bestimmung zum 
Zeitpunkt der Erarbeitung nicht nö-
tig war. Um diesem Mangel abzuhel-
fen, ist bereits eine Teilrevision vor-
gesehen, obwohl das Abkommen 
eben erst in Kraft getreten ist.
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gesundheitswesen

Das KVG schreibt vor, dass die vom 
Gesetz vergüteten Leistungen wirk-
sam, zweckmässig und wirtschaftlich 
sein müssen. Kosten und Wirkung 
der Pflegeleistungen können derzeit 
jedoch aufgrund fehlender Angaben 
zu den ambulant behandelten Versi-
cherten nicht richtig abgeschätzt 
werden. Es ist auch nicht klar er-
sichtlich, ob die erbrachten Leistun-
gen tatsächlich gerechtfertigt sind. 
Eine neuere Studie ermöglicht es 
nun, diese Informationslücken bes-
ser zu erfassen und neue Indikato-
ren, die aus den von den Versiche-
rern routinemässig zusammengetra-
genen Angaben hervorgehen, vor
zuschlagen [1]. Mehrere grössere 
Krankenversicherer stellten freiwil-
lig anonymisierte Daten zur Verfü-
gung, anhand welcher diese Indika-
toren wissenschaftlich erprobt und 
validiert werden. Damit der Schutz 
der Privatsphäre gewährleistet ist, 
werden strikte Datenschutzregeln 
angewendet. Der Dienst für Krypto-
logie der Armee (VBS), der am Pro-
jekt beteiligt ist, stellt die Anwen-
dung der Datenschutzregeln sicher.

Mit dem Ziel, die Leistungsfähig-
keit des Gesundheitssystems in sei-
nen verschiedenen Dimensionen im 
Auge zu behalten, wurden zehn In-

dikatoren festgelegt (Grafik G1). 
Ein kürzlich in dieser Zeitschrift er-
schienener Artikel (CHSS 3/2007) 

zeigt die Grundzüge dieses Indika-
torensystems auf [3,4]. Ausserdem 
veröffentlichte das BAG vor kur-
zem einen Bericht im Zusammen-
hang mit einem Test, der anhand 
von drei Krankheitsbildern (Krebs, 
Diabetes und psychische Erkran-
kungen) durchgeführt wurde [2].

Der vorliegende Artikel stellt die 
Projekte vor, die ab diesem Sommer 
während der nächsten drei Jahre 
durchgeführt werden sollen.

Zuordnung der Krankheiten

Die grösste Herausforderung be-
steht darin, die Krankheiten der Pa-
tienten zu bestimmen und zuzuord-

Die Angaben zur Überprüfung der Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und 
Wirtschaftlichkeit der gemäss KVG übernommenen Pflegeleistungen 
sind bekanntlich lückenhaft. Das BAG erarbeitet und evaluiert daher 
neue Indikatoren in einem umfangreichen Feldtest.
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Statistik der Kosten und Leistungen

Yves Eggli, Universität Lausanne (HEC-IEMS)
Mehdi Chikhi, Till Bandi, Herbert Känzig, Bundesamt für Gesundheit
François Weissbaum, Dienst für Kryptologie des VBS

Indikatoren� G1

Quelle: eigene Darstellung
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entenzuordnung erprobt werden, um 
so die Kostenhomogenität pro Be-
handlungsepisode zu überprüfen. Ein 
erster, auf der Grundlage der Typolo-
gie SQLape® durchgeführter Versuch 
ist ermutigend (Grafik G2): Anhand 
eines ausschliesslich aufgrund der 
Angaben der Versicherer erstellten 
Profils der ambulant behandelten Pa-
tienten dürften die jährlichen Kosten 
genauso präzise vorausgesagt werden 
können wie mit den im Spitalbereich 
aktuell angewandten Instrumenten 
(DRG-System). 

Der Ansatz in Form von Behand-
lungsepisoden dürfte die Homogeni-
tät der Patientengruppen verstärken 
und auch die Ärzte mit grosser Pa
tiententreue nicht benachteiligen. 
Denn ein zufriedener Patient be-
wirkt bei seinem Arzt einen Kosten-
zuwachs, wenn er ihn bei einem 
Rückfall oder einer neuen Erkran-
kung erneut konsultiert (neue Be-
handlungsepisode).

Wirkungsmessung der Pflege
leistungen auf den Gesund
heitszustand

Die Wirkung der Pflegeleistungen 
auf den Gesundheitszustand kann 

so leicht definiert werden. Oft wird 
ein Patient auch von mehreren Ärz-
ten betreut, insbesondere bei Mehr-
facherkrankungen. 

Es gilt daher, den Begriff «Be-
handlungsepisode» genauer zu defi-
nieren, d.h. eine Reihe aufeinander 
folgender Arztkonsultationen mit ei-
ner maximalen Unterbrechungs
dauer zwischen den einzelnen Kon-
sultationen zuzuordnen. Eine psychi-
atrische «Behandlungsepisode» bei-
spielsweise kann definiert werden 
als die Gesamtheit aller Konsultatio-
nen eines Patienten bei Psychiatern 
mit einer maximalen Unterbre-
chungsdauer von sechs Monaten. Die 
Zeitspanne zwischen den Konsulta-
tionen ist indes abhängig von der 
Krankheit und liegt bei weniger als 
zwei Monaten bei einer Infektions-
krankheit und bei mehreren Jahren 
bei Krebs. Ausserdem gilt es, die Vo-
raussetzungen, unter denen der Be-
griff Behandlungsepisode verwendet 
werden kann, näher zu umschreiben, 
insbesondere im Zusammenhang 
mit den einem Spitalaufenthalt vor-
ausgehenden und folgenden Konsul-
tationen, chronischen Leiden, Baga-
tellfällen oder Lebensenden.

Anhand ökonometrischer Modelle 
sollen verschiedene Systeme der Pati-

nen, ohne in einem kostspieligen 
Verfahren Daten zu den Diagnosen 
für ambulante Behandlungen zu er-
heben. Deshalb wird aufgrund der 
vom Arzt verschriebenen Medika-
mente auf die Gesundheitsprobleme 
der Versicherten geschlossen. Dieser 
Ansatz scheint einfach: Ein Patient, 
dem Insulin verabreicht wird, leidet 
beispielsweise an Diabetes. Viele 
medikamentöse Behandlungen kön-
nen so bestimmten Krankheiten wie 
Diabetes, Epilepsie, Depression, 
Gicht oder Hautentzündungen zu-
geordnet werden. Weniger klar sind 
die Indikationen hingegen bei ande-
ren Medikamenten, beispielsweise 
entzündungshemmenden Mitteln 
sowie Schlaf- oder Schmerzmitteln. 

Das Projekt verfolgt das Ziel, das 
Ausmass der fehlerhaften Zuord-
nungen (falsch positiv und falsch ne-
gativ) abzuschätzen, indem die für 
ambulante Behandlungen verfügba-
ren Angaben (verordnete Medika-
mente) den Diagnosen von Spitalpa-
tienten gegenübergestellt werden. 
Insbesondere folgende Punkte gilt 
es zu klären: 

Welche Medikamente erlauben es, •	
ein Krankheitsbild zu bestim-
men?
Welche Pathologien können nicht •	
aufgrund der abgegebenen Medi-
kamente bestimmt werden?
In welchen Bereichen können mit •	
Hilfe einer Detailanalyse der Me-
dikation dennoch bestimmte Pa-
thologien ergründet werden, bei-
spielsweise aufgrund der verschrie-
benen Dosis, der Verabreichungs-
art oder der Behandlungsdauer? 

Ambulante Behandlungs
episoden

Die Analyse der ambulanten Ver-
sorgung ist komplexer als jene der 
Spitalpflege. Ein Spitalaufenthalt ist 
mit dem Ein- und Austritt klar be-
grenzt. Zudem gibt es nur einen ein-
zigen Leistungserbringer: das Spital. 
Im ambulanten Bereich können Be-
ginn und Ende der Behandlung nicht 
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den Gesundheitsproblemen der Pa-
tienten ab. Ausserdem sind auch die 
Kosten anderer Leistungserbringer 
zu untersuchen: zum Beispiel Fach-
arztkonsultationen, Abgabe von Me-
dikamenten, Laboranalysen, medizi-
nische Bildgebungsmethoden, Phy-
sio- und Psychotherapien. Anhand 
der Modellierung des Behandlungs-
verlaufs, der Abgrenzung der ambu-
lanten Behandlungsepisoden und 
der Zuordnung der Gesundheitspro-
bleme können die medizinische «Pro-
duktion» abgebildet und die entspre-
chenden Kosten, unter Berücksich
tigung der Krankheitsbilder der Pa
tienten, Behandlungsepisoden zuge-
teilt werden.

Dabei geht es darum, die Behand-
lungskosten nach Behandlungsarten 
zu berechnen (jährliche Kosten bei 
chronischen Leiden, Kosten pro Be-
handlungsepisode bei akuten Er-
krankungen), indem die Kosten der 
verschiedenen Erkrankungen den 
verschiedenen Pflegeleistungen zu-
geteilt werden (Konsultationen, Me-
dikamente, Labor, usw.). Danach 
werden die von den einzelnen Ärz-
ten oder Ärztinnen ausgewiesenen 
Kosten den Kosten gegenüberge-
stellt, die in Abhängigkeit der Schwe-
re des Krankheitsbildes der Patien-
ten zu erwarten sind.  

Ausserdem werden Empfehlun-
gen erarbeitet, damit der Kostenver-
gleich zwischen den Ärzten und Ärz-
tinnen mit eigener Praxis statistisch 
fundiert möglich wird. Sofern die 
Stichprobe der verfügbaren Anga-
ben repräsentativ für die schweizeri-
sche Bevölkerung ist, können auf-
grund dieser Studie nationale Stan-
dards bestimmt werden. 

Potenziell vermeidbare 
Spitalaufenthalte

Ein Spitalaufenthalt gilt als poten-
ziell vermeidbar, wenn es sich um 
eine Erkrankung handelt, die bei op-
timaler medizinischer Betreuung 
normalerweise ambulant behandelt 
werden kann. Dazu gehören bei-

Prävention

Die Angaben der Krankenversi-
cherer dürften auch im Zusammen-
hang mit den Präventionsbemühun-
gen von Nutzen sein. Im Besonderen 
können auf dieser Grundlage die 
Prävalenz bestimmter Erkrankun-
gen ermittelt und die damit verbun-
denen Kosten genauer abgeschätzt 
werden. Diese Informationen sind 
wesentlich, da die Wirksamkeit von 
Präventionsprogrammen in erster 
Linie aus der Gegenüberstellung der 
Kosten und der finanziellen Wirkun-
gen (Reduktion der Morbidität und 
der damit verbundenen Kosten) ab-
geleitet werden. Primäres Ziel ist, 
zusammen mit den in der Prävention 
tätigen Organisationen Erkrankun-
gen zu bestimmen, die mit Präven
tionsprogrammen verhindert oder 
eingeschränkt werden könnten, zum 
Beispiel in den Bereichen Tabak-
konsum, Bekämpfung von Über
gewicht, Selbstmordversuche, Ver-
kehrsunfälle. Als Zweites soll für 
jede der ermittelten Erkrankungen 
festgestellt werden, ob die Prävalenz 
beziffert und die Kosten für die je-
weiligen Behandlungen abgeschätzt 
werden können. Als Drittes wird die 
Machbarkeit einer Schätzung des 
Kostenanteils geprüft, der auf die 
Risikofaktoren zurückzuführen ist, 
auf welche die Präventionsprogram-
me abzielen. Diese Studie sollte 
dann ermöglichen, die Bereiche, für 
welche die Angaben der Versicherer 
ausreichen, von denjenigen abzu-
grenzen, bei denen die Informa
tionslücken durch spezifische Daten-
erhebungen geschlossen werden 
müssen. 

Erstellen unterschiedlicher 
medizinischer Praxisprofile

Gegenwärtig sind es die Kranken-
kassen, welche die Ärzteschaft kont-
rollieren, und zwar im Wesentlichen 
auf der Grundlage des Rechnungs-
volumens. Die Kosten für ambulante 
Pflegeleistungen hängen indes von 

derzeit nur anhand internationaler 
Vergleiche zur behinderungsfreien 
Lebenserwartung sowie wissenschaft-
lichen Studien zu gezielten medizini-
schen Behandlungspraktiken gemes-
sen werden. Allerdings reichen die 
verfügbaren Informationen aus, um 
die Wirkung einer bestimmten Be-
handlung auf die Patienten systema-
tisch zu untersuchen. Dabei wird 
davon ausgegangen, dass sich der 
Gesundheitszustand eines Patien-
ten, der sich vermehrt in medizini-
sche Behandlung begibt oder Medi-
kamente mit erheblichen Nebenwir-
kungen verschrieben bekommt, 
verschlechtert. Beansprucht ein Pa-
tient hingegen weniger oder gar kei-
ne medizinische Behandlung mehr, 
deutet dies auf eine deutliche Ver-
besserung des Gesundheitszustan-
des oder eine Heilung hin. Ein bei 
psychischen Erkrankungen durch-
geführter Test bestätigt das Interes-
se eines solchen Ansatzes, zeigt 
gleichzeitig aber auch die damit ver-
bundenen Schwierigkeiten auf. In 
einer wissenschaftlichen Studie soll 
diese Vorgehensweise anerkannt 
und als zuverlässig nachgewiesen 
werden. 

Dazu werden im Rahmen von ex-
plorativen Datenanalysen die Kon-
sultationshäufigkeiten zur Unter-
scheidung genutzt. Geplant sind 
auch zielgerichtete statistische Tests 
zur korrekten Messung des Zufalls-
fehlers der festgestellten Abwei-
chungen und zur Quantifizierung 
der Wirkung der Pflegeleistungen 
(Verbesserung oder Verschlechte-
rung des Gesundheitszustandes) in 
Form eines Indexes. Zudem soll das 
Ausmass der zu behandelnden Ge-
sundheitsprobleme gemessen wer-
den, damit die Wirkung der Pflege-
leistungen abgeschätzt werden kann. 
Abschliessend wird der Begriff Effi-
zienz (Koeffizient zwischen der Wir-
kung der Pflegeleistungen und den 
eingesetzten Ressourcen) genau de-
finiert, und zwar insbesondere bei 
der Behandlung multipler Gesund-
heitsprobleme bei ein und derselben 
versicherten Person.
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Die Projektarbeiten laufen diesen 
Sommer an und dauern bis 2011. 

Für nähere Angaben vgl. auch: 
[1]	 Eggli, Y., Halfon, P., Chikhi, M., Bandi, T., Am-

bulatory healthcare information system: A 
conceptual framework. Health Policy 2006;78: 
26–38

[2]	 Eggli, Y., Halfon, P., Chikhi, M., Nguyen, L., 
Decollogny, A., Weissbaum, F., Analyse des 
prestations prises en charge par la LAMal. 
Cadre conceptuel et étude de faisabilité cen-
trée sur trois pathologies : cancer, diabète et 
affections mentales. Bern, BAG, 2007/nur 
französisch.

[3]	 Eggli, Y., Halfon, P., Chikhi, M., Bandi, T., Ka-
enzig, H., Analyse des prestations prises en 
charge par la LAMal. Sécurité sociale 
2007;3:131–135.

[4]	 Eggli, Y., Halfon, P., Chikhi, M., Bandi, T., Ka-
enzig, H., Diagnose gestützte Indikatoren zur 
Analyse der Krankenversicherung. Soziale Si-
cherheit 2007;3;131–135.

Yves Eggli, Dr. med., PhD, Assistenzprofes-
sor, Institut für Gesundheitsökonomie und 
Management (HEC), Universität Lausanne. 
E-Mail: yves.eggli@bluewin.ch

Mehdi Chikhi, lic. oec. BAG.  
E-Mail: mehdi.chikhi@bag.admin.ch

Till Bandi, Dr. oec. HSG, Leiter Sektion 
Statistik und Mathematik, Abteilung Auf-
sicht Krankenversicherung, BAG.  
E-Mail: till.bandi@bag.admin.ch

Herbert Känzig, lic. math., Statistik und 
Mathematik, Abteilung Aufsicht Kranken-
versicherung, BAG.  
E-Mail: herbert.kaenzig@bag.admin.ch

François Weissbaum, Dr. math. ETH, 
wissenschaftlicher Mitarbeiter, Kryptologie, 
VBS. 
E-Mail: francois.weissbaum@vtg.admin.ch

10 [WHO]), ihn zu bestätigen und 
allenfalls zu ergänzen bzw. zu er-
weitern. Die Eignung des Indika-
tors soll zudem im Hinblick auf die 
möglichen Kritikpunkte sorgfältig 
geprüft werden. Sind die von den 
Forschern vorgeschlagenen Erkran-
kungen wirklich von der Qualität 
der ambulanten Pflege abhängig 
(z.B. Herzinsuffizienz)? Unter wel-
chen Bedingungen können die po-
tenziell vermeidbaren Spitalaufent-
halte auf die Behandlungspraktiken 
zurückgeführt werden (z.B. Spital-
aufenthalt eines Patienten, der seit 
über sechs Monaten keine medizi-
nischen Leistungen mehr bean-
sprucht hat)? 

Der Zähler wird zusammen mit 
den Angaben der Medizinischen 
Statistik der Krankenhäuser berech-
net (potenziell vermeidbare Spital-
aufenthalte). Dabei gilt es zu prüfen, 
ob die Angaben der Versicherer (zur 
Hauptsache Verschreibung von Me-
dikamenten) ausreichen, um die Er-
gebnisse an das medizinische Profil 
der versicherten Person anzupas-
sen.

spielsweise Spitalaufenthalte auf-
grund von Asthmaerkrankungen, 
Diabetes, bakterieller Pneumonie, 
gynäkologischer Infektionen.

Gemäss internationalen wissen-
schaftlichen Studien sind 3 bis 12 
Prozent der Spitalaufenthalte poten-
ziell vermeidbar. Wird dieses Ergeb-
nis auf die Schweiz hochgerechnet, 
so würde dies rund 500 Millionen bis 
2 Milliarden Franken pro Jahr ent-
sprechen. 

Dieser Indikator ist auch deshalb 
von erheblichem Interesse, weil es 
der einzige auf die ambulante Pflege 
anwendbare Qualitätsindikator ist, 
der sich gestützt auf die vorhandenen 
Routineangaben berechnen lässt. Ein 
erster Schnelltest hat gezeigt, dass 
erhebliche kantonale Unterschiede 
bestehen (Grafik G3). 

In erster Linie verfolgt dieser Teil 
der Studie das Ziel, den internatio-
nal gebräuchlichen Indikator an die 
schweizerischen Gegebenheiten 
anzupassen (Umkodierung des 
amerikanischen ICD-9-CM Inde-
xes auf die Internationale Klassifi-
kation der Krankheiten – Version 

Potenziell vermeidbare Spitalaufenthalte� G3

* PAH: Potentially avoidable hospitalisations 
Quelle: eigene Darstellung
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Jürg Krummenacher
EKFF-Präsident und Direktor Caritas Schweiz 

familie, generationen und gesellschaft

Familien – Erziehung – Bildung

Die Bildungschancen sind in der 
Schweiz sehr ungleich verteilt. Der 
soziale Hintergrund der Familie hat 
den grössten Einfluss auf die Bil-
dungschancen. Besonders benach-
teiligt sind Kinder mit Migrations-
hintergrund. Zu diesem Ergebnis 
kommt die neue Publikation der 
Eidgenössischen Koordinationskom
mission für Familienfragen (EKFF) 
«Familie – Erziehung – Bildung». In 
dieser Publikation beleuchtet die 
EKFF die soziale und kulturelle 
Herkunft und die damit verbunde-
nen Chancen im Bereich der Erzie-
hung und Bildung. 

Ungleiche Verteilung der 
Bildungschancen

Urs Moser und Andrea Lanfran-
chi analysieren die Ergebnisse des 
internationalen Schulleistungsver-
gleichs PISA im Hinblick auf den 

Zusammenhang zwischen sozialer 
Herkunft und Schulerfolg. Die Au-
torInnen stellen fest, dass die Bil-
dungschancen in der Schweiz sehr 
ungleich verteilt sind. Der grösste 
Einfluss auf die Schulleistungen und 
damit auf die Bildungschancen 
kommt dem sozialen Hintergrund – 
gemessen an Ausbildung, Einkom-
men und Bildungsnähe – der Familie 
zu. Besonders benachteiligt sind 
Kinder mit einem Migrationshinter-
grund. Ihr Anteil ist in der Schweiz 
deutlich höher als in den meisten an-
deren OECD-Staaten. Bei Schulein-
tritt verfügen viele dieser Kinder 
meist nur über rudimentäre Kennt-
nisse der Unterrichtssprache, wes-
halb sie nicht in der Lage sind, dem 
Unterricht in genügendem Mass zu 
folgen. Durch das bestehende Bil-
dungsangebot können diese primä-
ren sozialen Ungleichheiten in den 
ersten beiden Jahren der Eingangs-
stufe nicht kompensiert werden. Die 

Kinder erbringen deshalb Leistun-
gen, die oft in keiner Weise ihrem 
Leistungspotenzial entsprechen. 

Urs Moser und Andrea Lanfran-
chi gehen dabei insbesondere der 
Frage nach, was Bildungssysteme 
und Schulen unternehmen sollten, 
damit alle Kinder ihr Potenzial opti-
mal nützen können. 

Grosse Bedeutung der frühen 
Kindheit

Die Bildung beginnt bereits am 
Wickeltisch. Die frühe Kindheit, also 
die ersten vier bis sechs Lebensjahre, 
stellen gemäss Susanne Viernickel 
und Heidi Simoni eine Zeit dar, in 
der ein rasanter Zuwachs an Wissen 
und Können erfolgt und wesentliche 
Grundlagen für später folgende Bil-
dungsaufgaben gelegt werden. Die 
Bildungsbiografie eines Kindes be-
ginnt bei seiner Geburt. Eine zen
trale Rolle spielen die Vielfalt und 
Komplexität kindlicher Alltagser-
fahrungen. Bildung lässt sich als 
kontinuierlicher, allerdings nicht li-
nearer Prozess umschreiben, der 
durch ein Wechselspiel zwischen in-
dividuellen Selbstbildungspotenzia-
len des Kindes einerseits sowie den 
Angeboten und Reaktionen der 
Umwelt andererseits charakterisiert 
ist. Das Kind ist somit ein aktiver 
Mitgestalter des eigenen Bildungs-
prozesses. In der Auseinanderset-
zung mit seiner materiellen und sozi-
alen Umwelt erwirbt das Kind kultu-
rell geprägte Wissensbestände und 
entwickelt fundamentale und nach-
haltig wirksame Annahmen über 
sich selbst als Person, seine Eigen-
schaften und Fähigkeiten. Das Kind 
speichert die gewonnenen Informa-
tionen über eine Situation nicht iso-
liert, sondern in zusammenhängen-
der Form als Schema oder Skript. 

Die Eidgenössische Koordinationskommission für Familienfragen EKFF 
geht in ihrer neuen Publikation «Familien-Erziehung-Bildung» den 
Verknüpfungen zwischen sozialer und kultureller Herkunft der Familien 
und den damit verbundenen Chancen im Bereich von Erziehung und 
Bildung nach. Der Bericht wurde am Forum «Familienfragen» 2008 in 
Bern vorgestellt.

	 Familie, Generationen und Gesellschaft	 Eidgenössische Koordinationskommission für Familienfragen



244� Soziale Sicherheit CHSS 4/2008

	 Familie, Generationen und Gesellschaft	 Eidgenössische Koordinationskommission für Familienfragen

stil nicht grundsätzlich von «Schwei-
zer Familien». Sowohl bei «Schwei-
zer Familien» als auch bei Familien 
mit Migrationshintergrund domi-
niert der demokratische Erziehungs-
stil, auch wenn bei Migrationsfamili-
en häufiger eine autoritäre Kontrolle 
ausgeübt wird.

Unterschiede gibt es hingegen in 
der Vermittlung der Werte. Wäh-
renddem Schweizer Eltern eher da-
zu tendieren, individualistische Wer-
te zu vermitteln, stehen bei Migrati-
onsfamilien eher kollektivistische 
Werte im Vordergrund. Die beiden 
Autorinnen führen dies jedoch auch 
auf die Migrationssituation und die 
spezifischen Herausforderungen der 
Integration zurück. 

Wichtige Rolle der 
Zusammenarbeit von Eltern 
und Lehrpersonen

Weil die Familie in Bildungsver-
läufen eine wichtige Rolle spielt, be-
fassen sich Markus P. Neuenschwan-
der, Andrea Lanfranchi und Claudia 
Ermert mit dem Spannungsfeld Fa-
milie – Schule. Sie gehen der Frage 
nach, wie die Familien in ihren Auf-
gaben gezielt unterstützt und geför-
dert werden können. Nach Auffas-
sung der AutorInnen bauen Kinder 
und Jugendliche in der Interaktion 
mit den anderen Familienmitglie-
dern «Weltwissen» auf.

Schulische Motivation und die 
Leistungen der Kinder werden durch 
familiäre Prozesse wesentlich gefor-
dert. Als besonders wirksam erwei-
sen sich dabei eine stimulierende 
Umgebung, ein Erziehungsstil, der 
auf Wärme und Sympathie basiert 
und Orientierung ermöglicht, eine 
autonomiebezogene Unterstützung 
bei den Hausaufgaben, hohe leis-
tungsbezogene Erwartungen der El-
tern sowie die Art und Weise, wie 
Eltern Erfolg und Misserfolg ihrer 
Kinder erklären.

Eine wichtige Rolle kommt auch 
der Zusammenarbeit von Eltern und 
Lehrpersonen zu. Je besser diese 

Aushandeln basiert und eine ständige 
Auseinandersetzung mit sehr ver-
schiedenen Umwelten beinhaltet.

Oelkers weist darauf hin, dass die 
meisten Jugendlichen in der Schweiz 
die Reifungskrise des Jugendalters 
problemlos bewältigen. Im Unter-
schied zur öffentlichen Wahrneh-
mung, die oft durch Alarmismus ge-
prägt ist, verhält sich nur eine kleine 
Minderheit von Jugendlichen sozial 
auffällig. Skeptisch zeigt sich der Au-
tor auch gegenüber dem oft behaup-
teten Anstieg der Jugendgewalt. 
Aufgrund der Analyse verschiede-
ner Statistiken kommt er zum 
Schluss, die Zahlen würden nicht auf 
einen «massiven Zuwachs» hindeu-
ten, auch wenn einzelne schockie-
rende Ereignisse die Öffentlichkeit 
stark beschäftigt hätten. 

Keine grundlegenden 
Kulturkonflikte

Wie Denise Efionayi und Rosita 
Fibbi zu den Erziehungsfragen in 
Migrationsfamilien feststellen, dürf-
te die Übervertretung in der Strafur-
teilsstatistik von männlichen Jugend-
lichen mit Herkunft aus den Ländern 
des ehemaligen Jugoslawien oder 
anderen südeuropäischen Ländern 
stärker mit der sozialen Schichtzuge-
hörigkeit als mit dem kulturellen 
Hintergrund zu tun haben. Familien 
aus diesen Ländern gehören über-
durchschnittlich häufig der sozialen 
Unterschicht an. Eine wichtige Rolle 
spielen auch die Marginalisierung 
und Perspektivelosigkeit dieser Ju-
gendlichen, die Erfahrung von Ge-
walt in der eigenen Familie oder im 
Herkunftsland sowie generell ein 
ungünstiges familiäres Umfeld. De-
nise Efionayi und Rosita Fibbi wei-
sen auch darauf hin, dass der kultu-
relle Hintergrund von Migrationsfa-
milien keineswegs so homogen ist, 
wie er oft dargestellt wird. Das gilt 
selbst für Migrationsfamilien, die aus 
dem gleichen Herkunftsland stam-
men. Migrationsfamilien unterschei-
den sich auch bezüglich Erziehungs-

Auf diese Skripte greift das Kind je-
weils zurück, um eine aktuelle Situa-
tion einzuordnen und sein Verhalten 
zu steuern. Das spezifische Vorwis-
sen, das ein Kind mitbringt, beein-
flusst die späteren Lernerfolge und 
Leistungen.

Für den Erwerb kognitiven und 
sozialen Wissens ist das Kind auf In-
teraktion und Kommunikation an-
gewiesen. Zentrales Werkzeug ist die 
Sprache. Von besonderer Bedeutung 
für den Verlauf kindlicher Bildungs-
prozesse ist jedoch auch der Aufbau 
von sicheren Bindungsbeziehungen 
zwischen dem heranwachsenden 
Kind und seinen Bezugspersonen. 
Hier kommt namentlich auch der 
Familie eine zentrale Rolle zu. Die 
Familie ist nach wie vor der Ort, der 
am stärksten und nachhaltigsten auf 
die kindliche Entwicklung und Bil-
dung Einfluss nimmt.

Problemlose Bewältigung der 
Reifungskrise im Jugendalter

Jürgen Oelkers setzt sich mit den 
Erziehungsfragen im Jugendalter 
auseinander. Im Jugendalter, das 
heisst in der Entwicklungsphase zwi-
schen dem 13. und 18. Lebensjahr, 
durchleben Jugendliche eine inten
sive Zeit der Reifung, die durch die 
Ablösung von den Eltern oder ande-
ren Bezugspersonen gekennzeichnet 
ist. Diese Adoleszenzkrise ist histo-
risch gesehen nicht neu. Verändert 
haben sich jedoch die Lebenswelten 
und Erfahrungsräume der Jugend
lichen. Die längere Schul- und Lehr-
zeit führt zu einer verlängerten mate-
riellen Abhängigkeit von den Eltern 
und erschwert die Ablösung. Neue 
Risiken stellen auch die hohe Kom-
merzialisierung und Mediatisierung 
der Lebenswelt von Jugendlichen 
dar. Gewandelt haben sich ebenfalls 
die Erziehungsformen. Der Prozess 
der Erziehung ist im Vergleich zu frü-
her schwieriger und anspruchsvoller 
geworden. Erziehung lässt sich heute 
laut Oelkers am besten als fortgesetz-
te Problemlösung verstehen, die auf 



Soziale Sicherheit CHSS 4/2008 � 245

	 Familie, Generationen und Gesellschaft	 Eidgenössische Koordinationskommission für Familienfragen

der ausländischen Bevölkerung be-
trägt im Alter von 20 bis 39 Jahren 
30 %. Anzustreben ist deshalb eine 
«Kultur der Vielfalt», die den kultu-
rellen Unterschieden Rechnung trägt. 
Die EKFF befürwortet die Förde-
rung von transkulturellen Kompe-
tenzen in Verwaltung und öffent
lichen Institutionen sowie der ver-
mehrte Einbezug von MigrantInnen 
in Entscheidungsprozesse.

5. Die Zusammenarbeit zwischen 
Familie und Schule verbessern

Es ist wichtig, dass eine Zusam-
menarbeit zwischen Familie und 
Schule stattfindet und die Ziele von 
Eltern und Lehrpersonen besser 
aufeinander abgestimmt werden. Im 
Weiteren sollten auch die schuli-
schen Übertrittsverfahren geprüft 
werden. Von zentraler Bedeutung ist 
dabei ebenfalls, dass die Kompeten-
zen von Lehrpersonen im Umgang 
mit Familien mit Migrationshinter-
grund gezielt gefördert werden. 

Informationen 

Familien-Erziehung-Bildung, 
Eidg. Koordinationskommission für 
Familienfragen (Hrsg.), Bern 2008, 
87 Seiten, Bestellnr. 301.608 d, Preis: 
25 Franken; Vertrieb BBL, www.
bundespublikationen.ch, im PDF-
Format abrufbar unter www.ekff-
coff.ch: «Publikationen».

Jürg Krummenacher, Dr. h. c., lic. phil., 
Präsident der Eidgenössischen Koordinati-
onskommission für Familienfragen (EKFF) 
und Direktor Caritas Schweiz.  
E-Mail: jkrummenacher@caritas.ch

das Projekt Harmonisierung der ob-
ligatorischen Schule (HarmoS) und 
fordert einen Ausbau der familien- 
und schulergänzenden Betreuungs-
angebote, eine gesicherte Unter-
richtsqualität und insbesondere für 
Kinder mit Migrationshintergrund 
einen Ausbau der Sprachförderung. 

2. Von Geburt an in die Bildung 
investieren

Die Kindertagesstätten sind zu 
Bildungsorten weiterzuentwickeln, 
d.h. es braucht eine Professionalisie-
rung der familienergänzenden Kin-
derbetreuung. Die Kindertagesstät-
ten sollten so beispielsweise auch 
vermehrt die Eltern beraten und un-
terstützen können. Wichtig ist auch, 
dass die institutionellen Übergänge 
sorgfältig ausgestaltet werden.

3. Die Ursachen der Jugendgewalt 
sehen und angehen 

Über das Ausmass der Jugendge-
walt gibt es keine verlässlichen Zah-
len. In der Strafurteilsstatistik sind 
ausländische Jugendliche zwar über-
vertreten. Gründe dafür sind vor al-
lem in sozialer Benachteiligung, 
schlechter Integration, einem un-
günstigen familiären Umfeld und ei-
genen Gewalterfahrungen in den 
Herkunftsländern oder in der Fami-
lie zu suchen.

Massnahmen gegen die Jugendge-
walt sollten laut der EKFF in der 
Prävention und Früherkennung von 
gefährdeten Kindern, in vermehrten 
Anstrengungen zu einer besseren 
sozialen Integration, der Verstär-
kung der Gewaltprävention an den 
Schulen und in der gezielten Ausge-
staltung von Bildungsangeboten für 
stark belastete Eltern und Eltern mit 
Migrationshintergrund ansetzen.

4. In einer «Kultur der Vielfalt»  
die Integration der ausländischen 
Bevölkerung unterstützen

Familien mit Migrationshinter-
grund gehören überdurchschnittlich 
oft unteren Schichten an. Der Anteil 

Zusammenarbeit gelingt, desto posi-
tiver ist die Schuleinstellung der El-
tern. Allerdings haben bildungsferne 
Eltern in Gesprächen mit Lehrper-
sonen Schwierigkeiten, ihre Anlie-
gen, insbesondere auch bei Selekti-
onsentscheiden, angemessen zu ver-
treten. Ein wirksames Mittel zum 
Ausgleich ungerecht verteilter Bil-
dungschancen würden gemäss den 
Autoren und der Autorin das Ange-
bot von Tagesstrukturen und der 
Ausbau institutioneller familien- und 
schulergänzender Betreuung dar-
stellen. Von entscheidender Bedeu-
tung ist dabei jedoch die Qualität 
dieser Einrichtungen.

Kindern mit Migrationshinter-
grund würden solche Einrichtungen 
auch die Möglichkeit bieten, ihre 
sprachliche Kompetenz besser zu 
entwickeln und so auch einen Bei-
trag zur besseren Integration zu leis-
ten. Voraussetzung dafür ist aber, 
dass die Betreuungszeit gezielt pä
dagogisch gestaltet wird. Schliesslich 
können auch Angebote im Bereich 
der Elternbildung und Trainings
kurse die Eltern in ihrer Erziehungs-
arbeit unterstützen. Ein geeigneter 
Ansatz für bildungsferne Eltern sind 
vor allem Hausbesuchsprogramme.

Empfehlungen der EKFF

Die Eidgenössische Koordina
tionskommission für Familienfragen 
(EKFF) leitet daraus fünf Empfeh-
lungen ab, die im Folgenden poin-
tiert und stichwortartig zusammen-
gefasst werden. Die detaillierten Aus-
führungen zu den einzelnen Emp-
fehlungen können in der Publikation 
nachgelesen werden. 

1. Die Fähigkeiten und 
Kompetenzen aller Kinder und 
Jugendlichen fördern

Das grösste Potenzial zum Aus-
gleich ungleicher Bildungschancen 
liegt in der frühen Kindheit. Die 
EKFF unterstützt aus diesem Grund 
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parlament

Sozialpolitik

08.3358 – Interpellation Fasel 
Hugo, 12.6.2008: 
Europäisches Jahr zur Bekämpfung 
von Armut und sozialer Ausgren
zung

Nationalrat Hugo Fasel (CSP, FR) 
hat folgende Interpellation einge-
reicht:

«Die Europäische Kommission hat 
am 12. Dezember 2007 das Jahr 2010 
zum Europäischen Jahr zur Bekämp-
fung von Armut und sozialer Aus-
grenzung ausgerufen. Die Kampagne, 
für die 17 Millionen Euro bereitge-
stellt werden, soll die von der EU ein-
gegangene Verpflichtung bekräftigen, 
die Beseitigung der Armut bis 2010 
entscheidend voranzubringen. Im 
November 2006 hat das Schweizer 
Parlament dem Bundesrat den Auf-
trag erteilt, für die Schweiz eine nach-
haltige Strategie zur Bekämpfung 
von Armut und sozialer Ausgrenzung 
zu formulieren. Der Auftrag wird 
vom Bundesamt für Sozialversiche-
rungen wahrgenommen. Das Euro-
päische Jahr 2010 sollte deshalb zum 
Anlass genommen werden, in der 
Umsetzung der ‹Armutsbekämp-
fungsstrategie› einen sicht- und wahr-
nehmbaren Schwerpunkt zu setzen. 
Ich bitte deshalb den Bundesrat um 
die Beantwortung folgender Fragen: 

Wird sich die Schweiz am Europä-1.	
ischen Jahr 2010 zur Bekämpfung 
von Armut und sozialer Ausgren-
zung beteiligen? 
Welche Aktivitäten sind vorgese-2.	
hen?
Wie gross ist das verfügbare Bud-3.	
get? 

Wann wird der Bundesrat seine 4.	
‹Armutsbekämpfungsstrategie› 
dem Parlament vorlegen?»

Invalidenversicherung

08.3374 – Motion Goll 
Christine,12.6.2008:
Umsetzung der 5. IV-Revision in der 
Bundesverwaltung

Nationalrätin Christine Goll (SP, 
ZH) hat folgende Motion einge-
reicht:

«Der Bundesrat wird beauftragt, 
einen aktiven Beitrag zur Umsetzung 
der 5. IV-Revision zu leisten, indem 
er bis im Jahr 2015 mindestens 1 Pro-
zent der gesamten Personalkosten 
des Bundes für angepasste Arbeits-
plätze und Aufgaben für Menschen 
mit Behinderungen einsetzt. Gleich-
zeitig stellt er eine professionelle Be-
gleitung und Beratung während der 
Integrationszeit für diejenigen Bun-
desämter sicher, welche sich für die 
Einrichtung von behindertengerech-
ten Stellen einsetzen.

Begründung
Seit 1. Januar 2008 ist die 5. IV-

Revision in Kraft, welche der Grund-
philosophie der Invalidenversiche-
rung ‹Integration vor Rente› zur 
konsequenten Umsetzung verhelfen 
soll. Ziel der Revision ist es, einer-
seits die Früherfassung von Leis-
tungsschwächen und die Frühinter-
vention bei drohendem Verlust der 
Arbeitsfähigkeit zu unterstützen so-
wie vermehrt bisherige IV-Rentne-
rinnen und -Rentner wieder zurück 
in den ersten Arbeitsmarkt zu brin-
gen, um ihnen zu ermöglichen, sich 
ihren Lebensunterhalt ganz oder zu-
mindest teilweise wieder zu erarbei-
ten. Eine Integration in den Arbeits-
markt unterstützt sowohl die Vor-
sorge als auch die soziale Absiche-
rung der Betroffenen und entlastet 
somit die Sozialwerke. Die entspre-
chenden Massnahmen wurden ein-
geleitet, wobei heute feststeht, dass 
ein deutlicher Mangel an zusätzli-
chen Arbeitsplätzen besteht.

Niemand spricht den Menschen mit Behinde-
rungen ihren Anspruch auf einen Arbeitsplatz 
oder der Teilhabe an der Gesellschaft ab, doch 
werden für sie kaum adäquate Arbeitsplätze 
geschaffen, obwohl dafür die nötigen gesetzli-
chen Grundlagen auch für die Bundesverwal-
tung bestehen, beispielsweise im Bundesperso-
nalgesetz oder im Behindertengleichstellungs-
gesetz. Ohne Arbeitsplätze in Wirtschaft und 
Verwaltung wird das Integrationsziel der 5. IV-
Revision nicht erreicht werden. Es ist deshalb 
dringend notwendig, dass die Bundesverwal-
tung ein sichtbares Zeichen für die Umsetzung 
der 5. IV-Revision und für die Gleichstellung 
der Menschen mit Behinderungen setzt.»

08.3385 – Interpellation Humbel Näf Ruth, 
12.6.2008:
Hörgeräteversorgung. Wettbewerb statt 
staatliche Administration

Nationalrätin Ruth Humbel Näf (CVP, AG) 
hat folgende Interpellation eingereicht:

«Im Zusammenhang mit dem Vorhaben des 
BSV, mittels internationaler Ausschreibung 
den Hörgerätemarkt zu regeln, stelle ich dem 
Bundesrat folgende Fragen: 

Warum setzt er auf die Einzelmassnahme 1.	
Ausschreibungen statt auf ein ganzheitliches 
Massnahmenpaket, wie es von der EFK emp-
fohlen und mit Motionen verlangt wird? 
Warum entwickelt er lediglich eine2.	  ange-
botsseitige Massnahme, obwohl gemäss 
EFK das Problem vorwiegend bei der Nach-
frage besteht? 
Mit welchen Mehrkosten für Ausschreibun-3.	
gen, Administration und Logistik rechnet 
der Bundesrat? Wie rechtfertigt er diese 
Mehrausgaben? 
Welche wettbewerblichen Modelle wurden 4.	
neben dem Ausschreibungsmodell geprüft, 
um die Preise der Hörgeräte zu Lasten der 
Sozialversicherungen wirksam zu senken? 
Warum arbeitet das BSV nicht an einer Lö-5.	
sung, welche auch mit Massnahmen auf der 
Nachfrageseite (Selbstbehalte, Eintritts-
schwelle, Expertisen, etc.) das Mengen-
wachstum eindämmt? 
Ist er bereit, mit den betroffenen Kreisen 6.	
ganzheitliche Lösungen zu diskutieren und 
zu erarbeiten? 

Begründung
Die Kosten im Hilfsmittelbereich, nament-

lich auch bei den Hörgeräten, müssen wirksam 
reduziert werden. Mit der Begründung, dass 

	 Parlament	 Parlamentarische Vorstösse

Das BSV bietet im Internet eine Zusam-
menstellung der parlamentarischen 
Vorstösse im Bundesparlament an zu den 
Themen Kinder, Jugend, Familien und 
Generationen. Link: www.bsv.admin.ch/
themen/zulagen/00062/index.html?lang=de
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kel 107 des Parlamentsgesetzes rei-
che ich folgende parlamentarische 
Initiative ein: 

Die Bundesgesetze sollen so geän-
dert werden, dass die Kantone die 
Möglichkeit haben, einen Vater-
schaftsurlaub einzuführen und die-
sen durch die Erhebung von paritäti-
schen Beiträgen auf der Grundlage 
einer kantonalen Regelung zu finan-
zieren.

Begründung
Gemäss dem Bundesgesetz über 

die Mutterschaftsversicherung von 
2005 können die Kantone eine hö-
here oder länger dauernde Mutter-
schafts- oder eine Adoptionsent-
schädigung vorsehen. Angesichts des 
sozialen Wandels der Rolle des Va-
ters gegenüber dem Neugeborenen 
wäre es wünschenswert, den Kanto-
nen neuen Handlungsspielraum ein-
zuräumen und ihnen die Möglichkeit 
zu geben, einen Vaterschaftsurlaub 
einzuführen und für die Finanzie-
rung der kantonalen Vaterschafts-
versicherung gesonderte Sozialbei-
träge zu erheben. 

Beide Räte hatten bereits Gele-
genheit, über die Einführung eines 
Vaterschaftsurlaubes zu debattie-
ren. Auch wenn die Meinungen hin-
sichtlich des Nutzens eines solchen 
sozialen Instrumentes auseinander-
gehen, so dürfte doch Einigkeit dar-
über bestehen, dass die Kantone 
selber entscheiden können, ob sie 
diese neue Möglichkeit einführen 
wollen. Denn wieso sollte man den 
Kantonen in unserem föderalisti-
schen System eine solche zusätzli-
che Gestaltungsfreiheit verwehren? 
Gegebenenfalls müssen die Kanto-
ne die nötigen gesetzlichen Mass-
nahmen selber treffen. Zur Ermög-
lichung der Kantonsautonomie in 
diesem Bereich muss allerdings das 
Bundesrecht geändert werden, na-
mentlich das Obligationenrecht, das 
den Anspruch auf Urlaub abschlies
send regelt.»

schränkungen die Ziele der Krip-
penfinanzierung nicht gefährden? 

3.	Ist er bereit, seine Subventionie-
rung von Kinderkrippen auf jene 
Kantone zu konzentrieren, die 
keine übermässig hohen Zulas-
sungshürden verlangen? 

4.	Ist er bereit, bundesrechtlich ma-
ximale Zulassungsvoraussetzun-
gen zu erlassen? 

Begründung
Die grosse Nachfrage nach familien

externer Betreuung kann noch im-
mer nicht befriedigt werden. Es be-
stehen jahrelange Wartelisten. Der 
Grund liegt auch in den teilweise 
komplizierten Bewilligungshürden. 
In den Kantonen bestehen verschie-
dene zum Teil sehr hohe Zulassungs-
hürden für die Gründung von Kin-
derkrippen. Eine erfahrene Mutter 
kann so heute kaum ein Betreuungs-
angebot für mehrere Kinder anbie-
ten, sogar wenn sie das Vertrauen der 
Eltern hätte. Nachbarschaftliche Hil-
fe wird behindert. Dies führt zu einer 
künstlichen Verknappung des Ange-
botes, was den vom Bund anvisierten 
Zielen bei der Subventionierung von 
Krippen zuwiderläuft. Es ist schon 
vorgekommen, dass Krippen gegen 
den Willen der Eltern geschlossen 
worden sind. Qualitative Mindestvor-
schriften sind womöglich sinnvoll, 
führen aber in der Regel zu einer Ab-
schottung des Angebotes, einer Ein-
schränkung der verfassungsmässigen 
Wirtschaftsfreiheit und einer unzu-
lässigen Bevormundung der Eltern.»

08.430 – Parlamentarische Initia
tive Hodgers Antonio, 2.6.2008:
Einführung eines kantonalen 
Vaterschaftsurlaubs und dessen 
Finanzierung über die Erwerbser
satzordnung 

Nationalrat Antonio Hodgers 
(GPS, GE) hat folgende Parlamenta-
rische Initiative eingereicht:

«Gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 
der Bundesverfassung und auf Arti-

im Hilfsmittelbereich der Wettbe-
werb verstärkt werden muss, hat der 
Bundesrat zwei Motionen (05.3276 
und 05.3154 entgegengenommen, 
welche beide mehr Wettbewerb bei 
den Hilfsmitteln verlangen. Das BSV 
plant nun jedoch einen administrativ 
aufwändigen, staatlich verwalteten 
Wettbewerb mit einem rechtlich 
fragwürdigen, komplizierten und re-
kursanfälligen Ausschreibungsver-
fahren. Dabei sollen nur noch 2-4 
Hersteller zum Zuge kommen. Statt 
wettbewerbliche Vielfalt entsteht ein 
staatlich kontrolliertes Oligopol. 
Dieses Vorgehen ist innovationsge-
fährdend, wirtschafts- und konsu-
mentenfeindlich. Diese Massnahme 
betrifft zudem nur die Gerätepreise. 
Eine Gesamtschau aller Kostenfak-
toren scheint dagegen erfolgverspre-
chender. Im Gegensatz zum BSV hat 
im Juli 2007 die Eidgenössische Fi-
nanzkontrolle vorgeschlagen, die 
Hörgeräteversorgung zu vereinfa-
chen, mit einem Selbstbehalt auf be-
sonderen Geräten und weiteren 
Massnahmen auf die enorme Zu-
nahme der Menge einzuwirken. Die 
vorgeschlagenen Massnahmen wür-
den für alle Akteure Anreize zu ei-
nem sparsamen Umgang mit den fi-
nanziellen Mitteln setzen.»

Familienfragen 

08.3395 – Interpellation Segmüller 
Pius, 12.6.2008:
Zulassungsvoraussetzungen bei der 
Eröffnung von Kinderkrippen. 
Auswirkungen

Nationalrat Pius Segmüller (CVP, 
LU) hat folgende Interpellation ein-
gereicht:
«1. Wie beurteilt der Bundesrat die 

gegenwärtigen Zulassungsvoraus-
setzungen und deren Auswirkun-
gen auf das Angebot an familie-
nexternen Betreuungsplätzen? 

2.	Welche Massnahmen will er tref-
fen, damit die Zulassungsbe-
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	 Parlament	 Gesetzgebung: Vorlagen des Bundesrates

Gesetzgebung: Vorlagen des Bundesrates, Stand 31. Juli 2008
Vorlage	 Datum 	 Publ. im	 Erstrat		  Zweitrat		  Schluss-	 Inkrafttreten/ 
	 der Botschaft	 Bundesblatt					     abstimmung	 Volksentscheid 
			   Kommission	 Plenum	 Kommission	 Plenum	 (Publ. im BBl)

KVG – Vorlage 1B	 26.5.04	 BBl 2004,	 SGK-SR	 SR	 SGK-NR	 5.3., 4.6.08	 13.6.08 (Teil 2)	 14.6.08 (Teil 2) 
Vertragsfreiheit	 	 4293	 21./22.6.04	 6.12.07	 30.6.04, 18.1.,	 (Teil 2) 
			   30.5., 21.+23.8.06,	(Teil 2	 2.6.08 (Teil 2) 
			   8.1., 15.2., 	 verl. Zulassungs- 
			   15.10, 9.11.07	 stopp) 27.5.,  
			   18.2.08 (Teil 1)	 5.6.08 (Teil 2) 
			   18.3., 5.6.08  
			   (Teil 2), 14.4.,  
			   13.5., 27.6.08 (Teil 1)

KVG – Vorlage 1D	 26.5.04	 BBl 2004,	 SGK-SR	 SR	 SGK-NR 
Kostenbeteiligung	 	 4361	 21./22.6.,	 21.9.04	 30.6.04 
			   23./24.8.04

KVG – Vorlage 2A	 15.9.04	 BBl 2004,	 SGK-SR	 SR	 SGK-Nr	 NR (1. Teil	 21.12.07	 1.1.09 
Spitalfinanzierung	 	 5551	 18./19.10.04,	 20.9.05 (Rückw.	 7.4., 4.5.,	 ohne Risikoaus-	(Teil 1 und 2) 
und Risikoausgleich			   24./25.1.,	 an die SGK-SR)	 6./7.7., 7.9.,	 gleich) 
			   27./28.6., 30.8.,	 7./8.3.06,	 2.+22./23./	 20./21./22.3., 
			   21.9., 31.10.05,	 24.9.07, 6.12.,	 24.11.06	 3.10.07 
			   23./24./25.1., 	 20.12. (Teil 1),	 27.4., 13.9.07	 (Risikoaus- 
			   21.2.06, 3./4.5., 	 6.12., 18.12.,	 (Risikoausgl.)	 gleich) 
			   2.7.,27.8.07 	 20.12. (Teil 2)	 25.10.	 4.12., 17.12., 
			   (1. Teil ohne		  (Diff. Teil 1),	 20.12. (Teil 1) 
			   Risikoausgleich)		  20.12.07	 4.12., 17.12., 
			   Subkomm.		  (Diff. Teil 1 und 2)	 19.12., 20.12. 
			   28.2., 22.+31.3.,			   (Teil 2) 
			   11.4., 30.5., 11.8., 
			   24.10.05, 3./4.5., 
			   2.7., 15.10. (Diff. 
			   Risikoausgleich) 
			   20.12.07 (Diff. Teil 1 und 2)

KVG – Vorlage 2B	 15.9.04	 BBl 2004,	 SGK-SR	 SR	 SGK-NR	 NR 
Managed Care		  5599	 18./19.10.04	 5.12.06	 25.10.07, 10.3.,	 4.12.07 
			   30.5., 21./23.8.,	 (1. Teil ohne	 24.4.08	 (2. Teil 
			   12./13.9.,	 Medikamente),	 (2. Teil	 Medikamente) 
			   16./17.10., 	 13.6.07, 4.3.08	 Medikamente)	 4.6.08 
			   13.11.06,	 (2. Teil		  (2. Teil Diff.) 
			   2. Teil Medika-	 Medikamente) 
			   mente: 9.1., 15.2.,	4.3.08 (2. Teil 
			   26.3., 3.5., 13.9.07	Diff.) 
			   8.1., 15.4.08 (2. Teil  
			   Medikamente, Diff.)

KVG Pflegefinanzierung	 16.2.05	 BBl 2005,	 SGK-SR	 SR	 SGK-NR	 NR	 13.6.08	 1.1.09 
		  2033	 29.8.05, 24.1., 	 19.9.06	 23.2., 25./26.4.,	 21.6.,	 (BBl 2008 5247) 
			   21.2., 24.4., 	 24.9.07 (Diff.)	 31.5.,	 4.12.07 (Diff.), 
			   21./22.8.06	 4.3.08 (Diff.)	 26.10.07 (Diff.)	 28.5.08 (Diff.) 
			   27.8.07 (Diff.)	 5.6.08 (Diff.)	 4.4.08 (Diff.)	 11.6.08 (Diff.) 
			   8.1.08 (Diff.)		

IV-Revision	 22.6.05	 BBl 2005,	 SGK-NR	 NR	 SGK-SR	 SR	 13.6.08 
Zusatzfinanzierung		  4623	 26.1.07,	 20.3.07,	 3.7., 27./28.8.,	 18.12.07 
			   17./18.1.08	 18./19.3.,	 12., 15., 16.10.,	 27.5., 4./5.6., 
				    11.6.08	 9.11.07	 12.6.08 (Diff.)

11. AHV-Revision. Leis-	 21.12.05	 BBl 2006,	 SGK-NR	 NR 
tungsseitige Massnahmen		  1957	 5.5.06, 25.1.,	 18.3.08 
			   22.2.07 Subkomm. 
			   16.11.07, 17./18.1.08

11. AHV-Revision. 	 21.12.05	 BBl 2006,	 SGK-NR	 NR 
Vorruhestandsleistung		  2061	 5.5.06, 25.1., 	 18.3.08 
			   22.2.07 Subkomm.  
			   16.11.07, 17./18.1.08

VI Ja zur Komplementär-	 30.8.06	 BBI 2006,	 SGK-NR	 NR	 SGK-SR	 SR 
medizin		  7591	 23.11.06,	 18./19.9.,	 16.10., 9.11.07	 13.12.07 
			   25.1.07, 	 19.12.07	 13.5., 26.6.08 
			   24.4.08		

NR = Nationalrat / NRK = Vorberatende Kommission des Nationalrates / SR = Ständerat / SRK = Vorberatende Kommission des Ständerates / WAK = Kommission für Wirtschaft und Abgaben/ 
SGK = Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit / RK = Kommission für Rechtsfragen / SiK = Sicherheitskommission/VI = Volksinitiative / SPK = Staatspolitische Kommission
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daten und fakten
	 Daten und Fakten	 Agenda

Agenda
Tagungen, Seminare, Lehrgänge

Datum Veranstaltung Ort Auskünfte

9./16.9.08 Grundausbildung  
eidg. Sozialversicherungen

Olten, Hotel Arte Fachschule für Personal
vorsorge AG, Bälliz 64
Postfach 2079
3601 Thun
T: 033 227 20 42
F: 033 227 20 45
info@fs-personalvorsorge.ch
www.fs-personalvorsorge.ch

11.9.08 Absenzen managen und 
Gesundheit fördern im Betrieb 
(18 Kurstage)

Olten, Fachhochschule 
Nordwestschweiz

Fachhochschule Nordwest-
schweiz, Riggenbachstr. 16
4600 Olten
www.fhnw.ch

18./19.9.08 7. Freiburger Sozialrechtstage Freiburg, Universität Weiterbildungsstelle, 
Universität Freiburg
Rue de Rome, 6
1700 Freiburg
T: 026 300 73 47
F: 026 300 96 49
formcont@unifr.ch
www.unifr.ch/formcont

17./18.10.08 Die Anhörung des Kindes in 
familienrechtlichen Verfahren 

Freiburg, Weiter
bildungszentrum 
Universität

Weiterbildungsstelle, 
Universität Freiburg
Rue de Rome, 6
1700 Freiburg
T: 026 300 73 47
F: 026 300 96 49
formcont@unifr.ch
www.unifr.ch/formcont

21./29.10.08 BVG-Seminar 2008 Bern, Hotel Bellevue 
Palace

Dr. Werner C. Hug AG, 
Kramgasse 17, 3000 Bern 8
T: 031 311 44 17
F: 031 311 21 40
drhug.ag@bluewin.ch

23.10.08 Arbeit im Ausland – sozialver
sicherungsrechtliche Hürden 
(Vgl. Hinweis)

Luzern, Hotel 
Schweizerhof

Universität Luzern, Luzerner 
Zentrum für Sozialversiche-
rungsrecht, Hofstrasse 9, 
Postfach 7464, 6000 Luzern 7
T: 041 228 77 54
F: 041 228 74 31
luzeso@unilu.ch

24.10.08 5. Schweizerischer Kongress für 
Gesundheitsökonomie und 
Gesundheitswissenschaften

Bern, Inselspital, 
Auditorium Ettore Rossi

Künzi Beratungen, 
Schachenstrasse 21, 
Postfach, 
4702 Oensingen
T: 062 396 10 49
F: 062 396 24 10
info@kuenzicons.ch

20./21.11.08 Bieler Tagung 2008 der EKKJ.
Jugendsexualität heute: 
Veränderungen, Einflüsse, 
Perspektiven

Biel, Kongresshaus Sekretariat der Eidgenössi-
schen Kommission für Kinder- 
und Jugendfragen EKKJ
Effingerstrasse 20
3003 Bern
T: 031 322 92 26
F: 031 324 06 75
ekkj-cfej@bsv.admin.ch
www.ekkj.ch

Arbeit im Ausland – 
sozialversicherungsrechtliche 
Hürden

Mobilität und grenzüberschreiten-
de Vernetzungen nehmen in der heu-
tigen Gesellschaft und im Wirt-
schaftsbereich immer mehr zu. Be-
rufliche Tätigkeiten im Ausland sind 
keine Seltenheit mehr, und der Ar-
beitskräftemangel in der Schweiz 
ruft nach Zuwanderung von auslän-
dischen Erwerbstätigen. Mit dem In-
krafttreten der FZA wurde das län-
derübergreifende Arbeiten stark 
vereinfacht. Heute sind in der 
Schweiz rund 20 % der Gesamtbe-
völkerung AusländerInnen, und 
10 % der schweizerischen Bevölke-
rung leben im Ausland. Diese Tatsa-
chen führen, insbesondere bei Arbeit 
im Ausland, zu sozialversicherungs-
rechtlichen Hürden. Bei welchen So-
zialversicherungen sind grenzüber-
schreitende Erwerbstätige unter-
stellt? Welche Modelle gibt es zur 
Weiterführung resp. Erhaltung des 
Vorsorgeschutzes bei einem Aufent-
halt im Ausland? Mit welchen Prob-
lemen im Leistungsbereich müssen 
ausländische Erwerbstätige in der 
Schweiz oder schweizerische Er-
werbstätige im Ausland rechnen? 
Welche Folgen erwachsen einer Ent-
wurzelung, gibt es einen Zusammen-
hang zwischen der Biografie von Im-
migrantInnen und typischen Krank-
heitsbildern? Welche verfahrens-
rechtlichen Besonderheiten gelten 
für AusländerInnen in der Schweiz? 
Dies sind nur einige der zentralen 
Fragen, die sich im Zusammenhang 
mit dieser aktuellen Thematik stel-
len und im Rahmen des 9. Zentrums-
tags geklärt und diskutiert werden 
sollen.
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Veränderung der Ausgaben in % seit 1980

 

KV Obligatorische Krankenpflegeversicherung OKPV	 1990	 2000	 2005	 2006	 2007	 VR1

Einnahmen	 Mio. Fr.	 8 869	 13 944	 18 907	 19 685	 …	 4,1%
davon Prämien (Soll)		  6 954	 13 442	 18 554	 19 384	 …	 4,5%

Ausgaben	 	 8 417	 14 056	 18 375	 18 737	 …	 2,0%
davon Leistungen		  8 204	 15 478	 20 383	 20 653	 …	 1,3%
davon Kostenbeteiligung		  –801	 –2 288	 –2 998	 –3 042	 …	 1,5%

Rechnungssaldo		  451	 –113	 532	 948	 …	 78,3%

Kapital		  …	 7 122	 8 499	 9 604	 …	 13,0%

Prämienverbilligung		  332	 2 545	 3 202	 3 309	 …	 3,3%

BV/2. Säule Quelle: BFS/BSV	 1990	 2000	 2005	 2006	 2007	 VR1

Einnahmen	 Mio. Fr.	 32 882	 46 051	 50 731	 …	 …	 5,5%
davon Beiträge AN		  7 704	 10 294	 13 004	 …	 …	 3,2%
davon Beiträge AG		  13 156	 15 548	 19 094	 …	 …	 5,8%
davon Kapitalertrag		  10 977	 16 552	 14 745	 …	 …	 5,5%

Ausgaben		  15 727	 31 605	 33 279	 …	 …	 –5,2%
davon Sozialleistungen		  8 737	 20 236	 25 357	 …	 …	 2,8%

Kapital		  207 200	 475 000	 545 300	 …	 …	 9,7%
Rentenbezüger/innen	 Bezüger	 508 000	 748 124	 871 282	 …	 …	 2,8%

EL zur IV 	 	 1990	 2000	 2005	 2006	 2007	 VR1

Ausgaben (= Einnahmen)	 Mio. Fr.	 309	 847	 1 286	 1 349	 1 419	 5,2%
davon Beiträge Bund		  69	 182	 288	 291	 306	 5,2%

davon Beiträge Kantone		  241	 665	 999	 1 058	 1 113	 5,2%

Bezüger/innen      (Personen, bis 1997 Fälle)	 30 695	 61 817	 92 001	 96 281	 97 915	 1,7%

IV		  1990	 2000	 2005	 2006	 2007	3	 VR1,3

Einnahmen	 Mio. Fr.	 4 412	 7 897	 9 823	 9 904	 11 786	 19,0%
davon Beiträge Vers./AG		  2 307	 3 437	 3 905	 4 039	 4 243	 5,0%
davon Beiträge öff. Hand		  2 067	 4 359	 5 781	 5 730	 7 423	 29,6%

Ausgaben		  4 133	 8 718	 11 561	 11 460	 13 867	 21,0%
davon Renten		  2 376	 5 126	 6 750	 6 542	 6 708	 2,5%

Rechnungssaldo		  278	 –820	 –1 738	 –1 556	 –2 081	 33,7%
Kapital		  6	 –2 306	 –7 774	 –9 330	 –11 411	 22,3%
Bezüger/innen IV-Renten	 Personen	 164 329	 235 529	 289 834	 298 684	 295 278	 –1,1%

EL zur AHV		  1990	 2000	 2005	 2006	 2007	 VR1

Ausgaben (= Einnahmen)	 Mio. Fr.	 1 124	 1 441	 1 695	 1 731	 1 827	 5,5%
davon Beiträge Bund		  260	 318	 388	 382	 403	 5,4%
davon Beiträge Kantone		  864	 1 123	 1 308	 1 349	 1 424	 5,6%

Bezüger/innen       (Personen, bis 1997 Fälle)	 120 684	 140 842	 152 503	 156 540	 158 717	 1,4%

AHV		  1990	 2000	 2005	 2006	 2007	 Veränderung in % 
							       VR1

Einnahmen	 Mio. Fr.	 20 355	 28 792	 33 712	 34 390	 34 801	 1,2%
davon Beiträge Vers./AG		  16 029	 20 482	 23 271	 24 072	 25 274	 5,0%
davon Beiträge öff. Hand 		  3 666	 7 417	 8 596	 8 815	 9 230	 4,7%

Ausgaben		  18 328	 27 722	 31 327	 31 682	 33 303	 5,1%
davon Sozialleistungen		  18 269	 27 627	 31 178	 31 541	 33 152	 5,1%

Rechnungssaldo		  2 027	 1 070	 2 385	 2 708	 1 499	 –44,7%
Kapital		  18 157	 22 720	 29 393	 32 100	 40 637	2	 26,6%
Bezüger/innen AHV-Renten	 Personen	 1 225 388	 1 515 954	 1 684 745	 1 701 070	 1 755 827	 3,2%
Bezüger/innen Witwen/r-Renten 	 74 651	 79 715	 96 297	 104 120	 107 539	 3,3%
Beitragszahler/innen AHV, IV, EO		 3 773 000	 3 904 000	 4 072 000	 4 105 000	 …	 ,…

AHV

EL zur AHV

IV

EL zur IV

BV (Sozialleistungen)
1985–87 keine Daten vorhanden

KV
1980–85
keine Daten vorhanden

statistik
	 Sozialversicherungsstatistik	 BSV, Bereich Statistik
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52,9%
56,9%

Veränderung der Ausgaben in % seit 1980

EO		  1990	 2000	 2005	 2006	 2007	 VR1

Einnahmen	 Mio. Fr.	 1 060	 872	 1 024	 999	 939	 –6,0%
davon Beiträge		  958	 734	 835	 864	 907	 5,1%

Ausgaben		  885	 680	 842	 1 321	 1 336	 1,2%
Rechnungssaldo		  175	 192	 182	 –321	 –397	 23,6%
Kapital		  2 657	 3 455	 2 862	 2 541	 2 143	 –15,6%

FZ		  1990	 2000	 2005	 2006	 2007	 VR1

Einnahmen geschätzt	 Mio. Fr.	 3 049	 4 517	 4 945	 5 009	 …	 1,3%
davon FZ Landw. (Bund)		  112	 139	 125	 120	 …	 –3,8%

ALV Quelle: seco		  1990	 2000	 2005	 2006	 2007	 VR1

Einnahmen	 Mio. Fr.	 776	 6 450	 4 805	 4 888	 5 085	 4,0%
davon Beiträge AN/AG		  648	 6 184	 4 346	 4 487	 4 668	 4,0%
davon Subventionen		  –	 225	  449	 390	 402	 3,1%

Ausgaben		  492	 3 514	 6 683	 5 942	 5 064	 –14,8%
Rechnungssaldo		  284	 2 935	 –1 878	 –1 054	 22	 –102,0%
Kapital		  2 924	 –3 157	 –2 675	 –3 729	 –3 708	 –0,6%
Bezüger/innen4	 Total	 58 503	 207 074	 322 640	 299 282	 261 341	 –12,7%

UV alle UV-Träger		  1990	 2000	 2005	 2006	 2007	 VR1

Einnahmen	 Mio. Fr.	 4 181	 5 993	 7 297	 …	 …	 5,5%
davon Beiträge der Vers.		  3 341	 4 671	 5 842	 …	 …	 8,5%

Ausgaben		  3 043	 4 547	 5 444	 …	 …	 1,5%
davon direkte Leistungen inkl. TZL	 2 743	 3 886	 4 680	 …	 …	 0,8%

Rechnungssaldo		  1 139	 1 446	 1 853	 …	 …	 19,5%
Kapital		  11 195	 27 483	 35 884	 …	 …	 6,9%

Gesamtrechnung der Sozialversicherungen GRSV* 2005
Sozialversicherungszweig	 Einnahmen	 Veränderung	 Ausgaben	 Veränderung		  Kapital
	 Mio. Fr.	 2004/2005	 Mio. Fr.	 2004/2005		  Mio. Fr.

AHV (GRSV)	 32 481	 2,5%	 31 327	 3,0%	 1 153	 29 393
EL zur AHV (GRSV)	 1 695	 2,7%	 1 695	 2,7%	 –	 –
IV (GRSV)	 9 823	 3,3%	 11 561	 4,2%	 –1 738	 –7 774
EL zur IV (GRSV)	 1 286	 7,5%	  1 286	 7,5%	 –	 –
BV (GRSV) (Schätzung)	 50 731	 5,5%	 33 279	 –5,2%	 17 452	 545 300
KV (GRSV)	 18 907	 3,4%	 18 375	 5,3%	  532	 8 499
UV (GRSV)	 7 297	 5,5%	 5 444	 1,5%	 1 853	 35 884
EO (GRSV)	 897	 1,9%	  842	 52,9%	 55	 2 862
ALV (GRSV)	 4 805	 0,1%	 6 683	 –5,5%	 –1 878	 –2 675
FZ (GRSV) (Schätzung)	 4 920	 2,0%	 4 857	 1,4%	 64	 …
Konsolidiertes Total (GRSV)	 132 122	 4,0%	 114 629	 0,6%	 17 493	 611 489

Volkswirtschaftliche Kennzahlen	 � vgl. CHSS 6/2000, S.313ff.

	 2000	 2001	 2002	 2003	 2004	 2005
Soziallastquote5 (Indikator gemäss GRSV)	 26,5	 27,5	 27,2	 27,4	 27,3	 27,9
Sozialleistungsquote6 (Indikator gemäss GRSV)	 19,9	 20,7	 20,9	 21,9	 22,2	 22,5

Arbeitslose	 ø 2005	 ø 2006	 ø 2007	 Mai 08	 Juni 08	 Juli 08
Ganz- und Teilarbeitslose	 148 537	 131 532	 109 189	 95 166	 91 477	 92 163

Demografie Basis: Mittleres Szenario A-00-2005, BFS 

	 2000	 2010	 2020	 2030	 2040	 2050
Jugendquotient7	 37,6%	 33,5%	 31,3%	 32,1%	 32,1%	 31,7%
Altersquotient7	 25,0%	 28,0%	 33,5%	 42,6%	 48,9%	 50,9%

1	 Veränderungsrate zwischen den beiden letzten verfügbaren Jahren.
2	 Inkl. Überweisung von 7038 Mio. Fr. Bundesanteil aus dem Verkauf des SNB-Goldes 

im Jahr 2007.
3	 Infolge NFA Werte mit Vorjahren nicht vergleichbar.
4	 Daten zur Arbeitslosigkeit finden Sie weiter unten.
5	 Verhältnis Sozialversicherungseinnahmen zum Bruttoinlandprodukt in %.
6	 Verhältnis Sozialversicherungsleistungen zum Bruttoinlandprodukt in %.

7	 Jugendquotient: Jugendliche (0–19-Jährige) im Verhältnis zu den Aktiven.
	 Altersquotient: Rentner/innen (>65-jährig) im Verhältnis zu den Aktiven.
	 Aktive: 20-Jährige bis Erreichen Rentenalter (M 65 / F 65).

Quelle: Schweiz. Sozialversicherungsstatistik 2007 des BSV; seco, BFS.
Auskunft: salome.schuepbach@bsv.admin.ch

UV

ALV

EO

neues 
UVG in 
Kraft seit 
1.1.84

GRSV: Einnahmen (schwarz) 
und Ausgaben (grau) 2005

Registrierte  
Arbeitslose  
seit 1980
(ab 1984 inkl.  
Teilarbeitslose)

*GRSV heisst: Gemäss den Definitionen der Gesamtrechnung der Sozialversicherungen, die Angaben können deshalb von 
den Betriebsrechnungen der einzelnen Sozialversicherungen abweichen. Die Einnahmen sind ohne Kapitalwertänderungen 
berechnet. Die Ausgaben sind ohne Rückstellungs- und Reservenbildung berechnet.

Rechnungs
saldo 
Mio. Fr.

	 Sozialversicherungsstatistik	 BSV, Bereich Statistik

in Tausend
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Literatur

Sozialpolitik

Isidor Wallimann (Hrsg.): Sozial­
politik nach Verursacherprinzip. 
Beispiele der Anwendung aus Ar-
beit, Gesundheit, Sucht, Schule und 
Wohnen. 220 Seiten. 2008. Fr. 49.–. 
ISBN 978-3-258-07326-2. Verlag 
Haupt, Bern. Der Wohlfahrtsstaat 
stösst ständig an neue finanzielle 
Grenzen. Unter anderem, weil heute 
die Instrumente der Sozialen Siche-
rung allzu leicht missbraucht werden 
können, sei es im Fall von Arbeitslo-
sigkeit, Krankheit, Invalidität oder 
bei Sucht und Wohnungsproblemen. 
Die Anwendung des Verursacher-
prinzips kann dieser Tendenz Ein-
halt gebieten. In der Umweltpolitik 
wurde das Verursacherprinzip als 
Instrument weiterentwickelt und er-
folgreich angewendet – juristisch, 
ökonomisch und gesellschaftspoli-
tisch. Diese Erfahrung soll nun auf 
die Sozialpolitik übertragen werden. 
Das Verursacherprinzip geht davon 
aus, dass Akteure für ihr Verhalten 
verantwortlich sind und zur Über-
nahme dieser Verantwortung ver-
pflichtet werden müssen. Ob und wie 
das Verursacherprinzip aber in der 
Sozialpolitik Anwendung finden 
könnte, darüber herrscht noch gros
se Ratlosigkeit und Uneinigkeit. Das 
vorliegende Buch soll den Weg dafür 
öffnen, das Verursacherprinzip auch 
in der Sozialpolitik zu denken und 
anzuwenden. Damit wird die Allge-
meinheit entlastet und darf aufhö-
ren, die Interessen von wenigen zu 
subventionieren.

Stefan M. Adam (Hrsg.): Die Sozi­
alfirma – wirtschaftlich arbeiten und 
sozial handeln. Beiträge zu einer so-
zialwirtschaftlichen Innovation. 169 
Seiten. 2008. Fr. 39.–. ISBN 978-3-
258-07294-4. Verlag Haupt, Bern. In 
jüngster Zeit ist ein zunehmendes 
Interesse am Thema Sozialfirma zu 

verzeichnen. Sozialfirmen beschäfti-
gen Menschen mit Leistungsbeein-
trächtigungen und verfolgen damit 
sowohl soziale als auch wirtschaftli-
che Ziele mit gleicher Priorität. Die-
se Form der sozialen Innovation ver-
sucht sich in der Schweiz vermehrt 
zu positionieren und durchzusetzen. 
Der Anspruch, soziale und wirt-
schaftliche Ziele in der neuen Un-
ternehmensform «Sozialfirma» ein-
zulösen, stellt hohe Anforderungen 
an Sozialunternehmende. Zu diesem 
Zweck geben Autoren und Autorin-
nen von Hochschulen und aus der 
Praxis mit ihren Beiträgen eine erste 
Orientierung zu den Chancen und 
Risiken einer Sozialfirma. Die Bei-
träge wurden zum grossen Teil erst-
mals an einer Tagung zum Thema 
«Sozialfirmen – Chancen und Ri
siken» im November 2006 an der 
Fachhochschule Nordwestschweiz 
referiert. Fragen zur Definition, zur 
volkswirtschaftlichen Bedeutung 
und zur Integration in den Arbeits-
markt werden ebenso beleuchtet  
wie Fragen zur Finanzierung, zur 
Rechtslage und zum Personalma-
nagement. 

Sozialversicherungen

Kurt Häcki: Kompaktwissen «So­
zialversicherungen in der Schweiz». 
144 Seiten. 2008. Fr. 22.–. ISBN 978-
3-7253-0863-7. Verlag Rüegger, Zü-
rich. Die Sozialversicherungen be-
gleiten uns ein Leben lang. Es be-
ginnt mit der Geburt und einem all-
fälligen Anspruch auf Mutterschafts-
entschädigung. Spätestens ab dem 
20. Altersjahr beginnt die Beitrags-
pflicht an die AHV/IV/EO. Wird ei-
ne Ehe geschieden, hat dies auch 
Auswirkungen auf die AHV und in 
einigen Fällen auf die berufliche 
Vorsorge. Im Alter zwischen 60 und 
70 stehen die Altersleistungen an 
und irgendwann tritt der Todesfall 
ein. Jede Person kennt die Sozialver-
sicherungen oder einzelne Teile da-

von und doch ist vieles unbekannt. Wir hören 
von Lücken, von Verbesserungen oder von 
Änderungen und können die Auswirkungen 
und Abhängigkeiten nicht abschätzen. Von 
vielen Instanzen, die an der Umsetzung der 
Sozialversicherungen mitwirken, erhalten wir 
Schreiben und Rechnungen. Wer für was zu-
ständig ist und wie das zusammenhängt, ist 
nicht immer klar und nachvollziehbar. Hier 
setzt das Buch an. Es gibt eine kompakte 
Übersicht über die einzelnen Teile, das Zu-
sammenspiel sowie die Organisation der Sozi-
alversicherungen. Es richtet sich an Selbst-
ständigerwerbende, an Arbeitgebende und 
Arbeitnehmende sowie an nichterwerbstätige 
Personen. Das Buch dient Personen, die in ei-
nem Bereich der Sozialversicherungen tätig 
sind, als kompaktes schnelles Nachschlage-
werk. Es ist mit aktuellen statistischen Daten 
gespickt und beinhaltet einen Ausblick über 
geplante Änderungen. 

Gesundheitswesen

René Schaffhauser, Ueli Kieser, Tomas Po-
ledna (Hrsg.): Das neue Medizinalberufe­
gesetz (MedBG). Referate der Tagung vom 
23. August 2007 in Luzern. 151 Seiten. 2008. 
Fr. 68.–. ISBN 978-3-908185-70-3. Institut für 
Rechtswissenschaft und Rechtspraxis, Uni-
versität St.Gallen. Am 1. Oktober 2007 trat 
das neue Bundesgesetz über die universitä-
ren Medizinalberufe (MedBG) in Kraft. Das 
Gesetz erfasst die Aus-, Weiter- und Fortbil-
dung der universitären Medizinalberufe, ord-
net die Berufsausübung und enthält wichtige 
organisatorische Bestimmungen, etwa zum 
Register der universitären Medizinalberufe. 
Erfasst sind Ärztinnen und Ärzte, Zahnärz-
tinnen und Zahnärzte, Chiropraktorinnen 
und Chiropraktoren, Apothekerinnen und 
Apotheker sowie Tierärztinnen und Tierärz-
te. Das bisherige kantonale Recht verliert sei-
ne Bedeutung weitestgehend. Wichtige Ent-
wicklungen treten insbesondere bei den Be-
rufspflichten ein. Das Institut für Rechtswis-
senschaft und Rechtspraxis führte am 23. Au-
gust 2007 in Luzern eine Tagung durch, die 
auf alle wichtigen Entwicklungen einging, 
diese mit Blick auf die Auswirkungen be-
leuchtete und die massgebenden Gesichts-
punkte aufzeigte.
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